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Allen Lesern und Autoren

des Österreichischen Anwaltsblattes

allen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten
mit Dank für ihren vielfältigen Einsatz im Rahmen

der Verfahrenshilfe und unserer Serviceeinrichtungen,
als mittlerweilige Stellvertreter und Kuratoren

allen Standesvertretern in den
Disziplinarräten, Kammeranwaltschaften und Ausschüssen

sowie den Anwaltsrichtern
mit Dank für ihre ehrenamtliche Tätigkeit

wünsche ich im Namen des Präsidiums und des Präsidentenrates
des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages

friedvolle und geruhsame Weihnachtsfeiertage sowie Glück
und Erfolg im Jahre 1999

Dr. Klaus Hoffmann
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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 0 . J a h r g a n g ,  D e z e m b e r  1 9 9 8 ,  H e f t  1 2

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Gen.-Sekr. Dr. Peter Wrabetz

In eigener Sache

„Rechtspolitik – Dokumentation“, wei-
ters die leicht lesbaren fachlichen
Rubriken „schon gelesen“ und die
Europaseiten.
Schließlich war es mir immer ein An-
liegen, durch Kurzberichte über wich-
tige standespolitische Beratungsergeb-
nisse, über Tagungen und Ehrungen
den Kolleginnen und Kollegen Infor-
mationen über die Arbeit der ehren-
amtlichen Funktionäre der Anwalt-
schaft zu geben. Dies ist gelegentlich
als „Hofberichterstattung“ mißverstan-
den und kritisiert worden. Ich meine
aber, daß auch in Zukunft und hof-
fentlich noch in verstärktem Maße die
Kollegenschaft erfahren soll, mit wel-
chen Fragen und Problemen sich Prä-
sidium, Präsidentenrat und Vertreter-
versammlung befassen, welche Kon-
takte aus festlichen Anlässen im In-
und Ausland gepflegt werden und
dies allenfalls sogar mit Photos. Die
Arbeit ist bildlich schwer darzustellen,
daher sind die festlichen Anlässe am
ehesten geeignet, in einer Photo-
berichterstattung aufzuscheinen.
Leider ist es bisher nicht gelungen, die
Redaktion des Anwaltsblattes wirklich
gesamtösterreichisch zu gestalten.
Die Rechtsanwaltskammern verfügen
fast alle über ausgezeichnete Kam-
mernachrichten und ähnliche Mittei-
lungsblätter, die auch grundsätzliche
Ausführungen zum Standesgeschehen
enthalten; diese sollten einer grö-
ßeren kollegialen Öffentlichkeit über

Kammersprengelgrenzen hinweg zu-
gänglich sein. Der Aufruf des ÖRAK-
Präsidenten an seine Präsidenten-
kollegen in den Bundesländern, gele-
gentlich einen aktuellen Beitrag zu
schreiben, blieb weitgehend ohne
Resonanz.

Die verfeinerten nachrichtentechni-
schen Einrichtungen werden auch zu
einer größeren Aktualität des Anwalts-
blattes beitragen. Meine Nachfolge-
rin, Frau Magister Monika Peschke,
die fachlich von der Publizistik kommt
und in die redaktionelle Produktion
des Anwaltsblattes voll eingearbeitet
ist, wird zweifellos – auch unter Be-
rücksichtigung der sehr repräsentati-
ven Ergebnisse der Leserbefragung –
neue Wege finden, das Österreichi-
sche Anwaltsblatt in der Aufbereitung
der Information zu neuen Ufern der
Leserakzeptanz zu führen.

Dazu wünsche ich ihr viel Glück und
Erfolg.

Ich habe mich bei vielen Kolleginnen
und Kollegen für ihre Mitarbeit, für
Ratschläge und Anregungen zu be-
danken, ebenso bei den Mitarbeitern
im Sekretariat, im Lektorat des Ver-
lages und in der Druckerei. In den
25 Jahren meiner Kammertätigkeit ha-
be ich ungefähr 500 längere und kür-
zere Beiträge für das Österreichische
Anwaltsblatt geschrieben, ich hoffe,
als einfacher Kollege noch einige hin-
zufügen zu können.

Da ich mit Jahresende 1998 meine
Tätigkeit als Generalsekretär des
ÖRAK beende, ist dies auch das letz-
te Heft des Österreichischen Anwalts-
blattes, das unter meiner Redaktion
erscheint. Die redaktionelle Gestal-
tung des Anwaltsblattes ist arbeits-
teilig zwischen Herausgeber, Redak-
tionsbeirat und Redakteur geregelt
und liegt überdies ein arbeitsmäßiger
Schwerpunkt in der redaktionellen
Produktion, das ist die Herstellung
des Satzspiegels, die Einteilung der
Beiträge, Korrekturen, Korrespondenz
mit den Autoren usw. So bleibt für die
schöpferische Leistung des Redakteurs
kein allzu großer Spielraum. Was
mich mit dem Anwaltsblatt verbindet,
ist der Umstand, daß ich meinen
ersten Beitrag über den legendären
Gründer der Rechtsanwaltskammer
Alexander von Mühlfeld im Heft 3 des
Jahres 1975 geschrieben habe und
seither in meinen verschiedenen Funk-
tionen als Ausschußmitglied, ÖRAK-
Delegierter, Vizepräsident der Rechts-
anwaltskammer Wien und schließlich
als Generalsekretär ständig um das
Anwaltsblatt bemüht war.
Mein Anliegen war immer, neben
Abhandlungen und Entscheidungen
sowie den amtlichen Verlautbarun-
gen, die Information für die Kollegen-
schaft über das Standesgeschehen zu
verstärken. So entstanden neben dem
„aktuellen Beitrag“ die ständigen Ru-
briken „wichtige Informationen“ und

AnwBl 1998/12 715



716 AnwBl 1998/12



AnwBl 1998/12 717

Autoren dieses Heftes:
RA Dr. Manfred Ainedter, Wien

RA Hon.-Prof. Dr. Wolf-Dieter Arnold, Wien

RA Univ.-Prof. DDr. Walter Barfuß, Wien

RA Dr. Gerhard Benn-Ibler, Wien

RA Dr. Harald Bisanz, Wien

Dr. Alexander Christian, Wien

RA Mag. Dr. Wolfgang Fromherz, Linz

RA Dr. Karl Hempel, Wien

RA Dr. Herbert Hochegger, Wien

RA Dr. Klaus Hoffmann, Wien

RA Dr. Susanne Hüppi, Zürich

RA Dr. Ruth E. Hütthaler-Brandauer, Wien

RA Dr. Peter Knirsch, Wien

RAA Mag. Thomas König, Wien

Mag. Monika Peschke, Wien

RA Dr. Christoph Petsch, Wien

RA Dr. Peter Posch, Wels

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, Wien

RA Prof. Dr. Walter Schuppich, Wien

RA Dr. Werner Steinacher, Salzburg

Dr. Manfred Stimmler, Wien

Dr. Christine Stix-Hackl, Wien

RA Prof. Dr. Walter Strigl, Wien

RA Prof. DDr. Hellwig Torggler, Wien

Univ.-Ass. MMag. Christoph Urtz, Wien

ao. Univ.-Prof. Dr. Andreas Venier, Innsbruck

RA Dr. Peter Wrabetz, Wien

RA Dr. Hanno Zanier, Wien

RA Dr. Peter Zöchbauer, Wien

Der aktuelle Beitrag
In eigener Sache – Gen.-Sekr. Dr. Peter Wrabetz 715

Rechtspolitik – Dokumentation
Stellungnahme zum Entwurf für das Ehe- und Scheidungsrechtsänderungsgesetz 1998

718

Wichtige Informationen 723

Termine 724

Schon gelesen? 726

Abhandlungen

Hon.-Prof. RA Dr. Wolf-Dieter Arnold
Die Rückforderung des bezahlten Strafbetrages nach Aufhebung der im
verwaltungsbehördlichen Finanzstrafverfahren ergangenen Strafentscheidung
(Strafverfügung) – kein Anwendungsfall des Art 137 B-VG

728

ao.Univ.-Prof.  Dr. Andreas Venier
Der Beschuldigte und sein Verteidiger im Vorverfahren –
zum Diskussionsentwurf des BMJ mit Blick auf die Rechtslage in Italien

730

Dr. Christine Stix-Hackl

Europa-Seiten 738

Amtliche Mitteilungen

Änderungen der Liste
740

Oberösterreich
745

Wien
746

Kundmachung
749

Gesetzgebung
Eingelangte Gesetzesentwürfe

750

Berichte

ÖRAK
753

Oberösterreich
757

Wien
758

Bozen: Treffen der Kammerpräsidenten benachbarter und befreundeter
Rechtsanwaltskammern

759

AIJA-Jahreskongreß 1998
760

19. DACH-Tagung
760

Veranstaltungen
762

Pressespiegel 765

Rechtsprechung 768

Literaturbericht
776

Indexzahlen 779

Anzeigen 783

Inhalt

Impressum
Medieninhaber und Verleger: MANZ’sche Verlags- und

Universitätsbuchhandlung GmbH,

A-1014 Wien, Kohlmarkt 16

Herausgeber: RA Dr. Klaus Hoffmann, Präsident des Österreichischen

Rechtsanwaltskammertages, A-1010 Wien, Rotenturmstraße 13,

Tel. 535 12 75, Telefax 535 12 75 13, e-mail: rechtsanwaelte@oerak.or.at

Internet: http://www.oerak.or.at

Hersteller: MANZsche Buchdruckerei, A-1050 Wien,

Siebenbrunnengasse 21

Layout: Böckle & Gmeiner, Fußach

Verlags- und Herstellungsort: Wien

Redakteur: RA Dr. Peter Wrabetz, Generalsekretär des

Österreichischen Rechtsanwaltskammertages

Redaktionsbeirat: Dr. Harald Bisanz, Dr. Klaus Hoffmann,

Prof. Dr. Walter Schuppich, Prof. Dr. Walter Strigl, Dr. Peter Wrabetz

Redaktionelle Produktion: Mag. Monika Peschke

Anzeigenannahme: Günter Koch, Tel. (01) 879 24 25

Grundlegende Richtung: Juristische Fachzeitschrift, im besonderen

für das Berufsrecht der Rechtsanwaltschaft, zugleich Organ des

Österreichischen Rechtsanwaltskammertages und der österreichischen

Rechtsanwaltskammern.

Zitiervorschlag: AnwBl 1998, Seite

Erscheinungsweise: 12 Hefte jährlich

Bezugsbedingungen: Der Bezugspreis für die Zeitschrift beträgt jährlich

öS 2190,– zuzüglich Versandspesen. Das Einzelheft kostet öS 219,–.

Wird an Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter unentgeltlich

abgegeben.

Nachdruck, auch auszugsweise, ist mit Zustimmung der Redaktion unter

Angabe der Quelle gestattet. Namentlich gezeichnete Beiträge geben

ausschließlich die Meinung der Autoren wieder.



718 AnwBl 1998/12

Rechtspolitik – Dokumentation

ÖRAK

Der ÖRAK hat sich in besonderer Weise mit dem Entwurf des
Ehe- und Scheidungsrechtsänderungsgesetzes auseinandergesetzt.
Eine Reihe von Veranstaltungen wurde diesem Thema, das wohl
auch gesellschaftspolitisch kontroversiell ist, gewidmet. So gab es
eine Podiumsdiskussion in der Politischen Akademie, aber auch
Pressegespräche. Da in den Medien von Politikern immer wieder
Bezug auf die Stellungnahme der Rechtsanwaltskammer genom-
men wird, soll diese Stellungnahme im Volltext zur Kenntnis ge-
bracht werden.

Referent RA Dr. Michael Czinglar, Wien

Stellungnahme zum Entwurf für das Ehe- und
Scheidungsrechtsänderungsgesetz 1998

Zum Entwurf des Ehe- und Scheidungsrechtsänderungsgesetzes –
EheSchRÄG – darf grundsätzlich festgehalten werden, daß einige
der geplanten Änderungen durchaus begrüßt werden, andere
Änderungen aber in der vorliegenden Fassung abgelehnt werden,
weil einerseits ein Änderungsbedarf gar nicht gegeben ist, wie zB
hinsichtlich des § 82 Abs 2 EheG, andererseits aber die geplanten
Änderungen, gerade was den Unterhalt des allein oder über-
wiegend schuldigen Eheteiles betrifft, ein völlig falsches Zeichen
setzen würden und darüber hinaus in ihren Konsequenzen und in
ihren tatsächlichen Auswirkungen weit über den Rahmen hinaus-
gehen würden, der an und für sich vom Ministerium gedacht ist. Im
einzelnen gibt der Rechtsanwaltskammertag sohin nachstehende
Stellungnahme ab:

I. Änderung des ABGB

1. Die Aufhebung des zweiten Satzes des § 90 wird begrüßt, weil
die Verpflichtung des Ehegatten, im Erwerb des anderen mitzuwir-
ken, am Ende des 20. Jahrhunderts wohl als überholt angesehen
werden kann. Da üblicherweise auch Frauen heute eine eigenständi-
ge Berufsausbildung haben und in aller Regel auch einen eigenen
Beruf ausüben, hat sich diese Bestimmung selbst überlebt. Bedeutung
haben könnte diese Bestimmung zB noch im ländlichen Raum, bei
bäuerlichen Familien, wo sich aber die Verpflichtung zur Mitwirkung
schon aus der allgemeinen Beistandspflicht ergeben kann.
2. Auch gegen die Novellierung des § 91 Abs 1 ABGB bestehen
seitens der Rechtsanwaltschaft keine Bedenken, da durch die Beto-
nung des parnterschaftlichen Gedankens in der Ehe sicherlich
auch ein allenfalls „erzieherischer“ Faktor verbunden sein kann.
Da der Gedanke der Partnerschaft das Eherecht insgesamt be-
herrscht, ist es durchaus legitim zu verlangen, daß, natürlich unter
Berücksichtigung der jeweiligen Lebenssituation, wie Beruf, Haus-
haltsführung etc, die Ehepartner ihre Beiträge so erbringen, daß
insgesamt von einer Ausgewogenheit der Beiträge ausgegangen
werden kann.

Begrüßt wird auch die Novellierung des § 91 Abs 2 ABGB, die es
in Hinkunft einem Ehepartner auch einseitig ermöglicht, seine per-
sönliche Lebensgestaltung zu ändern, ohne daß dies dem anderen
Partner per se einen Scheidungsgrund an die Hand geben würde.
Diese Neuregelung wird sicherlich vielen haushaltsführenden Ehe-
gattinnen zugute kommen, die wieder in das Berufsleben einstei-
gen wollen oder auch umgekehrt. Die Ehepartner haben sich in
einem solchen Fall um ein Einvernehmen zu bemühen, doch würde
es der Neugestaltung der ehelichen Lebensgemeinschaft nicht ent-
gegenstehen, wenn trotz einer solchen Bemühung ein Einverneh-
men nicht erzielt werden kann. Jedenfalls darf darauf verwiesen
werden, daß derjenige Ehepartner, der die Neugestaltung der
ehelichen Lebensgemeinschaft für sich in Anspruch nimmt, immer
im Auge zu behalten hat, daß für ihn noch immer der § 91 Abs 1
ABGB (neu) gilt, das heißt, er hat seine persönliche Lebensgestal-
tung so einzurichten, daß auch in Zukunft die volle Ausgewogen-
heit der Beiträge der Ehegatten gegeben ist.
3. Die Aufhebung des § 92 Abs 3 ABGB wird ebenfalls zustim-
mend zur Kenntnis genommen, da diese Bestimmung in der Praxis
nie eine entsprechende Bedeutung erlangt hat. Auch kann es heut-
zutage, wo häufig beide Ehepartner einer beruflichen Tätigkeit
nachgehen, durchaus vorkommen, daß aus beruflichen Gründen
teilweise oder ganz, für kürzere oder längere Zeiträume, eine
getrennte Haushaltsführung notwendig ist.
4. Auch der Novellierung des § 94 Abs 3 ABGB steht die Rechts-
anwaltschaft positiv gegenüber, da es sicherlich nicht mehr dem
Selbstwertgefühl des haushaltsführenden Ehepartners entspricht,
wenn der unterhaltspflichtige Ehepartner den Unterhalt mehr oder
weniger zur Gänze ohne zwingenden Grund in natura leistet und
der Unterhaltsberechtigte um das sogenannte Taschengeld „bet-
teln“ muß. Allerdings ist gerade hier die Rechtsprechung aufgefor-
dert zu verhindern, daß diese Bestimmung durch den unterhalts-
berechtigten Teil mißbräuchlich in Anspruch genommen werden
wird, da durchaus Fälle vorstellbar sind, wo durch die Deckung
der ehelichen Fixkosten für Miete, Kreditrückzahlungen, PKW etc
die vorhandenen Barmittel schon mehr oder weniger ganz er-
schöpft werden. In solchen Fällen wäre das Verlangen, den Unter-
haltsanspruch ganz oder vielleicht auch nur in Teilen in bar auszu-
bezahlen, jedenfalls nach Ansicht des Rechtsanwaltskammertages
rechtsmißbräuchlich, da dann die Situation eintreten könnte, daß
die vorhandenen Mittel zur Deckung aller finanziellen Belange
nicht mehr ausreichen und der Unterhaltsverpflichtete sich gera-
dezu verschulden müßte.

II. Änderungen des Ehegesetzes

5. Die Aufhebung der §§ 47 und 48 EheG und die damit im
Zusammenhang stehende Novellierung des § 49 EheG wird insge-
samt begrüßt. Wie auch in den erläuternden Bemerkungen zu
dieser Novellierung ausdrücklich festgehalten wird, soll und wird
dadurch der Ehebruch in keiner Weise bagatellisiert, sondern wer-
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den in Zukunft nur völlig unbillige Ergebnisse vermieden, die aber
in der Vergangenheit öfters dadurch eingetreten sind, daß der Ehe-
bruch als absoluter Scheidungsgrund, sohin ohne Berücksichtigung
einer allfällig bereits vorliegenden Zerrüttung der Ehe, gegolten
hat. Um den vielzitierten Seitensprung einmal mehr zu strapazie-
ren, war bzw ist es nach der derzeitigen Gesetzeslage möglich,
daß eine an und für sich unterhaltsberechtigte Ehefrau ihre Unter-
haltsansprüche verlieren würde durch einen derartigen „Ausrut-
scher“, ungeachtet des Umstandes, daß die Ehe schon seit langem
zerrüttet ist und allenfalls den Ehegatten daran das überwiegende
Verschulden trifft. Es ist daher bei Würdigung aller Umstände
rechtsdogmatisch völlig richtig, auch diese beiden Eheverfehlun-
gen in die sonstigen Eheverfehlungen zu integrieren und sie am
Zerrüttungsprinzip zu orientieren.
Positiv wird auch gesehen, daß als schwere Eheverfehlung nicht
nur die Zufügung von körperlichem Leid, sondern auch von seeli-
schem Leid expressis verbis in den § 49 EheG aufgenommen wird.
Während es sich heutzutage schon in den meisten Bevölkerungs-
schichten herumgesprochen hat, daß das Zufügen von körper-
lichem Leid unakzeptabel ist, ist das Zufügen seelischer Qualen
eine oft viele subtilere Art und Weise, eine Ehepartner „fertigzu-
machen“. Es ist daher zu begrüßen, wenn der Gesetzgeber gerade
auch auf diesen Punkt ausdrücklich hinweist und klarstellt, daß
auch das Zufügen seelischen Leides eine schwere Eheverfehlung
darstellt.
6. Was nun den Unterhalt für den allein oder überwiegend schul-
digen Ehepartner betrifft, der in § 68a EheG eingeführt werden
soll, bestehen gegen den Entwurf in der derzeitigen Fassung
schwerste Bedenken seitens der Rechtsanwaltschaft.
Begründet wird die Notwendigkeit dieser Novellierung durch das
Ministerium damit, daß der haushaltsführende Ehepartner nicht
durch eine einmalige Verfehlung seine Unterhaltsansprüche ver-
wirken sollte, was aber nach der jetzigen Gesetzeslage zB bei
Ehebruch der Fall ist, da, wie bereits vorhin erwähnt, der „Seiten-
sprung“ dem anderen Ehepartner derzeit einen absoluten Schei-
dungsgrund an die Hand gibt. Die Notwendigkeit der Einfügung
des § 68a wird sohin schon dadurch teilweise überflüssig, daß
der Ehebruch als absoluter Scheidungsgrund wegfällt und sohin
auch in diesem Fall zu prüfen ist, ob dadurch eine Ehe einerseits
überhaupt zerrüttet wird, andererseits, ob die Ehe nicht zum Zeit-
punkt des Ehebruches bereits zerrüttet war.
Interessant sind beim Studium des Entwurfes die erläuternden
Bemerkungen, aus denen sich ergibt, daß es dem Ministerium gar
nicht so sehr um das Wohl der haushaltsführenden Ehefrauen geht,
sondern darum, daß solche Frauen „der öffentlichen Hand nicht
zur Last fallen sollten“, dann nämlich, wenn sie als allein oder
überwiegend schuldiger Eheteil ihren Unterhaltsanspruch verwirkt
haben und sich nicht selbst erhalten können. Was der Entwurf
daher in Wahrheit will, ist, diese finanzielle Belastung dem schuld-
losen Ehegatten aufzubürden.

Dieser Unterhaltsanspruch des allein oder überwiegend schuldigen
Ehegatten soll darüber hinaus nach den erläuternden Bemerkun-
gen gewissermaßen ein Ausgleich dafür sein, was er, nämlich der
schuldige Teil, gemeint ist die Ehefrau, in die Ehe investiert, vor
allem aber der Ehe an eigenen Berufsmöglichkeiten geopfert hat.
Damit wird aber vom Ministerium einmal mehr versucht, in der
Öffentlichkeit den Eindruck zu erwecken, daß jede Frau, die nicht
berufstätig ist, sondern den Haushalt führt, ein Opfer des Systems
ist bzw sich selbst opfert. Daß es auch heute noch viele Frauen
gibt, denen die Erziehung der Kinder und die Führung des Haus-
haltes wichtiger ist als eine berufliche Karriere und die daher weit
davon entfernt sind, sich als Opfer eines Systems zu sehen, wird
vom Entwurf bzw den erläuternden Bemerkungen schamhaft ver-
schwiegen.
Tatsache ist, daß durch die Einführung des § 68a im Zusammen-
hang mit dem geltenden Ehe- und Familienrecht völlig systemwid-
rig und in Verkennung des Umstandes, daß die Ehe ein zweiseitig
verbindlicher Vertrag ist, dem an der Ehescheidung allein oder
überwiegend schuldigen Ehepartner in Wahrheit ein umfassen-
der Unterhaltsanspruch gewährt werden soll. Tatsache ist aber
auch, daß die aus dem Ehevertrag entspringenden wechselseiti-
gen Rechte und Pflichten auf Dauer angelegt sind und es daher
nicht angehen kann, daß die Ehegattin gegen diese Pflichten nur
deshalb ohne Konsequenzen verstoßen darf, weil sie vielleicht
schon viele Jahre verheiratet ist oder Kinder großgezogen hat und
dann trotz eines allenfalls eklatanten und andauernden Vertrags-
bruches auch noch mit einem Unterhalt „belohnt“ wird.
Festgehalten werden soll an diesem Punkt auch, daß diese neue
gesetzliche Bestimmung zum weitaus überwiegenden Teil nur
Frauen zugute kommen und die unschuldigen oder weniger schul-
digen Ehegatten belasten würde, da in der heutigen Praxis und
absehbaren Zukunft die haushaltsführenden Ehemänner noch sehr
rar sind. Die Einführung dieses neuen Unterhaltsanspruches kann
daher in der vorliegenden Fassung, wie nachstehend noch näher
ausgeführt werden wird, nur als völlig einseitige geschlechtsspezi-
fische Maßnahme verstanden werden mit dem Hintergedanken der
Schonung des staatlichen Budgets zu Lasten der Ehemänner.
Das wäre sicherlich das falsche Zeichen zur falschen Zeit, da
es nämlich in Wahrheit nur bedeuten würde, daß, ganz gleich,
was eine Ehegattin in einer Ehe auch macht, sie zwar allenfalls
Gefahr läuft, daß die Ehe geschieden wird, sie aber dafür noch
mit einem Unterhalt abgefunden werden müßte. Ein solcher Unter-
haltsanspruch wäre nicht nur rechtsdogmatisch völlig systemwid-
rig, sondern würde auch gegen das Rechtsempfinden jedes normal
denkenden Menschen verstoßen und damit der Institution „Ehe“
insgesamt schaden.
Interessanterweise wird gerade in den erläuternden Bemerkungen
zu diesem Punkt angeführt, daß ein gänzliches Abgehen vom
Verschuldensprinzip bei Unterhaltsgewährung keinen gesellschaft-
lichen Konsens finden würde. Völlig zu Recht wird auch darauf
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hingewiesen, daß durch eine solche Novelle gerade in einem so
sensiblen Bereich ein noch nicht vorhandenes Bewußtsein und
Verständnis der Bevölkerung nicht erzeugt werden kann, sondern
daß solche Novellierungen erst dann in Betracht kommen, wenn
sie bereits die gesellschaftliche Akzeptanz gefunden haben. Die
Rechtsanwaltschaft ist überzeugt, daß bei einer repräsentativen
Umfrage eine deutliche Mehrheit der Bevölkerung diese Abkehr
vom Verschuldensprinzip als ungerecht ablehnen würde. Da dem
Ministerium dieses Problem offensichtlich bewußt ist, versucht es
die Bedeutung dieser Novellierung herunterzuspielen und auf
„Härtefälle“ einzuschränken. Tatsächlich ist diese Novelle, daß
heißt der § 68a, aber keineswegs auf Härtefälle beschränkt,
sondern würde dem allein oder überwiegend schuldigen haushalts-
führenden Ehegatten ganz allgemein unter zwei Voraussetzungen
einen Unterhaltsanspruch zubilligen, der jedenfalls über den Unter-
haltsanspruch hinausgeht, der bei gleichteiligem Verschulden in
§ 68 EheG bereits vorgesehen ist, ja unter Umständen sogar so
weit gehen kann, wie der normale Unterhaltsanspruch nach § 66
EheG. Dies ergibt sich aus der Textierung des § 68a, andererseits
aber auch aus den erläuternden Bemerkungen, wo ausdrücklich
darauf hingewiesen wird, daß der Unterhaltsanspruch nach § 68a
den Billigkeitsunterhalt nach § 68 EheG übersteigen kann und der
nach § 68a EheG Unterhaltsbedürftige nicht auf eine einfache
Lebensführung verwiesen werden soll und ihm nicht bloß wie nach
§ 68 EheG ein Beitrag zu seinem Unterhalt zustehen soll, sondern
er vielmehr grundsätzlich Anspruch darauf haben soll, daß seine
gesamten Bedürfnisse durch die Unterhaltsleistung nach dieser
Gesetzesstelle abgedeckt werden.

Die zwei vorerwähnten Voraussetzungen für die Unterhaltsgewäh-
rung sind, daß dem geschiedenen Gatten aus bestimmten Grün-
den nicht mehr zugemutet werden kann, die für seinen Unterhalt
erforderlichen Mittel aus eigenem aufzubringen, und daß die
Gewährung des Unterhaltes nicht unbillig scheinen darf. Bei der
heutigen Arbeitsmarktsituation würde dies bedeuten, daß

• eine Ehefrau, die überhaupt nie einen Beruf erlernt oder ausge-
übt hat,

• eine Ehefrau, die zwar allenfalls eine Berufsausbildung hat bzw
früher gearbeitet hat, dann aber durch Jahre hindurch als haus-
haltsführende Ehegattin aus dem Berufsleben ausgeschieden
war und sich in etwa in der Mitte ihres Lebens befindet, jeden-
falls als am Arbeitsmarkt nicht vermittelbar angesehen werden
würde und daher das Kriterium der Unzumutbarkeit gegeben
wäre.

Daran ändert auch nichts, daß die Gewährung eines solchen
Unterhaltes nicht „unbillig“ erscheinen darf. Auch hier wird in den
erläuternden Bemerkungen eindeutig klargestellt, daß ein solcher
Unterhaltsanspruch nur bei besonders krassen Eheverfehlungen
unbillig wäre, wobei dem Ministerium als solches Beispiel gerade
noch ein Mordanschlag auf den Ehegatten einfällt. In Wirklichkeit

würde dies bedeuten, daß, abgesehen von ganz jungen Ehe-
frauen, die dem Arbeitsmarkt vielleicht nur kurze Zeit ferngeblie-
ben sind, alle Ehegattinnen, auch wenn sie allein oder über-
wiegend schuld am Scheitern der Ehe sind und ohne eigenes
Einkommen dastehen, ein Unterhaltsanspruch auf Dauer und in
voller Höhe gegen den schuldlosen Ehegatten eingeräumt werden
würde.
Von seiten der Richterschaft ist oft der Einwand erhoben worden,
daß bei streitigen Ehescheidungen es in der Regel sehr schwer ist
festzustellen, wen das überwiegende Verschulden an einer Ehe-
scheidung trifft. Sie erhofft sich daher durch den Wegfall des Ver-
schuldenskriteriums einen Wegfall von solchen streitigen Eheschei-
dungen. Gerade das würde aber durch den vorliegenden Entwurf
nicht erreicht werden, da durch das unbestimmte Tatbestandsmerk-
mal der „Unbilligkeit“ wiederum unter diesem Aspekt über das
Verschulden gestritten würde, da sich der Ehegatte natürlich gegen
einen solchen Unterhaltsanspruch damit wehren würde, daß er
vorbringt, daß dieser im Hinblick auf die Gesamtsituation und das
Verhalten der Ehegattin unbillig wäre. Es würde sich daher auch
von dieser Seite her an der bestehenden Situation gar nichts
ändern und das Verschulden wie bisher nur über den Umweg der
„Unbilligkeit“ geprüft werden.
Wenn es daher dem Gesetzgeber tatsächlich ernst wäre, nur
besondere Härtefälle zu berücksichtigen, wogegen sich die Rechts-
anwaltschaft nicht ausspricht, müßte in einem solchen Fall rechts-
systematisch der Unterhaltsanspruch eines solchen Ehepartners
unterhalb des Unterhaltsanspruches bei gleichteiligem Verschulden
nach § 68 EheG angesiedelt werden. Um dies zu erreichen, müßte
daher ein solcher Unterhaltsanspruch der Höhe nach unter der
des § 68 EheG liegen, zeitlich aber jedenfalls begrenzt werden,
wobei eine Maximaldauer von drei Jahren gerade noch vertretbar
erscheint. Um daher wirkliche Härtefälle auszugleichen, würde es
reichen, den § 68 EheG dahingehend zu novellieren, daß diesem
ein Absatz 2 angefügt wird, der wie folgt lauten könnte:
„Das Gleiche gilt auch für den allein oder überwiegend schuldigen
Ehegatten, soweit dieser aufgrund der Pflege und Erziehung aus
der Ehe stammender Kinder oder aufgrund der Gestaltung der
früheren ehelichen Lebensgemeinschaft sich nicht selbst unterhalten
kann, ihm dies auch nicht zumutbar ist und unter der weiteren
Voraussetzung, daß die Gewährung eines solchen Unterhaltsbei-
trages besonders im Hinblick auf die Gründe der Scheidung nicht
unbillig scheint. In diesem Fall ist die Unterhaltspflicht zeitlich mit
maximal drei Jahren zu beschränken.
§ 67 Abs 1 und 2 finden entsprechende Anwendung.“
Auf diese Art und Weise wäre gewährleistet, daß wirkliche Härte-
fälle berücksichtigt werden könnten und der Unterhaltsanspruch in
solchen Fällen sich in das bereits bestehende System eingliedern
würde. Auch wäre es in einem solchen Fall durchaus zumutbar,
daß der Unterhaltsanspruch dann zur Gänze wegfallen würde,
wenn iSd § 67 Abs 2 der an und für sich Unterhaltsberechtigte
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seine Bedürfnisse aus dem Stamm seines Vermögens bestreiten
kann.
7. Gegen die Einführung des § 69a Abs 2 EheG bestehen keine
Bedenken, da hier nur expressis verbis auch für den Fall, daß bei
einer Scheidung im Einvernehmen nach § 55a EheG keine wirk-
same Unterhaltsvereinbarung getroffen wurde, die Regel des § 69
Abs 3 EheG gelten soll.
8. Demgegenüber besteht aber nach Ansicht der Rechtsanwalt-
schaft überhaupt kein Bedürfnis an der Einführung des § 69b EheG.
Die unterhaltsrechtlichen Bestimmungen bei einer Scheidung nach
§§ 50–52 bzw § 55 EheG sind bereits in § 69 EheG ausreichend
geregelt, sodaß eine weitere, über diese Bestimmung hinaus-
gehende Regelung des Unterhaltsanspruches, wie sie jetzt in
§ 69b vorgesehen ist, überflüssig bzw unbillig wäre. Dies würde
nur dazu führen, daß wir eine Vielzahl verschiedener Unterhalts-
ansprüche hätten, nämlich nach §§ 66, 68, 68a, 69, 69a und
69b EheG.
Wenn § 69b eingeführt werden würde, hätte dies unter Umstän-
den die Folge, daß die haushaltsführende Ehegattin, die ihren
Ehemann wegen eines Liebhabers verläßt, nach drei Jahren eine
Scheidungsklage einbringt und dann noch als allein oder überwie-
gend schuldiger Teil einen Unterhaltsanspruch verlangen könnte,
und zwar obwohl sie ihr ehebrecherisches Verhältnis durch all
diese Jahre hindurch weiter aufrechterhalten hat und hält. Hier
kann doch wohl beim besten Willen nicht mehr von einem Härte-
fall gesprochen werden, der durch § 68a bzw 69b abgemindert
werden soll. Der Rechtsanwaltskammertag ist vielmehr der Ansicht,
daß der § 69 völlig ausreichend ist in seiner derzeitigen Ausgestal-
tung. Auch hier zeigt sich wiederum ganz klar, daß es dem
Gesetzgeber nicht darum geht, Härtefälle auszugleichen, sondern
das gesamte Verschuldensprinzip zum Kippen zu bringen und
Unterhalt völlig unabhängig vom Verschulden immer demjenigen
Ehepartner zu gewähren, der als mehr bedürftig anzusehen ist.
In den Fällen der §§ 50–52 kann es praktisch zu keinem Verschul-
densausspruch zu Lasten des kranken Ehepartners kommen, da die
Krankheit ja kein Verschulden darstellt. Enthält ein solches Urteil
daher trotzdem einen Schuldausspruch, kann dieser nur den
„gesunden“ Ehepartner betreffen und wäre es daher geradezu
weltfremd, wollte man durch die Einführung des § 69b den gesun-
den und allein oder überwiegend schuldigen Ehepartner in diesen
Fällen noch mit einem Unterhalt belohnen. Der geplante § 69b ist
daher als völlig systemwidrig zur Gänze abzulehnen.
9. Auch die Novellierung des derzeitigen § 82 Abs 2 EheG betref-
fend den Hausrat und die Ehewohnung wird vom Rechtsanwalts-
kammertag als unnotwendig und nicht sachgerecht abgelehnt. Es
mag zwar, wie in den erläuternden Bemerkungen erwähnt wird,
richtig sein, daß nach der derzeitigen Textierung des § 82 Abs 2
die Ehewohnung bereits jetzt in die Aufteilung aufzunehmen ist,
doch hat sich die Lehre und Rechtsprechung völlig zu Recht auf den
einhelligen Standpunkt gestellt, daß sowohl die Ehewohnung als

auch der Hausrat, die von einem Ehegatten in die Ehe einge-
bracht, von Todes wegen erworben oder von dritter Seite ge-
schenkt wurden, nur dann einzubeziehen sind, wenn ein Ehegatte
zur Sicherung seiner Lebensbedürfnisse auf deren Weiterbenüt-
zung angewiesen ist. Es besteht weder ein rechtlicher noch sach-
politischer Grund, die Ehewohnung, die entweder in die Ehe ein-
gebracht, von dritter Seite geschenkt oder von Todes wegen erwor-
ben wurde, in die Aufteilung des ehelichen Vermögens einzubezie-
hen, wenn der andere Ehepartner auf deren Weiterbenützung gar
nicht angewiesen ist, weil er zB selbst über eine ausreichende
Wohnmöglichkeit verfügt. Die geplante Novellierung hätte zur
Folge, daß zB dann, wenn beide Ehepartner ein eigenes Haus in
die Ehe mitbringen, sich dann entschließen, in einem der beiden
Häuser zu wohnen, im Falle der Scheidung dieses Haus in die
Aufteilung einbeziehen müßten, obwohl der andere Ehegatte
selbst ein eigenes Haus hat. Diese Bestimmung würde daher nicht
einem sachlich gerechtfertigten Zweck, nämlich der Sicherung des
Wohnbedürfnisses, dienen, sondern nur der Vermögensvermeh-
rung des anderen Ehepartners. Tatsächlich vermögen die erläu-
ternden Bemerkungen auch nicht einen einzigen triftigen Grund
dafür anzugeben, wieso es sowohl juristisch als auch politisch
notwendig erscheint, diese Neuregelung einzuführen bzw von der
jetzigen Praxis abzugehen.
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Die geplante Novellierung erscheint umso bedenklicher, als der
Hausrat, auf dessen Weiterbenützung ein Ehegatte angewiesen
ist, und die Ehewohnung jedenfalls auch dann in die Aufteilung
einbezogen werden sollen, wenn sie zu einem Unternehmen gehö-
ren. Dies würde zu der völlig abstrusen Situation führen, daß,
wenn man diese Bestimmung wörtlich nimmt, eine Dienstwohnung
in die Aufteilung des ehelichen Vermögens einzubeziehen wäre,
obwohl sie nicht dem Unternehmen eines der beiden Ehepartner,
sondern einem Dritten angehört. Es müßte daher klargestellt wer-
den, daß nur Unternehmen damit gemeint sind, die einem der
Ehepartner gehören. Natürlich würde sich auch in diesem Fall die
Frage stellen, was dann wäre, wenn ein Ehepartner an dem Unter-
nehmen, dem die Dienstwohnung gehört, nur mehr oder weniger
beteiligt ist und sohin bestenfalls als wirtschaftlicher Eigentümer
aufzufassen ist. Aus Gründen der Rechtssicherheit empfiehlt der
Rechtsanwaltskammertag daher Unternehmen nicht in den Bereich
des § 82 Abs 2 aufzunehmen, sondern es bei der bisherigen
Regelung zu belassen, daß der Hausrat und die Ehewohnung, auf
deren Weiterbenützung ein Ehepartner zur Sicherung seiner
Lebensbedürfnisse angewiesen ist, auch dann geteilt werden,
wenn sie in die Ehe eingebracht, von Todes wegen erworben und
von dritter Seite geschenkt wurde.
10. Demgegenüber bestehen gegen die geplante Novellierung
des § 91 Abs 2 EheG seitens des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages keine Bedenken.
11. Mediation: Zunächst darf positiv vermerkt werden, daß
der Gesetzgeber/Ministerium die Zeichen der Zeit offensichtlich
erkannt hat und Mediation als Konfliktregelungsmodell einer
gesetzlichen Regelung unterziehen und diesem Modell damit auch
gesetzliche Anerkennung verschaffen will.
Mediation ist eine freiwillige, außergerichtliche Vorgangsweise,
die der Konfliktregelung der betroffenen Personen unter Mitwirkung
eines Mediators dient. Die Erarbeitung und der Abschluß jeglicher
Vereinbarung bleibt den zur Vertretung und Rechtsberatung befug-
ten Personen (§ 8 RAO) vorbehalten.
Im Interesse des Schutzes der rechtssuchenden Bevölkerung ist Vor-
sorge dafür zu treffen, daß es nicht zu übereilten, unbedachten
und rechtlich nicht haltbaren Vereinbarungen kommt. Ein weiterer
Grund dafür, daß die Tätigkeit den berufsmäßigen Parteienvertre-
tern vorbehalten ist, ist die Haftungsproblematik.
Weiters darf darauf hingewiesen werden, daß nach Ansicht
des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages die Regelung der

Mediation ausschließlich im Eherecht systemwidrig wäre. Die
Mediation findet zwar sicherlich im Ehe- und Scheidungsrecht
einen großen Handlungsbereich, ist aber nicht auf diese Bereiche
beschränkt. Es darf nur darauf verwiesen werden, daß bereits in
den USA die sogenannte Wirtschaftsmediation eine bedeutende
Rolle in der Praxis spielt. Mediationsverfahren können in beinahe
allen Konfliktsituationen im Sinne der beteiligten Parteien einge-
setzt werden, sodaß die Mediation – nämlich ihre Definition und
das Verfahren – nicht nur im Rahmen des Ehe- und Familienrechtes,
sondern vielmehr in der Zivilprozeßordnung selbst geregelt wer-
den sollte.
Auch die Verschwiegenheitspflicht des Mediators ist im vorliegen-
den Entwurf völlig unzureichend geregelt. Die Verschwiegenheits-
pflicht des Mediators ist eine der grundsätzlichsten Voraussetzun-
gen für eine erfolgversprechende Mediation. Mediation kann näm-
lich nur dann funktionieren, wenn beide Streitteile offen alle
Probleme ansprechen können, ohne befürchten zu müssen, daß
ihnen dies später in einem allfälligen Prozeßverfahren zum Nach-
teil gereicht. Das hat aber zur Voraussetzung, daß der Mediator
auf alle Fälle ohne Wenn und Aber zur Verschwiegenheit nicht nur
verpflichtet, sondern auch berechtigt ist. Daher scheint es auch
nicht zweckmäßig, dem Mediator eine Verschwiegenheitspflicht
nur aufgrund einer speziell dahinzielenden schriftlichen Vereinba-
rung der Parteien einzuräumen, wobei diese Verschwiegenheits-
pflicht auch insofern durchlöchert wird, als er über den Inhalt und
die Auslegung der bei den Gesprächen erzielten Einigung aussa-
gen müßte. Die Auslegung der im Rahmen einer Mediation erziel-
ten Einigung zwischen den Parteien durch den Mediator wäre
nach Ansicht der Rechtsanwaltskammer jedenfalls nicht vereinbar
mit dem Grundprinzip des dem Mediator obliegenden Neutrali-
tätsgebotes.
Mediatoren sollte daher sowohl nach den Bestimmungen der Zivil-
als auch der Strafprozeßordnung, aber auch nach den Bestim-
mungen des AVG, StVO und BAO ein absolutes Zeugnisent-
schlagungsrecht und -pflicht zukommen, wobei diese Verpflichtung
nicht an das Vorliegen einer schriftlichen Mediationsvereinbarung
gekoppelt sein sollte. Dies vor allem auch unter dem Aspekt,
daß es ja in der Praxis vorkommen kann, daß eine Mediation noch
vor Abschluß einer schriftlichen Mediationsvereinbarung scheitert,
zu diesem Zeitpunkt aber bereits Tatsachen bekannt wurden,
die typischerweise in die Verschwiegenheitspflicht des Mediators
fallen.
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Wichtige

Informationen

Berichtigung
Bei der Kundmachung der Vorbemerkungen zu den RL-BA im Amts-
blatt zur Wiener Zeitung vom 13. Oktober 1998 unterblieb der
Hinweis, daß die Absätze zwei und drei weiterhin dem Rechtsbe-
stand angehören. Die entsprechende Berichtigung erfolgt(e) im
amtlichen Teil der Wiener Zeitung am 7. Dezember 1998 und bei
den Amtlichen Mitteilungen im AnwBl auf Seite 749.

EuGH – Hinweise für die
Prozeßvertreter
Der Europäische Gerichtshof hat eine Unterlage mit „Hinweisen für
die Prozeßvertreter der Verfahrensbeteiligten für das schriftliche
und das mündliche Verfahren vor dem Gerichtshof der Europäi-
schen Gemeinschaften“ herausgegeben. Anwälten soll hierdurch
ermöglicht werden, „ihre . . . Ausführungen in der Form vorzubrin-
gen, die der Gerichtshof für die angemessenste hält“. Diese Unter-
lage kann im ÖRAK angefordert werden.

AC

Patente über Internet kostenlos
abrufbar
Seit Ende Oktober 1998 ist es möglich, unter der Adresse
http://dips.patent.bmwa.gv.at alle Patente der letzten 24 Monate
der Mitgliedstaaten der Europäischen Patentorganisation (ua alle
EU-Staaten und die Schweiz), des Europäischen Patentamtes und
die Internationalen Patentveröffentlichungen der Weltorganisation
für geistiges Eigentum abzurufen. Die Recherche in den Daten-
banken erfolgt durch die Eingabe verschiedener Suchkriterien (zB
Land, Patentnummer, Veröffentlichungsdatum, Anmelder, Erfinder
oder technisches Sachgebiet nach der internationalen Patentklassi-
fikation). Die Dokumente mit den dazugehörigen Zeichnungen ste-
hen im PDF-Format und somit originalgetreu zur Verfügung. Dieses
Service, das den Zugriff auf die neuesten technischen Entwicklun-
gen erleichtern soll, wird kostenlos angeboten.

AC

Anwaltsverzeichnis 1999
Redaktionsschluß: 15. 1. 1999

Wir bitten um Verständnis, daß Änderungen bzw Neuerfassungen
nur bis 15. 1. 1999 entgegengenommen werden können. Geben
Sie die von Ihnen gewünschten Ergänzungen bzw Korrekturen daher
bis spätestens 15. 1. 1999 Ihrer Kammer oder dem ÖRAK bekannt.

Anwaltsakademie
Ab 1999 bietet die Anwaltsakademie erstmals österreichweit
Seminare für Rechtsanwaltsanwärter und Rechtsanwälte an. Veran-
staltungsorte sind Bregenz, Dornbirn, Graz, Hernstein, Innsbruck,
Linz, St. Georgen im Attergau und Wien.
Wir hoffen, ein spannendes Programm für 1999 zusammengestellt
zu haben. Zentrale Stelle der Anwaltsakademie ist ihr Büro in
1030 Wien, Reisnerstraße 5/3/2/5. Dort erhalten Sie Informatio-
nen und melden sich an. Unter

wartet im Internet das komplette Jahresprogramm 1999 auf Sie.
Dort haben Sie Gelegenheit, sich detailliert über die Seminare der
verschiedenen Veranstaltungsorte zu informieren, sich anzumelden
sowie Feedback zu bereits besuchten Seminaren zu geben. Sie
finden dort weiters umfangreiche interessante juristische Links.
Folgende Seminare werden im Jänner und Februar 1999 angeboten:
Bregenz: AVG, VStG, UVS
Dornbirn: Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Graz: AVG, VStG, UVS; Europarecht; Zivilverfahren II
Innsbruck: Arbeitsrecht; Grundzüge der Bilanzanalyse und Unter-
nehmensbewertung
Linz: Die Rechtsentwicklung im Liegenschafts- und Wohnungsrecht
Wien: Abgabenrecht, Persönliche Einkommensteuer; Unterneh-
menssteuerrecht; Die Ehescheidung und ihre Folgen; Frage- und
Vernehmungstechniken für Rechtsanwälte; Gesellschaftsrecht I;
Grundrechte; Kartellrecht; Sozialrecht; Das Umweltrecht
Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0,
Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at bei Frau
Mag. Ruth Weixler.
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Termine

Inland
14. Jän.
1999

Wien
MANZ-Seminar: Dr. Leopold Grünner, RA Dr. Armin
Bammer, Das neue Verwaltungsstrafverfahren – Die
Rechtslage ab 1. 1. 1999

18. Jän. Wien
MANZ-Seminar: HR Dr. Herbert Pimmer, Berufung,
Rekurs, Revision im Zivilprozeß

18. und
19. Jän.

Wien
MANZ-Seminar: Prof. Samy Molcho, Erfolgreich mit
Körpersprache – Einführung – Das Intensiv-Seminar
für Verhandeln, Verkaufen und Führen

19. Jän. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Die Aufklärungs-
pflicht des Arztes im Lichte der Rechtsprechung des
Obersten Gerichtshofes – Vize-Präs. d OGH Dr. Kurt
Hofmann

20. Jän. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktuelle Rechtspre-
chung im Arbeitsrecht – Dr. Bernhard Gruber,
Dr. Gerhard Kuras

20. Jän. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Wohnrecht: 50 Fra-
gen – 50 Antworten – Dr. Wolfgang Dirnbacher

21. Jän. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Forderungseinbrin-
gung in Ungarn – Dr. Georg Walderdorff, Dr. Andrea
Hegedüs

22. Jän. Wien
MANZ-Seminar: Rhetorik Crash – Peter-Erik Czák

25. Jän. Wien
MANZ-Seminar: Dr. Bernhard Schima, LL.M.,
Dr. Alexander Winterstein, LL.M., Aktuelle Entwick-
lungen des Europäischen Gemeinschaftsrechts 1998:
Binnenmarkt und Wettbewerb

25. Jän. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Flexible Arbeitszeit –
Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank

27. Jän. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Forderungseinbringung
in Tschechien – Dr. Georg Walderdorff, Dr. Lenka
Patenidisová

28. Jän. Wien
Verlag Österreich – Seminare: (So) Vermeiden Sie
Verwaltungsstrafen im Umweltrecht – RA Dr. Bern-
hard Hüttler

28. Jän. Wien
Verlag Österreich – Seminare: EuGVÜ und LGVÜ –
Die europäischen Gerichtsstands- und Vollstreckungs-
übereinkommen von Brüssel und Lugano – RA
Dr. Alexander Klauser

9. Feb. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)

11. bis
13. Feb.

Wien
AIJA-Seminar: Die bekannte Marke und andere
Rechtsfragen im Kennzeichenrecht in Deutschland,
Österreich und in der Schweiz

18. bis
20. Feb.

Wien
MANZ-Seminar: Peter-Erich Czák, Rhetorik 3-Tage
Basistraining

22. Feb. Wien
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. DDr. Paul Nechvatal,Univ.-
Prof. Dr. Bernhard Wielke, Der Verkehrsunfall – Von
der Rekonstruktion bis zum Urteil – Teil I

25. Feb. Wien
Verlag Österreich – Seminare: EVÜ – Das europäi-
sche Schuldvertragsübereinkommen von Rom – RA
Dr. Alexander Klauser

2. März Wien
MANZ-Seminar: Peter Capek, Speed Reading – Zeit
sparen, schneller lesen, mehr verstehen, besser be-
halten

15. März Wien
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. DDr. Paul Nechvatal,Univ.-
Prof. Dr. Bernhard Wielke, Der Verkehrsunfall – Von
der Rekonstruktion bis zum Urteil – Teil II

19. März Graz
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)

9. April Innsbruck
MANZ-Seminar: Erfolgreich im Rechtsmittelverfah-
ren – HR Dr. Franz M. Adamovic, Generalanwalt
Dr. Kurt Kirchbacher

12. April Wien
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. DDr. Paul Nechvatal,Univ.-
Prof. Dr. Bernhard Wielke, Der Verkehrsunfall – Von
der Rekonstruktion bis zum Urteil – Teil III
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Termine

Ausland

20. April
1999

Wien
MANZ-Seminar: Erfolgreich im Rechtsmittelverfah-
ren – HR Dr. Franz M. Adamovic, Generalanwalt
Dr. Kurt Kirchbacher

28. bis
31. Jän.
1999

Rotterdam
AIJA-Seminar: Die Position von Angestellten im Insol-
venzfall

14. bis
16. März

Eilath
AIJA-Seminar: Gewerblicher Rechtsschutz an der Jahr-
tausendwende

14. bis
20. März

Kanada
Skilex Kongreß

12. bis
16. April

Paris
Intensivseminar: Introduction au système juridique
français

6. bis
9. Mai

Estoril
AIJA-Seminar: Outsourcing: Gesetzliche und rechts-
geschäftliche Aspekte

24. bis
27. Juni

Capri
AIJA-Seminar: Fremdenverkehrsrecht

19. bis
23. Juli

London
Intensivseminar: Introduction to the English Legal
System and Legal English

22. bis
27. Aug.

Brüssel
Internationale Organisation Junger Anwälte (AIJA):
37. Jahreskongreß
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Eine Vorgründungsgesellschaft, die auf keinem formgültigen
Vorgründungsvertrag beruht und die kein Vollhandelsgewerbe
betreibt, ist als GesBR zu beurteilen. Eine Handelndenhaftung im
Sinne des GmbH-Rechts kommt daher nicht in Frage; vielmehr
haften die Gesellschafter für die eingegangenen Verbindlichkeiten
persönlich, unbeschränkt und solidarisch. OGH 21. 4. 1998,
2 Ob 2254/96a, RdW 1998, 403.

■
Der Anspruch des atypischen stillen Gesellschafters am Unterneh-
men einer GmbH auf sein Auseinandersetzungsguthaben besteht
trotz fehlenden Konkursteilnahmeanspruchs fort und kann nach
Aufhebung des Konkurses gegen den Geschäftsherren geltend
gemacht werden. Eine für die Rückzahlung der Einlage gegebene
verdeckte Wechselbürgschaft ist daher nicht als erloschen anzu-
sehen. OGH 30. 3. 1998, 8 Ob 212/97b, RdW 1998, 401.

■
Soweit für das Publikum ein erkennbarer Zusammenhang mit der
tatsächlichen Organisation des Unternehmens besteht, kann der
Sitz einer Personengesellschaft von den Gesellschaftern frei ge-
wählt werden. OGH 12. 2. 1998, 6 Ob 267/97a, RdW 1998,
401 = WBl 1998, 315.

Der Jahresabschluß einer Kapitalgesellschaft und die weiteren in
§ 277 Abs 1 HGB genannten Unterlagen sind im Original oder in
beglaubigter Abschrift zum Firmenbuch einzureichen. Eine bloße
Mitteilung an das Firmenbuch über den Inhalt dieser Urkunden
genügt nicht. OGH 25. 9. 1997, 6 Ob 97/97a, ecolex 1998,
488.

■
§ 180 Abs 2 Z 3 lit a StPO, §§ 21 und 23 StGB; § 105 Abs 1 und
Abs 2 FremdenG 1997: Schlepperei als Straftat mit schweren
Folgen
Der Begriff der „schweren Folgen“ im § 180 Abs 2 Z 3 lit a StPO
ist mit jenen der §§ 21 und 23 StGB identisch. Das Vergehen der
gerichtlich strafbaren Schlepperei (§ 81 Abs 1 und Abs 2 FrG
1992 bzw § 105 Abs 1 und Abs 2 FrG 1997, BGBl I 1997/75)
kann – je nach den Umständen des konkreten Einzelfalles – eine
strafbare Handlung mit schweren Folgen iSd § 180 Abs 2 Z 3 lit a
StPO sein. OGH 1. 10. 1997, 14 Os 134/97

■
§ 6 StGB: Freiwillige Selbstgefährdung
Das Maß der von einem Pistenhalter zu beobachtenden objektiven
Sorgfalt wird auch durch die Eigenverantwortlichkeit des Pisten-
benützers begrenzt: Ein eigenverantwortliches selbstgefährdendes
oder schädigendes Verhalten des Opfers schließt die Strafbarkeit
eines anderen Mitwirkenden, der die Selbstgefährdung bloß veran-
laßt, gefördert oder ermöglicht hat, grundsätzlich aus. Die Eigen-
verantwortlichkeit hat demnach auch die in Ermangelung einschlä-
giger Vorschriften für das Sorgfaltsmaß heranzuziehende „Maß-
figur“ zu berücksichtigen. Verläßt ein Schiläufer bewußt den für
den Massenverkehr gewidmeten und damit jenen Bereich, für den
er den Schutz des Pistenhalters vor atypischen Gefahren erwar-
ten kann, dann handelt er eigenverantwortlich und trägt damit
allein das Risiko einer Verletzung. OGH 2. 12. 1997, 11 Os 22,
23/97.

■
§ 302 Abs 1 StGB: Heereswerkstätte
Militärische Vorgesetzte, die ihre Befehlsgewalt dazu ausnützen,
um ihnen untergebene Soldaten während der Dienstzeit zu dienst-
fremden Verrichtungen einzusetzen, mißbrauchen ihre Befugnis
zur Verrichtung von Amtsgeschäften als Organe des Bundes im
Rahmen der Gesetzesvollziehung iSd § 302 Abs 2 StGB. OGH
10. 12. 1997, 13 Os 174/97.

■
Eine atypisch stille Beteiligung kann als Sacheinlage in das Vermö-
gen des Geschäftsherrn (hier: einer GmbH) eingebracht werden,



AnwBl 1998/12 727

Schon gelesen?

weil der damit verbundene Verzicht auf Forderungen als Sachein-
lage zu werten ist. Dies setzt aber nach dem Grundsatz der realen
Kapitalaufbringung einen Vermögenswert der Beteiligung voraus.
OGH 25. 9. 1997, 6 Ob 264/97k, ecolex 1998, 485.

■

Die Abtretung von Geschäftsanteilen vor Eintragung der GmbH ist
zulässig; dabei kann – auch ohne Erwähnung im Abtretungsver-
trag – der Parteiwille einer durch die Eintragung der GmbH in das
Firmenbuch aufschiebend bedingten Wirksamkeit unterstellt wer-
den. OGH 17. 12. 1997, 6 Ob 342/97f, ecolex 1998, 488.

■

§ 180 Abs 2 Z 3 StPO: „Bestimmte Tatsachen“
Die bestimmten Tatsachen, aufgrund welcher die in Ziffer 3 des
§ 180 Abs 2 StPO beschriebene Gefahr besteht, könne auch in
den dem Beschuldigten angelasteten Handlungen liegen, wenn
diese von solcher Art sind, daß dadurch nicht lediglich die bloße

Möglichkeit eines Rückfalles begründet wird. OGH 10. 12. 1997,
13 Os 183/97.

■
Verstoß gegen § 1 UWG durch „Hereinlegen“ mit Postsendungen,
die „behördlich wirken“. OGH 11. 3. 1997, 4 Ob 60/97w,
ecolex 1997, 442.

■
Untersuchungspflicht eines Gebrauchtwagenhändlers an den Rei-
fen hinsichtlich „Alterscode“ und Kenntnisnahme von beschaff-
baren Produktinformationen. OGH 19. 5. 1998, 1 Ob 414/97g,
JBl 1998, 653.

■
Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und DDr. Hellwig
Torggler.
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Hon.-Prof. RA Dr. Wolf-Dieter Arnold, Wien

Die Rückforderung des bezahlten Strafbetrages nach Aufhebung
der im verwaltungsbehördlichen Finanzstrafverfahren
ergangenen Strafentscheidung (Strafverfügung) –
kein Anwendungsfall des Art 137 B-VG

I. 1. In meiner Abhandlung AnwBl 1997, 899ff, habe ich mich
im Zusammenhang mit Ansprüchen auf Erstattung eines Strafbetra-
ges nach Aufhebung des im Anwendungsbereich des VStG ergan-
genen Strafbescheides (aus Anlaß des VfGHErk 9. 10. 1996,
A 4/95, Slg 14.636) auch mit der Frage befaßt, ob für den
Bereich des gerichtlichen Strafrechts in einem vergleichbaren Fall
ebenfalls die Zuständigkeit des VfGH nach Art 137 B-VG in
Anspruch genommen werden kann, wie dies im Bereich des Ver-
waltungsstrafrechts unstrittig der Fall ist. Die Aufhebung der Straf-
entscheidung entzieht in beiden Fällen der durch den aufgehobe-
nen rechtskräftigen Akt verursachten Vermögensverschiebung die
rechtliche Deckung, im erstgenannten Fall zweifelsfrei auf eine
Weise, ohne daß das Rückforderungsbegehren im ordentlichen
Rechtsweg auszutragen oder durch Bescheid einer Verwaltungs-
behörde zu erledigen wäre.
2. Ich habe aaO, 900, berichtet, daß der VfGH diese Frage für
das gerichtliche Strafrecht unter dem Hinweis auf das Strafrecht-
liche Entschädigungsgesetz verneint hat (Slg 8260/1987). Nach
§ 1 leg cit habe der Bund nach Maßgabe dieses Gesetzes die
durch eine strafgerichtliche Verurteilung entstandenen vermögens-
rechtlichen Nachteile dem Geschädigten auf dessen Verlangen in
Geld zu ersetzen; danach seien schlechthin alle (vermögensrechtli-
chen Nachteile) einer Verurteilung und daher etwa im Falle einer
Geldstrafe auch ohne Rücksicht darauf, ob sie entrichtet wurde
oder eine Anrechnung der Vorhaft erfolgte, nach Maßgabe der
Bestimmungen des Gesetzes ersatzfähig; auch wenn Geldstrafen
im allgemeinen ohne Prüfung weiterer Voraussetzungen nach einer
Aufhebung formlos zurückgezahlt werden sollten, schließe dies die
Maßgeblichkeit des StEG und die Zuständigkeit der ordentlichen
Gerichte in Rechtsstreitigkeiten darüber nicht aus.
Da das Rückforderungsbegehren also im ordentlichen Rechtsweg
auszutragen sei, folge daraus die fehlende Zuständigkeit des
VfGH nach Art 137 B-VG.
3. a) Eine gleiche Lösung (keine Anwendbarkeit des Art 137
B-VG) habe ich aaO im Hinblick auf das verwaltungsbehördliche
Finanzstrafverfahren nach FinStrG als richtig angesehen. Ich habe
darauf hingewiesen, daß das FinStrG im XIV. Hauptstück des
I. Abschnittes (§§ 188ff FinStrG) „Entschädigungen für vermögens-
rechtliche Nachteile“ regelt und hiebei im wesentlichen den Bestim-
mungen des StEG folgt und die Entscheidung dem ordentlichen
Gericht (§ 192 FinStrG) überträgt, sodaß die Überlegungen des

VfGHErk Slg 8260/1987 auch insoweit vollinhaltlich Geltung
haben sollten.

b) Praktisch gleichzeitig mit der Veröffentlichung dieses Artikels im
November-Heft des AnwBl 1997 erging der Beschluß des VfGH
vom 27. 11. 1997, A 13/97, ÖStZB 1998, 282.

Es ist anzunehmen, daß dem VfGH damals meine Publikation noch
nicht vorlag, da er auf diese nicht Bezug nimmt.

Der VfGH kommt in diesem Beschluß durchaus zum gleichen
Ergebnis (Zurückweisung der Klage), allerdings mit einer anderen
(unter B. 2. näher zu erörternden) Begründung.

II. 1. Mit der dem Verfahren A 13/97 des VfGH zugrundeliegen-
den Klage begehrt der Kl die Rückerstattung einer von ihm bezahl-
ten Geldstrafe (samt Zinsen), nachdem die zugrundeliegende (gem
§ 146 FinStrG ergangene) vereinfachte Strafverfügung des Zoll-
amtes mit Bescheid der FLD im Aufsichtswege aufgehoben worden
war (wobei letztlich wegen der Rückerstattung im Lauf des Verfah-
rens das Klagebegehren auf Zinsen und Ersatz der Verfahrens-
kosten eingeschränkt wurde).

Begründend hatte der Kl ausgeführt, der Rechtsgrund für die Zah-
lung bzw Einbehaltung der Strafe sei weggefallen, zwei Anträge
an das Zollamt auf Rückerstattung der beglichenen Strafe seien
unbeantwortet geblieben.

2. Mit dem genannten Beschluß (27. 11. 1997, A 13/97) hat der
VfGH die Klage unter Hinweis auf den auch im Finanzstrafver-
fahren geltenden § 239 BAO (s zB Stoll, BAO-Kommentar, 2469;
Sommergruber/Reger, FinStrG, 698) zurückgewiesen. Der VfGH
wies darauf hin, daß nach § 239 Abs 1 erster Satz BAO auf
Antrag des Abgabepflichtigen (oder von Amts wegen) die Rück-
zahlung von Guthaben (des Abgabepflichtigen) erfolgen könne.
Der Abgabepflichtige habe die Möglichkeit, die Rückzahlung des
seiner Meinung nach zuviel gezahlten Betrages zu fordern, wobei
über einen solchen Antrag bescheidmäßig abzusprechen sei
(VfGH-Beschluß 18. 6. 1980, Slg 8836 = ÖStZB 1981, 62;
VfGH-Beschluß 13. 6. 1993, Slg 13.412/1993).

Dies treffe gleichermaßen auf eine mit dem Erstattungsbegehren
verbundene Verzugszinsenforderung als Annex zur Hauptsache
zu und zwar auch dann, wenn die Hauptforderung während des
Verfahrens vor dem VfGH erfüllt wurde (VfGH-Beschluß 19. 6.
1985, Slg 10.470 und die dort zit Vorjudikatur Slg 7571/1975
und 5987/1969).
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Der VfGH gab seiner Rechtsmeinung dahingehend Ausdruck, daß
die in den Vorentscheidungen dargelegten Erwägungen – alle zit
Entscheidungen ergingen zu Abgaben – auch für die Rückerstat-
tung einer Geldstrafe nach FinStrG gelten, zumal nach § 172
Abs 1 FinStrG die für Einhebung, Sicherung und Einbringung der
Geldstrafen und Wertersätze sinngemäß die Bestimmungen der
BAO und der AbgEO gelten, soweit das FinStrG nichts anderes
bestimmt1). Zum mit „Einhebung2) der Abgaben“ überschriebenen
6. Abschnitt der BAO (§§ 210ff) zählten auch die Regelungen
über die Rückzahlung (§§ 239 bis 241 BAO).

Da der „aufgehobene rechtskräftige Akt“ eine vereinfachte3) Straf-
verfügung war, stand ein rückzuerstattender Pauschalkostenbeitrag
(§ 185 FinStrG) gem § 146 Abs 1 lt Satz FinStrG nicht zur Debatte
(zur Rückforderung eines nach VStG vorgeschriebenen Verfahrens-
kostenbeitrages [§ 64 Abs 2 VStG] mit Klage nach Art 137 B-VG s
AnwBl 1997, 902ff).

III. 1. Mehr als ein halbes Jahr vor diesem Beschluß hatte der
VwGH im Erk 15. 4. 1997, 96/14/0061, ÖStZB 1998, 308
(ohne Angaben von Belegstellen) seine stRsp wiederholt, daß
grundsätzlich ein rückzahlbares Guthaben des Abgabepflichtigen
für diesen erst dann entsteht, wenn auf seinem Steuerkonto die
Summe aller Gutschriften die Summe aller Lastschriften übersteigt
(wenn sohin auf ein und demselben Abgabenkonto per Saldo ein
Überschuß zugunsten des Abgabepflichtigen besteht; vgl VwGH
19. 12. 1991, 91/16/0066ff, ÖStZB 1992, 534). Dabei komme
es nicht auf die Gutschrift an, welche die Abgabenbehörde nach
Auffassung des Abgabepflichtigen hätte durchführen müssen, son-
dern auf die von der Abgabenbehörde tatsächlich durchgeführten
Gutschriften (vgl VwGH 23. 6. 1992, 87/14/0172, 88/14/
0041, ÖStZB 1993, 58). Die Frage der Rechtmäßigkeit von Bu-
chungen sei nicht im Rückzahlungsverfahren, sondern auf Antrag
des Abgabepflichtigen im Abrechnungsverfahren (§ 216 BAO) zu
klären (vgl zu alledem nahezu wortgleich zuvor bereits Ritz, BAO-
Kommentar, § 239 Tz 1, zu letzterer Aussage unter Hinweis auf
VwGH 21. 10. 1993, 91/15/0077, ÖStZB 1994, 235).

Dieser von Lehre und Rsp übereinstimmend vertretenen Rechts-
ansicht ist beizutreten.

2. Es ist nicht anzunehmen (der Begründung des hier rezensierten
Beschlusses ist insoweit keinerlei Anhaltspunkt zu entnehmen), daß
im Klagsfall eine Buchungsmitteilung vorlag, die korrespondierend
mit der Kapitalforderung des ursprünglichen Klagebegehrens ein
entsprechendes Guthaben auswies. Nach meinem Verständnis
wäre § 216 BAO in concreto auch nicht der geeignete Weg, eine
entsprechende Gutbuchung herbeizuführen, da schlicht und ein-
fach Säumnis des Zollamtes mit der Rückzahlung vorlag und nicht
eine „Meinungsverschiedenheit“ zwischen dem Abgabepflichtigen
und der Abgabenbehörde, ob und inwieweit eine Zahlungsver-
pflichtung durch Erfüllung eines bestimmten Tilgungstatbestandes
erloschen sei (s allerdings Ritz, aaO, § 216 Tz 2).

IV. Die Begründung des VfGH ist bedenklich und führt im übrigen
auch zu einem verfassungswidrigen Ergebnis.

1. Soll – solange die mit der Rückzahlung säumige Behörde keine
Schritte gesetzt hat, die die erforderliche Gutschrift umsetzen
(beide Unterlassungen werden ja regelmäßig Hand in Hand
gehen) – die Partei tatsächlich auf einen Antrag nach § 216 BAO
(§ 172 Abs 1 FinStrG) verwiesen sein, der Meinungsverschieden-
heiten über Fragen der Tilgung lösen soll? Sollten hier – abgesehen
von so nicht lösbaren Fragen der Verzinsung – dem Anspruch auf
Rückzahlung der Strafe4) compensando in den nächsten drei
Monaten fällig werdende Abgabenansprüche (§ 239 Abs 2 BAO)
eingewendet werden können?

2. Überlegungen zur Zinsenfrage erweisen aber jedenfalls ein mE
verfassungswidriges Ergebnis.

a) Eine (zulässigerweise) auf Art 137 B-VG gestützte Klagsführung
(wenn im Bereich des Verwaltungsstrafrechts Erstattung des Straf-
betrages nach Aufhebung des Strafbescheides verlangt wird) führt
auch zum Zuspruch von Zinsen (ab durch Mahnung herbeigeführ-
ter Fälligkeit; zB VfSlg 14.447/1996, 12.335/1990, 10.498/
1985).

b) Auch im Rahmen des Strafrechtlichen Entschädigungsgesetzes
(betreffend den gerichtlichen Bereich, meines Erachtens auch hin-

1) Nicht erörtert wurde letztlich die Frage, ob das FinStrG nicht durch die
§§ 188ff FinStrG insoweit – wie ich meine – doch etwas anderes
bestimmt (wie auch zB § 187 FinStrG etwas „anderes“ als § 236 BAO
bestimmt; dazu s Stoll, BAO-Kommentar, 2417). Weiterführend s
FN 2.

2) Der Begriff „Einhebung“ wird im § 172 Abs 1 FinStrG offenkundig
enger gesehen als vom 6. Abschnitt der BAO, zumal § 172 Abs 1
FinStrG neben der „Einhebung“ ua auch die „Sicherung“ und die „Gel-
tendmachung der Haftung“ als weitere Gegenstände der in ihm getrof-
fenen gesetzlichen Anordnungen anführt, die aber ihrerseits im 6. Ab-
schnitt der BAO (§§ 232ff BAO bzw §§ 224f) geregelt, daher vom
„Einhebungs“-Begriff der BAO umfaßt sind. (An diesem Befund ändert
weder, daß im ersten Fall die Zusatzregelung des § 172 Abs 2 FinStrG
zu beachten ist, noch daß im zweiten Fall § 138 Abs 2 lit h bzw § 149
Abs 2 und 3 FinStrG keinen Anwendungsfall der §§ 224f BAO im ver-
waltungsbehördlichen Finanzstrafverfahren erkennen lassen, sodaß die
(gesonderte!) Anführung der Geltendmachung der Haftung normativen
Inhalt nur im Zusammenhang mit der Zuständigkeitsregelung des § 172
Abs 1 Satz 1 FinStrG besitzt. Vgl auch die Formulierung im § 185
Abs 5 FinStrG „Einhebung, Sicherung und Einbringung“ (der Kosten).

3) Bei der gängigen Strafverfügung nach FinStrG (§ 143) fällt zum Unter-
schied von der nach VStG (s § 64 Abs 1 VStG) ein Kostenbeitrag in
Höhe von 10% an.

4) Bei der Rückzahlung von Abgaben mag es gerechtfertigt sein, be-
stimmte, erst künftig fällig werdende Abgaben gegenzurechnen; die
compensando-Einwendung noch nicht fälliger Abgabenforderungen
gegen einen Anspruch auf Rückzahlung eines Strafbetrages erscheint
mir schlechthin (ohne hier konsumentenschutzrechtliche Überlegungen
miteinfließen zu lassen – dazu s Arnold in Krejci [Hrsg], Handbuch
zum KSchG, 970f; Ruppe, Konsumentenschutz und Abgabenrecht, in
Schilcher/Brettschneider [Hrsg], Konsumentenschutz und öffentliches
Recht, 197ff) abwegig.
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sichtlich des verwaltungsbehördlichen Finanzstrafverfahrens) kann
ein Zinsenzuspruch erfolgen.
c) Eine Absprache über den Rückforderungsanspruch nach BAO-
Grundsätzen (die der VfGH hier vorgibt) führt zur sachlich wohl
nicht gerechtfertigten Differenzierung (im Hinblick auf den Bereich
des nach VStG abzuführenden Verwaltungs- und des gerichtlichen
Strafrechts [einschließlich des landesgesetzlichen Abgabenstraf-
rechts iS § 254 FinStrG im ersten und einschließlich des gerichtli-
chen Finanzstrafverfahrens iS §§ 195 FinStrG im zweiten Fall]
einerseits und des verwaltungsbehördlichen Finanzstrafverfahrens
anderseits), daß lediglich im Hinblick auf im verwaltungsbehörd-
lichen Finanzstrafverfahren bezahlte Geldstrafen kein Zinsenzu-
spruch erfolgen kann (vgl VfGHSlg 8467/1978; VwGH 30. 3.
1989, 89/16/0052, AnwBl 1989, 642, jeweils mit Anm Arnold;
Stoll, BAO-Kommentar, 2483ff zu § 239 BAO; Arnold, Ist Entrich-
tung der Abgabe bei Fälligkeit ein Fehler?, SWK 1998 S 666),
aber auch kein Zuspruch von Zinsen aus dem Titel der Bereiche-
rung „ohne Geltendmachung von Verzugsfolgen“ (vgl VfGH 16. 3.
1989, A 16/88, Slg 12.020 = AnwBl 1990, 191). Die Aussage
des VfGH im rezensierten Beschluß, die Möglichkeit, die Rückzah-
lung gem § 239 Abs 1 erster Satz BAO zu fordern, treffe gleicher-
maßen auf eine mit dem Erstattungsbegehren verbundene Verzugs-
zinsenforderung als Annex zur Hauptsache zu, und zwar auch
dann, wenn die Hauptforderung während des Verfahrens vor dem
VfGH erfüllt wurde (s VfGH-Beschluß 19. 6. 1985, Slg 10.470
und die dort zit Vorjudikatur), verweist offenkundig nur auf ein
Recht, daß über diesen Antrag abgesprochen wird, und behauptet
nicht auch ein Recht auf positive Entscheidung5).
Daß im Weg der Amtshaftung6) hier uU dennoch Zinsen – nach
Maßgabe der Bestimmungen des AHG – zugesprochen werden

können (vgl sinngemäß zum Abgabenrückerstattungsanspruch
OGH SZ 65/94; dazu Iro, RdW 1993, 35), ändert nichts an der
Unsachlichkeit der aufgezeigten Differenzierung, zumal ja der Zin-
senzuspruch nach AHG aus einem anderen – davon völlig unab-
hängigen – Rechtsgrund erfolgt).

3. Gegen die Richtigkeit der vom VfGH ins Treffen geführten
Begründung bestehen daher erhebliche Bedenken. Dessen unge-
achtet ist die zu A 13/97 ergangene Entscheidung in der Sache
richtig, zumal nach der derzeit geltenden Rechtslage7) eine Klage
nach Art 137 B-VG nicht in Frage kommt.

5) Zu VfSlg 12.020/1989 ist den Entscheidungsgründen zu entnehmen,
daß ein Antrag auf Zahlung von Zinsen zuerst ab- und dann (nach
einem Bescheid gem § 299 Abs 2 BAO) zurückgewiesen wurde, doch
sagt der VfGH in diesem Erk, daß diese Bescheide „außer Betracht zu
lassen“ seien.

6) Zu verwerfen ist auch der Gedanke, daß es hinsichtlich des Hauptan-
spruchs der Rückforderung der im verwaltungsbehördlichen Finanz-
strafverfahren bezahlten Geldstrafe ein Nebeneinander von § 239
BAO und StEG als Rechtsgrundlagen und für die Nebenforderung „Zin-
sen“ nur das StEG als Rechtsgrundlage gäbe.

7) Früher s betreffend Anspruch auf Rückzahlung von Steuern, deren Vor-
schreibung vom VwGH als gesetzwidrig erkannt worden ist, VfSlg
2481/1953 („eine bescheidmäßige Erledigung des Anspruchs kommt
jedoch auch nicht in Betracht, weil ein solcher Bescheid einer Überprü-
fung des VwGHErk gleichkommen würde“); dieses Erk erging – wie der
VfGH-Beschluß Slg 8836/1980 hervorhebt – zur RAO (die allerdings
mit den §§ 150 und 153 eine vergleichbare Regelung enthielt; zur
[aktuellen] deutschen Rechtslage [Antrag auf Aufhebung des angefoch-
tenen Bescheides verbunden mit Rückzahlungsantrag; Verzinsungsfra-
gen s zB Albert, DStZ 1998, 503). In VfSlg 8836/1980 heißt es auch
(veranlaßt durch das Vorerk Slg 2481/1953), ob das aufhebende
VwGHErk der Behörde einen Entscheidungsspielraum offengelassen
habe, sei unerheblich.

ao. Univ.-Prof. Dr. Andreas Venier, Innsbruck

Der Beschuldigte und sein Verteidiger im Vorverfahren – zum
Diskussionsentwurf des BMJ mit Blick auf die Rechtslage in Italien

I. Die Stellung der Polizei im Ermittlungsverfahren:
Das Gesetz, die Praxis, die Reform

Nach dem System der geltenden StPO führt der U-Richter die
Ermittlungen, insbesondere die Vernehmung des Verdächtigen und
der Zeugen, persönlich durch. Die Polizei darf lediglich die unauf-
schiebbaren Ermittlungen vornehmen, im übrigen muß sie das Ein-
schreiten des U-Richters abwarten (§ 24 StPO). Die Gesetzesver-
fasser mißtrauten der Polizei, die sich durch bedenkliche Ermitt-
lungsmethoden diskreditiert hatte. Davon zeugt beispielsweise das

Lockspitzel- und Aushorchverbot des § 25 StPO, vor allem aber,
daß die Polizei den verhafteten Verdächtigen (§ 177 Abs 2 StPO)
längstens binnen 48 Stunden in das Gefangenenhaus (heute Justiz-
anstalt) des zuständigen Gerichtshofs einzuliefern hat.

Tatsächlich ermittelt die Polizei (Beamte der Bundespolizeidirektio-
nen, Bundesgendarmerie) heute weitgehend selbständig und ohne
die Weisungen des StA oder U-Richters abzuwarten; die Ermittlun-
gen werden solange festgesetzt, bis die Polizei glaubt, sie habe
den Fall geklärt. Dann übermittelt sie die „Vollanzeige“ an die
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Justiz.1) Die Protokolle der polizeilichen Beweisaufnahmen kommen
zum Gerichtsakt und werden in der Hauptverhandlung verwertet.
Selbst nach Einlieferung des Verdächtigen in die JA werden die
Ermittlungen von der Polizei fortgeführt. Mit Duldung des U-Richters
werden Häftlinge entweder in der Justizanstalt von Polizei- bzw
Gendarmeriebeamten vernommen oder gar zum Verhör auf die
Dienststelle ausgeführt. In der Justizanstalt Innsbruck zB schließen
an das Besprechungszimmer des Verteidigers je ein Vernehmungs-
zimmer für Gendarmerie und Polizei an, in anderen JA dürfte es
ähnlich sein. All dies geschieht gegen den Wortlaut und die Ratio
der StPO.

Das BMJ versandte unlängst einen als „Diskussionsentwurf“ be-
zeichneten Gesetzesvorschlag zur Reform des strafprozessualen
Vorverfahrens (JMZ 578.017/2-II.3/1998). Der Entwurf will die
„faktische Dominanz der Polizei“ anerkennen (V 13), also die
herrschende Polizeipraxis legalisieren. Die Ermittlungsaufgaben
des U-Richters – sieht man von kontradiktorischen Vernehmungen
und Tatrekonstruktionen (§ G 2) ab – sollen samt und sonders auf
die Polizei übergehen (§ E 3 Abs 1, § E 5). Der StA soll das Ermitt-
lungsverfahren „leiten“, allenfalls durch Weisungen „den Gang der
Erhebungen“ bestimmen (§ E 3). Der StA kann sich von der Sicher-
heitsbehörde über die durchgeführten „Ermittlungen und deren Er-
gebnisse“ informieren lassen („Auftragsbericht“; § E 6 Abs 1 Z 4).
Freilich „kann“ der StA „auch selbst“ ermitteln bzw sich an Ermitt-
lungen der Polizei „beteiligen“ (§ E 7 Abs 2; vgl dagegen § 97
Abs 2 StPO). Ob und inwieweit der StA von dieser Kompetenz
Gebrauch macht, bleibt allerdings völlig in seinem Ermessen. Das
gilt insbesondere bezüglich der Vernehmung des Beschuldigten
und der Zeugen (§§ Z 24–26) sowie der Anordnung und Durch-
führung des Augenscheins; für letzteren soll nach den Vorstellun-
gen des Entwurfs die Polizei zuständig sein (§ Z 22 Abs 1). Das
Vertrauen der Verfasser in der „Leitungsbefugnis“ und die „Kon-
trollmöglichkeiten“ des StA gegenüber der Sicherheitsbehörde
scheint unbegrenzt (vgl E 20, 22f).

Die Reform wird den ohnehin beträchtlichen Einfluß der Polizei
auf die Beweisgewinnung im Strafverfahren weiter ausbauen. Das
scheint auch im internationalen Vergleich einzigartig. In Italien,
auf dessen angeblich „vergleichbare Verfahrensstruktur“ der Ent-
wurf hinweist (V 8), unterliegt die Ermittlungstätigkeit der Polizei
wesentlichen Beschränkungen. So ist die Polizei in Italien von
der Vernehmung des Verhafteten ausgeschlossen (Art 370 Abs 1
italStPO). Verhaftete werden ausschließlich vom StA (Art 388
Abs 1 italStPO) bzw dem Richter der Vorerhebungen (Art 391
italStPO) vernommen. Im übrigen darf die Polizei mit Erlaubnis und
nach Weisung des StA (Art 370 Abs 1 italStPO) auch Zeugen und
Beschuldigte vernehmen sowie Augenscheine durchführen. Vor
allem in schweren Straffällen sind Delegierungen an die Polizei
aber keineswegs die Regel, ja im allgemeinen führt hier der StA
die wesentlichen Ermittlungen (zB Vernehmungen) persönlich
durch. Auch kann der StA die Ermittlungen einer Polizeidienststelle

seines Sprengels jederzeit entziehen, sie einer anderen übertragen
(vgl Art 58 Abs 3 italStPO) oder damit Beamte der Gerichtspolizei
beauftragen, die ihm direkt unterstellt sind (Art 59 Abs 1 italStPO).
Auch diese, der StA angeschlossenen Abteilungen der Gerichts-
polizei („sezioni di polizia giudiziaria“) stärken die Position des
StA gegenüber dem Polizeiapparat. – Auch in Deutschland kann
sich der StA zur Vornahme von Ermittlungen ausgewählter Beamter
des Polizeidienstes bedienen (§ 161 dStPO). Diese Hilfsbeamten
der StA (§ 152 dGVG) können vom zuständigen StA unmittelbar
zur Verrichtung einzelner Amtshandlungen herangezogen werden,
ohne daß der StA an die polizeiinterne Befehlskette gebunden ist;2)
insoweit sind sie nur ihm verantwortlich. So hat es der StA leichter,
seine Vorstellungen gegenüber der Polizei durchzusetzen. Außer-
dem sind bestimmte Zwangsbefugnisse den Hilfsbeamten vorbe-
halten, zB Beschlagnahme (§ 98 Abs 1 dStPO) und Hausdurchsu-
chung (§ 105 Abs 1 dStPO) bei Gefahr im Verzug. Dem deutschen
Gesetzgeber lag daran, Zwangsbefugnisse möglichst auf einen
überschaubaren Kreis von besonders verläßlichen Polizeibeamten
einzuschränken.

Der Entwurf sieht keine der genannten Beschränkungen vor (vgl
§ Z 26, § Z 4 Abs 2 2. Satz, § Z 9 3. Satz), auch ein von der
Polizei unabhängiger Hilfsapparat wird dem StA nicht zur Seite
gestellt. So erhalten die Sicherheitsbehörden quasi ein Monopol
auf die Ermittlungen im Strafverfahren. Als Ausgleich schlägt der
Entwurf im wesentlichen eine Verbesserung der Rechtsstellung des
Beschuldigten vor (V 21f). Vier Punkte sind hier von Interesse: die
Rechtsstellung des Beschuldigten und seines Verteidigers beim
Polizeiverhör, das im Entwurf diesbezüglich vorgesehene Ver-
wertungsverbot, die Überwachung der Verteidigergespräche, das
Recht auf vollständige Unterrichtung vom Tatverdacht und das
damit zusammenhängende Recht auf Akteneinsicht. Ob der Ent-
wurf hält, was er verspricht, nämlich eine markante Stärkung der
Beschuldigtenrechte vor der Polizei, ist allerdings zu bezweifeln.
Die folgenden Ausführungen werden dies bestätigen:

II. Die Rechtsstellung des Beschuldigten
und seines Verteidigers beim Polizeiverhör

Vernehmungen durch die Polizei folgen eigenen, nicht unbedingt
rechtsstaatlichen Regeln.3) Der Entwurf deutet dies auf S Z 63 vor-
sichtig an. Um die Position des Beschuldigten gegenüber der Poli-
zei zu stärken, verpflichtet der Entwurf das Vernehmungsorgan zur
Belehrung über wesentliche Verfahrensrechte. Laut Entwurf ist der

1) Arbeitsgruppe StPO-Reform des BMI, Kriminalpolizei und Strafprozeß-
reform, Juristische Schriftenreihe Bd  84 (1995), 81f.

2) Vgl Kleinknecht/Meyer-Goßner, Kurz-Kommentar zur dStPO43 (1997),
Rz 2 f zu § 152 GVG.

3) Vgl nur Bertel, Kriminalpolizei und Strafprozeßreform, JRP 1996, 22;
Fuchs, Die Ergebnisse des Vorverfahrens als Grundlage des Strafurteils,
in Strafprozeßreform, Schriftenreihe des BMJ (1991), 157, 147.
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Beschuldigte bei sonstiger Unverwertbarkeit der Aussage (§ Z 28
Z 2) vor Beginn der Vernehmung über das Recht, zu schweigen,
„sich“ zuvor mit einem Verteidiger „zu verständigen“, eine Ver-
trauensperson beizuziehen und darüber zu belehren, daß seine
Aussage auch gegen ihn Verwendung finden kann. Nach § B 5
Abs 1 des Entwurfs hat der Beschuldigte „jederzeit“ das Recht, mit
einem Verteidiger Kontakt aufzunehmen, ihn zu bevollmächtigen
und sich mit ihm „vor“ der Vernehmung zu besprechen. Um dem
Beschuldigten die Ausübung seiner Rechte zu ermöglichen, muß
das Vernehmungsorgan die Vernehmung „erforderlichenfalls“ für
eine angemessene Zeit aufschieben (§ Z 26 Abs 1).

Über das Recht eine Vertrauensperson und einen Verteidiger „zu
verständigen“, über das Recht zu schweigen und darüber, daß ihn
seine Aussage belasten könnte, ist jedenfalls der verhaftete Beschul-
digte schon jetzt nach § 178 StPO zu belehren. Strittig ist aller-
dings, ob der Beschuldigte über das Verständigungsrecht hinaus
auch das Recht hat, sich zB am Amtstelefon mit dem Verteidiger zu
besprechen. Die Praxis und ein Teil des Schrifttums verneinen ein
solches Recht.4) Um so erstaunlicher ist, daß § B 3 Abs 2 des Ent-
wurfs die Belehrung des Festgenommenen dem geltenden § 178
StPO nachbildet. Der Festgenommene sei zu belehren, daß er
berechtigt ist, einen Verteidiger „zu verständigen“. Soll der Fest-
genommene diesbezüglich etwa weniger Rechte haben als der
Beschuldigte auf freiem Fuß?

Dieser Konflikt besteht freilich nur scheinbar. Schon für das gel-
tende Recht schreibt § 39 Abs 1 1. Satz StPO vor, daß sich der Be-
schuldigte in allen Verfahrenslagen eines Verteidigers „bedienen“
kann. Sich eines Verteidigers „bedienen“ heißt, sich auch mit ihm
besprechen. Das Recht auf Unterredung mit dem Verteidiger ist
dem Recht auf Verteidigung im Strafverfahren immanent.5) So hat
der Beschuldigte schon derzeit ein Recht auf Besprechung mit dem
Verteidiger vor einer Vernehmung durch die Polizei. Gewiß, nach
einem Teil des Schrifttums hat der Verdächtige vor der Polizei „for-
mell“ noch nicht die Rechtsstellung eines Beschuldigten.6) Danach
wäre der Verdächtige vor der Polizei gleichsam rechtlos. Fuchs7)
hat dem überzeugend widersprochen: Wenn die Polizei schon
„materiell“ eine untersuchungsrichterliche Tätigkeit entfaltet, dann
muß sie auch in formeller Hinsicht die Spielregeln einhalten. Hätte
der Gesetzgeber 1873 gewollt, daß die Polizei ermittelt, hätte er
den Verdächtigen selbstverständlich auch vor der Polizei mit ent-
sprechenden Rechten ausgestattet.

Der Entwurf hebt weiters hervor, daß der Verteidiger bei sämt-
lichen Vernehmungen seines Mandanten anwesend sein darf
(§ Z 26 Abs 2). Die Anwesenheit des Verteidigers bei Vernehmun-
gen durch die Polizei entspringt dem Bedürfnis nach wirksamer
Kontrolle (Z 63): Die Gegenwart des Verteidigers soll eine faire
und menschenwürdige Behandlung vor allem des Verhafteten
garantieren.8) Derzeit verweigert die Sicherheitsbehörde dem Ver-
teidiger die Anwesenheit bei Vernehmungen.9) Freilich, das Recht
auf Beiziehung eines Verteidigers zu Vernehmungen ist in der

StPO nur unvollkommen ausgebildet. § 97 Abs 2 StPO normiert,
daß der U-Richter den Beschuldigten „in der Regel“ unter Aus-
schluß von Verteidiger und StA vernimmt. Der Gesetzgeber konnte
allerdings mit Berechtigung annehmen, daß der U-Richter sich
auch in Abwesenheit des Verteidigers korrekt verhalten würde.
Den Vernehmungen durch die Sicherheitsbehörde, soweit der
Gesetzgeber sie überhaupt für zulässig erachtete, durfte der StA
übrigens seit jeher „beiwohnen“ (§ 88 Abs 3 StPO). So gab es
wohl schon 1873 keinen Grund, dem Verteidiger ein solches Recht
zu versagen.

Schon nach geltendem Recht ist daher die Anwesenheit des Ver-
teidigers bei polizeilichen Vernehmungen zu erlauben. Was die
„Regel“ des § 97 Abs 2 angeht, so ist sie in der Tat unverständlich.
Daß der U-Richter selbst den Verhafteten nur unter Ausschluß des
Verteidigers vernimmt (§ 179 Abs 1, § 198 Abs 1 StPO), erscheint
zB Praktikern aus Italien geradezu unglaublich. Natürlich hat der
Verteidiger in Italien das Recht bei Vernehmungen anwesend zu
sein. Aber in Italien hat der Verteidiger nicht nur ein Recht auf
Anwesenheit, sondern Polizei, StA und Haftrichter müssen ihn
zur Vernehmung von Amts wegen laden (Art 294 Abs 4, Art 364
Abs 3, Art 370 Abs 1, Art 391 Abs 1 italStPO). Und was hier von
besonderem Interesse ist, die Polizei darf eine Vernehmung – bei
sonstiger Unverwertbarkeit der Aussage (Art 179 Abs 1 italStPO) –
nur in Anwesenheit eines Verteidigers beginnen und fortsetzen
(Art 370 Abs 1 italStPO). Die Erfahrungen mit Polizeiverhören
haben den italienischen Gesetzgeber veranlaßt, die Anwesenheit
eines Verteidigers nicht nur zu erlauben, sondern zwingend vorzu-
schreiben (Art 370 Abs 1 italStPO). Auf ein „Recht“ kann die Poli-
zei den Beschuldigten „verzichten“ lassen10) oder es sonst umge-
hen: Die Polizei setzt zB eine Vernehmung um ein Uhr nachts an
und dehnt sie bis in die Morgenstunden aus. Niemand schreibt der
Polizei vor, zu welcher Tageszeit sie zu vernehmen hat. Auch die
Dauer einer Vernehmung ist nirgends geregelt.11) Der Entwurf
bestimmt lediglich, daß die Vernehmung „in angemessenen Zeit-

4) Schick, Opferschutzrechte als Schutzrechte des Beschuldigten, RZ
1994, 226, 227; Wedrac, Das Vorverfahren in der StPO (1996),
255; dagegen Auer, Zum Recht des festgenommenen Beschuldigten,
einen Verteidiger zu verständigen, ÖJZ 1998, 340; vgl auch Bertel,
Strafprozeßrecht5 Rz 440.

5) In diesem Sinn auch Grabenweger, Die Grenzen rechtmäßiger Straf-
verteidigung (1997), 133.

6) E. Steininger, Ausgewählte Probleme des Strafprozeßänderungsgeset-
zes (StPÄG) 1993 aus praktischer Sicht, AnwBl 1994, 79 mwN in
FN 23.

7) AaO (FN 3) 145.
8) Bertel, JRP 1996, 20.
9) Siehe Grabenweger, aaO, 133.

10) Vgl etwa zur deutschen Polizeipraxis Herrmann, Die Rechtsstellung des
Beschuldigten bei der Vernehmung durch die Polizei, in FS Moos
(1997), 233 mwN.

11) Vgl nur Tiroler Tageszeitung vom 3. 6. 1998, 1: „Gratzer stundenlang
von Polizei verhört“.
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räumen“ durch Pausen zu unterbrechen ist (§ Z 27 Abs 3). Es ist
Illusion zu glauben, daß Rechtsanwälte nur darauf warten, auf Er-
suchen irgendeines Verdächtigen zur Polizeidienststelle zu hasten
und dort für mehrere Stunden – Pausen eingerechnet – einem Poli-
zeiverhör zu lauschen.

In Italien hat der Gesetzgeber in Zusammenarbeit mit der Anwalts-
kammer einen Bereitschaftsdienst eingerichtet. Hat der Beschul-
digte noch keinen Anwalt, ist schleunigst ein Amtsverteidiger aus
einer Bereitschaftsliste (Art 97 italStPO) beizuziehen. In Bozen zB
stehen täglich drei Anwälte als Amtsverteidiger in landesgericht-
lichen Strafsachen auf jederzeitigen Abruf zur Verfügung. Bei
BG-Delikten12) können auch Rechtsanwaltsanwärter mit einjähriger
Berufserfahrung als Amtsverteidiger auftreten. Der Amtsverteidiger
hat, falls er nicht als Verfahrenshelfer tätig wird (Art 98 italStPO),
seinem Mandanten gegenüber Anspruch auf Honorar.

Auch auf Österreich ließe sich das italienische Modell, freilich mit
einigen Modifikationen, übertragen. Vorstellbar ist eine Pflichtver-
teidigung bei Vernehmungen durch die Polizei, jedenfalls wenn
und solange sich der Beschuldigte in Haft befindet, analog der
Pflichtverteidigung bei U-Haft (§ 42 Abs 2 StPO). Der Pflichtvertei-
diger sollte als Honorar ein Pauschale aus der Staatskasse erhalten.
Der Pauschalbetrag sollte wohl nicht wesentlich über dem Honorar-
satz für den Pflichtverteidiger bei U-Haft (derzeit S 2500,– plus
Umsatzsteuer; § 393 Abs 3 StPO) liegen. Im Fall der Verurteilung
sollte der Beschuldigte, soweit kein Anspruch auf Verfahrenshilfe
besteht, zum Kostenersatz an den Staat verpflichtet sein (vgl § 393
Abs 3). Der Beschuldigte müßte danach im Fall einer Verurteilung
mit einer vergleichsweise geringen finanziellen Mehrbelastung
rechnen. Auch die zusätzlichen Belastungen für die Anwaltschaft
sowie der finanzielle Aufwand für die öffentliche Hand scheinen
mir erträglich. Solange die Polizei „faktisch“ – nach dem Entwurf
auch rechtlich – das Vorverfahren dominiert, sind derartige Kon-
trollmechanismen geradezu unverzichtbar.

Die Pflichtverteidigung beim Polizeiverhör kann Rechtsverletzun-
gen im Zuge einer Vernehmung vorbeugen, aber sie kann nicht
verhindern, daß die Polizei den Verhafteten außerhalb der Verneh-
mung unter Druck setzt, beschwindelt oder körperlich mißhandelt.
Eben dem soll die Vorschrift entgegenwirken, daß der Beschul-
digte „unverzüglich, längstens aber binnen 48 Stunden“ nach Fest-
nahme „dem zuständigen Gericht“ einzuliefern ist (§ 176 Abs 1,
§ 177 Abs 2 StPO). Die Frist zur Einlieferung des Verdächtigen
sollte wohl auf die Hälfte reduziert werden. Auch der italienische
Gesetzgeber schreibt die Einlieferung längstens binnen 24 Stun-
den vor (Art 386 Abs 3 italStPO), wird die Frist überschritten, ist
der Beschuldigte zu enthaften (Art 386 Abs 7, Art 389 Abs 1,
Art 391 Abs 4 italStPO). Eine solche Regel schiene mir auch für
Österreich wünschenswert. Dementsprechend sollte die Polizei
Vernehmungen – bei sonstiger Unverwertbarkeit der Aussage –
nur während der ersten 24 Stunden nach Festnahme und nur in
Gegenwart eines (Pflicht-)Verteidigers durchführen dürfen. Danach

sollten für die Vernehmung des Verhafteten – ausschließlich der
StA, allenfalls ihm unmittelbar unterstellte, besonders qualifizierte
Polizeibeamte und der im Entwurf vorgesehene „Richter des Ermitt-
lungsverfahrens“ zuständig sein.

Bedenklich scheint das im Entwurf vorgeschlagene „Beteiligungs-
verbot“ des Verteidigers bei Vernehmungen. Nach dem Entwurf
hat der Verteidiger zwar das Recht auf Anwesenheit beim Polizei-
verhör, aber – im Gegensatz zum StA (E 7 Abs 2) – kein Recht,
sich an der Vernehmung zu „beteiligen“ (§ Z 26 Abs 2). Der Ent-
wurf bedient sich dabei einer Analogie zu § 245 Abs 3 StPO
(B 15). Danach kann sich der Beschuldigte während der Hauptver-
handlung mit seinem Verteidiger besprechen, es ist ihm jedoch ver-
wehrt, sich „unmittelbar“ über die Beantwortung einzelner Fragen
zu beraten. § 245 Abs 3 steht auf einer Linie mit der Bestimmung,
daß der Beschuldigte vor Vernehmungsbeginn zu ermahnen ist,
wahrheitsgemäß auszusagen (§ 199 Abs 1 StPO). Geht man
davon aus, der Beschuldigte sei zur Wahrheit verpflichtet, dann
scheint es konsequent, ihm die Beratung mit dem Verteidiger zu
verbieten: Auch Zeugen haben ja kein Recht auf Beratung mit
einem Rechtsbeistand. Aber die These von der Wahrheitspflicht
des Beschuldigten gilt heute als überwunden, die StPO in diesem
Punkt als überholt.13) Wenn der Beschuldigte das Recht auf Beizie-
hung eines Verteidigers haben soll, dann muß man ihm auch ein
Beratungsrecht einräumen und kann dieses Recht nicht gerade
dann aussetzen, wenn der Beschuldigte danach verlangt. Und wie
stellt sich der Entwurf die praktische Umsetzung des Beteiligungs-
verbots vor? Angenommen, die Polizei verbietet dem Verteidiger,
sich mit seinem Mandanten über eine bestimmte Frage zu bespre-
chen. Soll die Polizei die Vernehmung etwa abbrechen, wenn sich
der Beschuldigte nun weigert, auf Fragen weiter zu antworten?
Setzt die Polizei den Verteidiger gar vor die Tür? In der Hauptver-
handlung wird die Vorschrift des § 245 Abs 3 angeblich nicht
praktiziert. Selbstverständlich erlaube der Vorsitzende eine kurze
Besprechung während der Verhandlung, wenn der Beschuldigte
oder sein Verteidiger darauf bestehe. Ein reformiertes Vorverfah-
ren sollte nicht an einer bedenklichen und zudem unzweckmäßi-
gen Bestimmung aus der Hauptverhandlung anknüpfen.

Auch in diesem Punkt hebt sich die Rechtslage in Italien wohltuend
vom Entwurf ab. Der Verteidiger hat dort das Recht, bei allen Ver-
nehmungen Anträge zu stellen sowie Anregungen und Bedenken
vorzubringen (Art 364 Abs 7, Art 370 Abs 2 italStPO). In der Regel
wird der Verteidiger nach Schluß der Vernehmung ausdrücklich
eingeladen, sich zu Verdacht und Beweismitteln zu äußern, selte-
ner während der Vernehmung. Selbstverständlich kann er seinem

12) Das BG ist in Italien für Delikte mit bis zu vier Jahren Strafdrohung
zuständig (Art 7 Abs 1 italStPO).

13) Statt vieler JAB zum StPÄG 1993, 1157 BlgNR 18. GP, 12, Lukasser,
Art 90 Abs 2 B-VG und der Milderungsgrund des „reumütigen Geständ-
nisses“, AnwBl 1993, 395f; Grabenweger, Die Grenzen rechtmäßiger
Strafverteidigung 89.
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Mandanten jederzeit empfehlen, auf eine bestimmte Frage nicht zu
antworten. Die Wortmeldungen auch des Verteidigers scheinen im
Protokoll auf (Art 364 Abs 7 italStPO).

III. Das Verwertungsverbot

Die Einhaltung der Belehrungspflicht (§ Z 26 Abs 1), das Recht auf
Anwesenheit des Verteidigers (§ Z 26 Abs 2) und das Verbot,
den Beschuldigten durch Versprechungen, Vorspiegelungen und
Drohungen zu einer Aussage zu bewegen (§ Z 26 Abs 3), will der
Entwurf durch ein Verwertungsverbot absichern. Aussagen bei Ver-
nehmungen, die unter Verletzung dieser Regeln zustande kamen,
sind als Beweis „zum Nachteil“ des Beschuldigten unverwertbar
(§ Z 28 Ziffer 2). Der Entwurf läßt allerdings offen, was mit den
Protokollen einer unverwertbaren Vernehmung zu geschehen hat.
Bleiben sie im Akt oder sind sie vom StA oder – bei Beschwerde
des Beschuldigten (§ G 5) – vom Ermittlungsrichter zu vernichten?
Die Antwort auf diese Frage ist von entscheidender Bedeutung.
Bleiben unverwertbare Beweisstücke im Akt, gelangen sie zwangs-
läufig zur Kenntnis der Hauptverhandlungsrichter. Selbst Berufs-
richtern fällt es schwer, gelesene Protokolle wieder aus ihrem
Gedächtnis zu streichen, für Geschworene und Schöffen ist dies
nahezu unmöglich! Darum fallen etwa unverwertbare Aufzeich-
nungen aus einer Telefonüberwachung schon nach geltendem
Recht der Vernichtung durch den U-Richter anheim (§ 149c Abs 7
StPO). Für unverwertbare Vernehmungsprotokolle aus dem Vorver-
fahren sollte es diesbezüglich keine Ausnahme geben.14) In Italien
ist es übrigens schon seit fast einem Jahrzehnt üblich, Protokolle,
die den prozessualen Voraussetzungen nicht genügen, im Vorver-
fahren auszuscheiden. Zuständig für die korrekte Zusammenstel-
lung des Hauptverhandlungsaktes sind dort rechtskundige Bedien-
stete der Gerichtskanzlei (Art 431 Abs 1 italStPO).

Die für eine Vernehmung geltenden Verpflichtungen soll die Polizei
laut Entwurf nicht bei bloßen „Erkundigungen“ zur Aufklärung
strafbarer Handlungen haben (§ Z 23). „Informative Befragun-
gen“ im Stadium bloßer „Sachverhaltsaufnahme“ will der Entwurf
nicht als Vernehmung ansehen (Z 59 zu § Z 23). Solange kein
„konkretisierter“ Verdacht gegen eine bestimmte Person bestünde,
sei die Befragung durch die Polizei nur eine „Erkundigung“, keine
„förmliche“ Vernehmung. Die Folge davon wird sein, daß die Poli-
zei den Beginn der förmlichen Vernehmung solange hinauszögern
wird, bis sie die gewünschten Angaben erhält. Darauf weisen etwa
die Erfahrungen in Deutschland unmißverständlich hin.15) Zwar
können bloße Erkundigungen laut Entwurf in der Hauptverhand-
lung nicht als Beweis herangezogen werden, aber „Auskünfte und
Mitteilungen“, die durch sie erlangt werden, sind, so der Entwurf,
„ihrem wesentlichen Inhalt nach zum Akt zu nehmen“ (§ Z 23
Abs 3). So wird das erkennende Gericht außer den offiziellen
Vernehmungsprotokollen auch die Aktenvermerke der Polizei über
informelle Befragungen im Akt vorfinden. Ja, laut den Erläuterun-

gen zum Entwurf (Z 60) sollen derartige Aufzeichnungen sogar
„mittelbar“ in die Beweiswürdigung des erkennenden Gerichts ein-
fließen. Die Erläuterungen denken an Vorhalte bei Vernehmungen,
vielleicht sogar an Vorhalte in der Hauptverhandlung, zumal der
Beschuldigte auch dort vernommen wird (§ 245 StPO).
Was ist von einem Verwertungsverbot zu erwarten, das durch
Vorhalte in der Hauptverhandlung umgangen werden kann? Und
warum verpflichtet der Entwurf, bemakelte Beweise zum Akt zu
nehmen, wenn er andererseits für ihre Unverwertbarkeit eintritt?
Die Polizei daran zu hindern, förmliche Vernehmungen durch form-
lose Erkundigungen zu umgehen, ist vielleicht aussichtslos. Aber
eine reformierte StPO sollte nicht zulassen, daß die Ergebnisse
zweifelhafter Befragungen in den Akt der Hauptverhandlung gelan-
gen. Und sie sollte nicht hinnehmen, daß in der Hauptverhandlung
aus an sich unverwertbaren Aktenstücken zitiert wird. Dies sollte
für unverwertbare Aufzeichnungen schlechthin gelten.
Konsequent ist die Ansicht der Erläuterungen, daß die Vernehmung
einer Verhörsperson zum Inhalt einer unverwertbaren Aussage ein
unzulässiges Umgehungsmanöver darstellt (Z 64). Dagegen hält es
der Entwurf für unproblematisch, Sicherheitsorgane als Zeugen
über sogenannte „spontane“ Äußerungen des Beschuldigten zu
vernehmen. Spontane Äußerungen gelten nicht als im Zuge einer
Vernehmung abgelegt; die Einhaltung der für Vernehmungen erfor-
derlichen Belehrungen sei hier verzichtbar (Z 64f) – Selbst wenn
der Beschuldigte zum Zeitpunkt der Äußerung in Haft war? Wann
sind Äußerungen eines Verhafteten je „spontan“? Das Verneh-
mungsorgan muß den Verhafteten nicht unbedingt zur Beantwor-
tung bestimmter Fragen drängen. Der Beamte braucht dem Ver-
dächtigen gegenüber nur anzudeuten, wie schlecht es um ihn stehe
und daß Leugnen ohnehin zwecklos sei. Der Verhaftete ist vielleicht
ganz froh, wenn er sich bei einem verständnisvollen Beamten aus-
sprechen kann. Über das Gespräch kann der Beamte als Zeuge
befragt werden, ohne daß der Beschuldigte, wie bei einer Verneh-
mung vorgeschrieben (§ Z 26 Abs 1), über die Tragweite der Aus-
sage, das Schweigerecht und das Recht auf Verteidigerbeistand
belehrt wurde. Was ist der Unterschied zwischen einer Verneh-
mung ohne Belehrung und einer solchen vom Beamten begünstig-
ten Aussprache? Beide Male sind die Angaben des Beschuldigten
unter zweifelhaften Umständen zustande gekommen. Ich meine,
das sollte für eine Unverwertbarkeit im einen wie im anderen Fall
ausreichen!

IV. Die Überwachung der Verteidigergespräche

Derzeit darf der U-Richter, und nur er persönlich, die Gespräche
des Verhafteten mit seinem Verteidiger überwachen (§ 45 Abs 3
StPO). Weiters setzt die Gesprächsüberwachung eine Haft wegen

14) In diesem Sinn auch Bertel, Kriminalpolizei und Strafprozeßreform, JRP
1996, 23.

15) Herrmann, FS Moos 232.
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Verdunkelungsgefahr voraus; die Überwachung kann die ersten
14 Tage formlos, danach bis zu zwei Monate mit Beschluß ange-
ordnet werden. Die Polizei hat im Strafverfahren kein Überwa-
chungsrecht.

Der Entwurf (§ B 5 Abs 1) bekennt sich zum Recht des Beschuldig-
ten, „jederzeit“ mit einem Verteidiger „Kontakt“ aufzunehmen und
sich mit ihm schon „vor“ der Vernehmung zu „besprechen“. Für
den festgenommenen Beschuldigten soll dies allerdings mit der
Maßgabe gelten, daß die Polizei die „Kontaktaufnahme“ beauf-
sichtigen darf (§ B 5 Abs 2; B 16). „Im übrigen“ soll sich der Ver-
haftete mit seinem Verteidiger frei besprechen dürfen. Was bedeu-
tet, „Kontakt“ mit einem Verteidiger aufnehmen? Darf die Polizei
zB das Telefonat des Verhafteten mit seinem Verteidiger mithören?
Wann beginnt und wann endet die Kontaktaufnahme? Wenn der
Entwurf verhindern will, daß der Beschuldigte mit jemand anderem
als dem Verteidiger spricht, dann soll er die Polizei verpflichten,
den Verteidiger selbst anzurufen und ihm mitzuteilen, er möge
zwecks Besprechung mit dem Beschuldigten zurückrufen oder
auf die Dienststelle kommen. Eine Überwachung der „Kontaktauf-
nahme“ ist weder nötig noch läßt sie sich von der Gesprächsüber-
wachung abgrenzen.

Die Überwachung der Verteidigergespräche ist nach dem Entwurf
ohne weiteres zulässig, wenn die Polizei den Beschuldigten (auch)
wegen Verabredungsgefahr anhält (§ B 5 Abs 2 3. Satz). So
braucht die Polizei bei einer Festnahme nur den Haftgrund der Ver-
abredungsgefahr anzunehmen, und schon kann der Beschuldigte
nicht mehr unbeaufsichtigt mit seinem Verteidiger sprechen. In
VfSlg 12.454/1990 hatten Polizisten die Festnahme eines ver-
meintlichen Fahrraddiebes damit begründet, daß er sich „nicht
kooperativ“ gezeigt hätte. Der Festgenommene erhielt letztlich vor
dem VfGH Recht, der die Vorgangsweise der Polizisten für grund-
rechtswidrig erklärte. Was – so frage ich mich – wird die Polizei
davon abhalten, Verabredungsgefahr gerade dann anzunehmen,
wenn der Beschuldigte ein Gespräch mit dem Verteidiger wünscht?

An die Überwachung durch die Polizei „kann“ laut Entwurf eine
Überwachung durch den StA anschließen; insgesamt darf die
Dauer der Überwachung 14 Tage nicht überschreiten. Der StA
muß die Überwachung nur „anordnen“, nicht selbst durchführen
(§ B 5 Abs 2). Der Entwurf bewertet die Verkürzung der Über-
wachungsdauer als Erfolg, ohne allerdings die Gesprächsüber-
wachung selbst in Frage zu stellen (B 16). Die Gesprächsüber-
wachung bei Verabredungsgefahr ist sogar gegenüber dem gel-
tenden Recht erleichtert (B 17). Bisher mußte der U-Richter eine
Gesprächsüberwachung während der ersten 14 Tage auch bei
Verabredungsgefahr ablehnen, wenn er ausschließen konnte, daß
der Verteidiger sich an einer Beweismittelbeeinträchtigung beteili-
gen würde. Und der U-Richter persönlich und nicht ein Dritter oder
gar die Polizei durfte mithören. Daß manche Richter Gesprächs-
überwachungen routinemäßig, vor allem bei Drogendelikten an-
ordnen, ist bekannt, auch daß der U-Richter bei Überwachungen

sich regelmäßig durch Rechtspraktikanten „vertreten“ läßt, kein
Geheimnis. Was tut der Entwurf, um derartige Mißstände zu ver-
hindern? Er „bereinigt“ das Gesetz, indem er die der Praxis mißlie-
bigen Bestimmungen einfach entfernt.

Verteidiger, die im begründeten Verdacht der Kollusion stehen,
seien, so der Entwurf auf S B 16 oben, ohnehin von der Verteidi-
gung auszuschließen. Warum läßt der Entwurf die Gesprächsüber-
wachung dann nicht endlich fallen? Der Entwurf zitiert selbst in
einer Fußnote den EGMR (B 16 in FN 14), der dafür eintritt, daß
die Gespräche zwischen Verteidiger und Mandant keiner Überwa-
chung unterliegen dürfen. Das Recht eines Angeklagten, sich mit
seinem Verteidiger außerhalb der Hörweite eines Dritten zu bespre-
chen, ist nach Auffassung des GH ein Grunderfordernis eines
fairen Verfahrens.16) Nähme der Entwurf dieses Recht ernst, müßte
er mit Scheil17) auf eine Gesprächsüberwachung verzichten.

Auch hier lohnt sich ein Blick über die Brennergrenze. In Italien
muß die Polizei dem Verteidiger jederzeit Zutritt zum Arrestraum
gewähren (Art 36 Abs 1 DfB18)). Der StA – nicht die Polizei – kann
das Recht auf Besprechung bei Vorliegen „außergewöhnlicher“
Umstände („eccezionali ragioni“) mit begründetem Dekret und nur
für höchstens 96 Stunden ab Festnahme aussetzen (Art 104 Abs 4
italStPO); eine Überwachung der Gespräche sieht das italienische
Recht nicht vor. Die Aussetzung der Besprechung ist in Italien an-
geblich eine seltene und nur schwer zu begründende Maßnahme.
Ein Vertreter der StA Bozen meinte, er habe diese Maßnahme
vielleicht fünfmal in den letzten 10 Jahren angeordnet. Offenbar
kommen die Strafverfolgungsbehörden in einer Nachbarregion mit
vergleichbarer Kriminalität mit einem Minimum an Einschränkun-
gen der Verteidigerkontakte aus. Daß in Süditalien angesichts
von Mafiastrafverfahren Beschränkungen dieser Art häufiger ange-
wandt werden, will ich nicht ausschließen.

V. Das Recht auf vollständige Unterrichtung vom
Tatverdacht und das Recht auf Akteneinsicht

Der Entwurf sieht vor (§ B 3 Abs 1), daß die Polizei den Beschul-
digten „sogleich“ über die gegen ihn geführten Ermittlungen und
den Tatverdacht unterrichtet. Die Information kann aufgeschoben
werden, wenn dadurch der Zweck der Ermittlungen – etwa der
Erfolg einer beabsichtigten Hausdurchsuchung oder Telefonüber-
wachung19) – gefährdet wäre. Diese Bestimmung erweitert die
Regel des § 38 Abs 4 StPO auf das polizeiliche Vorverfahren.

Nach § 199 Abs 2 der geltenden StPO hat der Beschuldigte dar-
über hinaus das Recht, spätestens bei der Vernehmung „über alle

16) Fall S gegen Schweiz, ÖJZ 1992/15.
17) Die Überwachung der Verteidigergespräche nach dem Entwurf eines

Strafrechtsänderungsgesetzes 1986, AnwBl 1987, 571ff, 575.
18) Durchführungs-, Koordinierungs- und Übergangsbestimmungen zur

StPO, Gesetzesvertretendes Dekret vom 28. 7. 1989, Nr 271.
19) Siehe Schick, RZ 1994, 226.
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gegen ihn vorliegenden Verdachtsgründe“ zu erfahren und sich
umfassend zu rechtfertigen. Die Vernehmung bloß zu einzelnen
Verdachtsmomenten ist unzulässig.20) Sinn dieser Regelung ist,
daß der Verdächtige ein vollständiges Bild von der Verdachtslage
und so Gelegenheit zur Entkräftung des Tatverdachts erhält. Dies
bedingt, worauf Bertel21) und Fuchs22) hinweisen, daß die Strafver-
folgungsbehörde Beweismaterial immer nur bis zur (nächsten) Ver-
nehmung vor dem Beschuldigten geheimhalten darf. Der Beschul-
digte ist ja bei der Vernehmung jeweils umfassend zu informieren.
Spätestens nach der Vernehmung muß der Beschuldigte daher in
sämtliche bis dahin angefallenen Aktenstücke Einsicht erhalten.
Eine Beschränkung der Akteneinsicht nach § 45 Abs 2 StPO ist
daher – Gefahr für den Untersuchungszweck vorausgesetzt – zuläs-
sig: bis zur ersten Vernehmung in vollem Umfang; danach nur in
bezug auf Beweismaterial, das sich jeweils nach einer Verneh-
mung neu ergeben hat.
Nach dem Entwurf ist der Beschuldigte vor der Vernehmung zu
informieren, „welcher Tat“ er verdächtig ist (§ Z 26 Abs 1, vgl
auch § B 3). Die Erläuterungen verlangen, daß der Beschuldigte
„umfassend“ über das „Verfahrensziel“ zu unterrichten sei (Z 62).
Was meint der Entwurf mit „Verfahrensziel“? Ob und inwieweit das
Vernehmungsorgan die für den Verdacht maßgeblichen Gründe
nennen muß, läßt der Entwurf offen. Im Ermessen des Vernehmen-
den scheint zu liegen, ob er die Vernehmung auf einzelne oder
auf alle Verdachtsgründe erstreckt. Durch Verschweigen der Ver-
dachtsgründe wäre es möglich, quasi ein Geheimverfahren abzu-
führen. Dem Beschuldigten wird beispielsweise immer nur soviel
an Verdachtsgründen eröffnet, als für die Vernehmung zu einem
bestimmten Thema erforderlich ist. So könnten sich die Ermittlun-
gen Wochen, vielleicht Monate hinziehen, ohne daß der Beschul-
digte einmal vollständig von der Verdachtslage erfährt.
Das Recht auf Akteneinsicht soll, so der Entwurf (§ B 7 Abs 2), künf-
tig keiner Beschränkung unterliegen, soweit es sich um Protokolle
der Beschuldigtenvernehmung, um Befunde und Gutachten von
Sachverständigen und Behörden sowie um Aufzeichnungen von
Beweisaufnahmen handelt, bei denen der Beschuldigte ohnehin
teilnahm oder teilnehmen hätte können (B 19). Diese Ausnahmen
sind freilich so selbstverständlich, daß ihre Aufzählung im Gesetz
fast banal anmutet.

VI. Resümee und Vorschlag an den Gesetzgeber

Ich möchte hier meinen kurzen Streifzug durch wesentliche Bestim-
mungen der beabsichtigen Reform beenden. Als Ergebnis läßt sich

festhalten, daß der Entwurf die Stellung des Beschuldigten und sei-
nes Verteidigers im Vorverfahren kaum verbessern wird. Die Polizei
wird auch nach dem Entwurf essentielle Beschuldigtenrechte igno-
rieren, jedenfalls umgehen können, so vor allem das Anwesen-
heitsrecht des Verteidigers und das Recht auf Besprechung mit dem
Verteidiger. Ein von Ausnahmen strotzendes Verwertungsverbot
wird sie dazu wohl nur ermuntern.

Was ist zu tun? Die wichtigsten Forderungen an den Gesetzgeber
möchte ich an dieser Stelle noch einmal herausstreichen:

1. Die Polizei sollte die Vernehmung jedenfalls des Festgenomme-
nen nur in Gegenwart eines (Pflicht-)Verteidigers beginnen und
fortsetzen dürfen.

2. Die Polizei ist zu verpflichten, den Verdächtigen innerhalb von
24 Stunden ab Festnahme in die Justizanstalt einzuliefern, danach
sollten ausschließlich der StA, allenfalls ihm unmittelbar unterstellte,
besonders qualifizierte Polizeibeamte und der Richter des Ermitt-
lungsverfahrens den Beschuldigten vernehmen dürfen.

3. Vernehmungen des Festgenommenen durch die Polizei ohne
Gegenwart eines Verteidigers bzw nach Ablauf von 24 Stunden
nach Festnahme sollten zur Unverwertbarkeit der Aussage führen.
Vorhalte in der Hauptverhandlung aus unverwertbaren Protokollen
und die Vernehmung der Verhörsperson über den Inhalt einer
unverwertbaren Aussage, sind ein unzulässiges Umgehungsmanö-
ver. Der StA oder der Richter des Ermittlungsverfahrens haben
unverwertbare Protokolle schon im Vorverfahren aus dem Akt aus-
zuscheiden.

4. Der Verteidiger soll sich jederzeit mit dem Beschuldigten, und
zwar auch über die Beantwortung einzelner Fragen, beraten dür-
fen.

5. Die Gespräche des Verteidigers mit dem Beschuldigten sollten
künftig keiner Überwachung, auch nicht vor der Polizei, unterlie-
gen.

6. Der Beschuldigte sollte wie bisher zu sämtlichen Verdachtsgrün-
den zu vernehmen und spätestens bei der Vernehmung vollständig
über die Verdachtslage zu informieren sein (§ 199 Abs 1 StPO).
Von der Akteneinsicht dürfen daher nur Aktenstücke ausgenommen
werden, die sich nach einer Vernehmung neu ergeben haben.

20) Bertel, Grundriß des österreichischen Strafprozeßrechts5 (1997),
Rz 273.

21) Strafprozeßrecht5 Rz 278.
22) Dogmatische Fragen der Strafprozeßreform, in Strafprozeßreform –

Vorverfahren, Richterwoche 1988, Schriftenreihe des BMJ Bd 44, 52f.
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EuGH-Rechtsprechung
Kostenfestsetzung –
Gesamtbetrag erstattungsfähiger Kosten/Anwaltskosten

EuGeI, Rs T-85/94 (92) und T-85/94 (122) (92), Eugénio Branco
Ld/Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Strittig war die Kostenfestsetzung im Anschluß an zwei Urteile des
Gerichts erster Instanz im Jahre 1995. Im Anlaßverfahren hat die
Antragstellerin Klage gegen die Kommission auf Aufhebung einer
Kommissionsentscheidung erhoben, durch die ihr ein vom Europäi-
schen Sozialfonds gewährter Zuschuß gekürzt wurde. Die Kommis-
sion hat innerhalb der Frist keine Klagebeantwortung eingereicht,
worauf das Gericht ein Versäumnisurteil erließ, mit dem es die
Kommissionsentscheidung aufhob und ihr die Kosten des Verfah-
rens auferlegte. Der Einspruch der Kommission wurde zurück-
gewiesen, worauf die Antragstellerin bei der Kommission Anträge
auf Erstattung der Kosten einreichte. Aufgrund der Höhe der gefor-
derten Beträge ersuchte die Kommission unter Bezugnahme auf die
Rechtsprechung des EuGH und des EuGeI um Herabsetzung der
verlangten Beträge. Im weiteren Verlauf beantragte die Antragstel-
lerin eine Kostenfestsetzung.

Die in den zugrundeliegenden Rechtssachen angefallenen Kosten
setzen sich nach Vorbringen der Antragstellerin zusammen aus
dem Anwaltshonorar (einschl Mehrwertsteuer) – und zwar für den
zustellungsbevollmächtigten Anwalt in Luxemburg als auch aus
dem Anwaltshonorar an sich –, einem Honorar für einen hinzuge-
zogenen Wirtschaftswissenschaftler, Organisationskosten für das
Verfahren in Luxemburg sowie Reise- und Aufenthaltskosten. Zu
den Reise- und Aufenthaltskosten sind laut Antragstellerin ua auf-
grund der frühen Termine der Verhandlungen vor dem EuGeI auch
Übernachtungskosten einzurechnen. Der als Anwaltshonorar gel-
tend gemachte Betrag sei auch insbesondere aufgrund der auf-
gewandten Zeit, der Schwierigkeit der Rechtssache und der Bedeu-
tung der streitigen Summen gerechtfertigt. Zudem sei es notwendig
gewesen, zur Prüfung technischer Einzelheiten des streitigen Vor-
habens einen Wirtschaftswissenschaftler hinzuzuziehen. Die Kom-
mission wandte dagegen ein, daß an der Verhandlung vor dem
EuGeI auch Angestellte der Antragstellerin teilgenommen hätten;
Reise- und Aufenthaltskosten der Angestellten einer Partei des
Rechtsstreits aber gemäß dem Beschluß des EuGH (Rs 24/79 –
Kosten, Oberthür/Kommission, Slg 1981, 2229) nicht unter den
Begriff der erstattungsfähigen Kosten fielen, außer wenn die Anwe-
senheit der betreffenden Personen ausdrücklich von EuGH und
EuGeI angeordnet wurde oder für den ordnungsgemäßen Ablauf
der Sitzung notwendig ist. Dies sei im gegenständlichen Fall aber
nicht so, daher seien diese Reise- und Aufenthaltskosten nicht erstat-
tungsfähig.

Nach Art 91 lit b der Verfahrensordnung des EuGeI gelten als
erstattungsfähige Kosten „Aufwendungen der Parteien, die für das
Verfahren notwendig waren, insbesondere Reise- und Aufenthalts-

kosten sowie die Vergütung der Bevollmächtigten, Beistände oder
Anwälte“:

Die Reisekosten der begleitenden Person sind daher, soweit sie
nicht notwendig waren, nicht zu diesen notwendigen Aufwen-
dungen zu zählen. Im Hinblick auf die Anwaltshonorare sind von
seiten des Gerichts nicht die von den Parteien ihren Anwälten
geschuldeten Vergütungen festzusetzen, sondern es ist vielmehr
der Betrag zu bestimmen, bis zu dem die Erstattung dieser Ver-
gütungen von der zur Kostentragung verurteilten Partei verlangt
werden kann (zB Rs T-18/89 und T-24/89, Tagaras/Gerichtshof,
Slg 1992, II-153). Das Gemeinschaftsrecht kenne keine Gebühren-
ordnung, die Gegebenheiten des Einzelfalls unterliegen daher der
freien Würdigung des Gerichts, wobei Gegenstand und Art des
Rechtsstreits, seine Bedeutung aus gemeinschaftsrechtlicher Sicht
sowie sein Schwierigkeitsgrad, der Arbeitsaufwand der Bevoll-
mächtigten bzw Beistände im Zusammenhang mit dem Verfah-
ren sowie das wirtschaftliche Interesse zu berücksichtigen sind
(Rs T-2/93 (92), Air France/Kommission, Slg 1996, II-235). Da
die beiden zugrundeliegenden Rechtssachen einen Zuschuß des
Europäischen Sozialfonds betrafen und ihre Bedeutung aus ge-
meinschaftsrechtlicher Sicht daher begrenzt war, konnte die Bear-
beitung keine besonderen Schwierigkeiten auswerfen; der Arbeits-
aufwand wurde wohl auch durch den Zusammenhang zwischen
beiden Rechtssachen verkleinert. Da es sich um ein Versäumnis-
urteil iS von Art 122 Abs 1 der Verfahrensordnung des EuGeI han-
delte, das schriftliche Verfahren also nach Einreichung der Klage-
schrift abgeschlossen war und die Kommission an der mündlichen
Verhandlung nicht teilgenommen hatte, führte dies auch zu einer
geringeren Belastung des Anwalts. Zudem erscheinen nach Akten-
lage die fraglichen wirtschaftlichen Interessen nicht so bedeutend,
daß sie eine Vergütung für den von der Antragstellerin hinzugezo-
genen Wirtschaftswissenschaftler in der verlangten Höhe zu recht-
fertigen scheinen und da die Notwendigkeit der Hinzuziehung des
Wirtschaftswissenschaftlers zudem nicht erwiesen scheint, ist sein
Honorar keine notwendige Aufwendung iS des Art 91 lit b der Ver-
fahrensordnung.

Das Gericht setzte daher den Gesamtbetrag der erstattungsfähigen
Kosten auf 3,500.000 ESC (gegebenenfalls zuzügl Mehrwertsteuer)
fest (Antrag der Kommission 2,146.425 ESC, Ersuchen der Antrag-
stellerin: über 7,000.000 ESC).

Aktuelles Sekundärrecht
Richtlinie 98/37/EG zur Anwendung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten für Maschinen,
ABl L 207/1998, 1.

Mitteilung über die Anwendung der Wettbewerbsregeln auf Zu-
gangsvereinbarungen im Telekommunikationsbereich,
ABl C 265/1998, 2.



AnwBl 1998/12 739

Europa

Gemeinschaftsrecht und
nationales Verfahrensrecht (II)
Erstattung rechtsgrundlos gezahlter Beträge / nationale Ausschluß-
fristen

In drei Urteilen vom 15. 9. 1998 beschäftigte sich der EuGH mit
der Frage der Erstattungsmodalitäten bei rechtsgrundlos gezahlten
Beträgen und den hiefür vorgesehenen nationalen Rechtsvorschrif-
ten samt Verfahrensfristen (verb Rs C-279 bis C-281/96, Ansaldo
Energia SpA gegen Amministrazione delle Finanze dello Stato ua;
C-231/96, Edilizia Industriale Siderurgica Srl gegen Ministero
delle Finanze; C-260/96, Ministero delle Finanze gegen Spac
SpA). Den nationalen italienischen Gerichten stellten sich Fragen
im Zusammenhang mit dem Erfordernis staatlicher Konzessions-
abgaben für die Eintragung von Gesellschaften in Unternehmens-
register. Nach Dafürhalten der italienischen Finanzverwaltung hat
eines solche Konzessionsabgabe Gebührencharakter. In der Folge
des EuGH-Urteils (Rs C-71/91 und C-178/91, Ponente Carni ua,
Slg 1993, I-1915) wurde sie gesenkt und ihre jährliche Erhebung
abgeschafft. Einige Unternehmen klagten daher auf Erstattung der
Beträge sowie allenfalls angefallener gesetzlicher Zinsen. Zweifel
entstanden bei den nationalen Gerichten daher hinsichtlich der
Vereinbarkeit der nationalen Erstattungsmodalitäten mit der Recht-
sprechung des EuGH zur Erstattung gemeinschaftsrechtswidrig er-
hobener Abgaben (insbesondere Rs C-208/90, Emott, Slg 1991,
I-4269).
Es wurde daher dem EuGH die Frage vorgelegt, ob das Gemein-
schaftsrecht es einem Mitgliedstaat verwehre, sich gegenüber Kla-
gen auf Erstattung von Abgaben, die unter Verstoß gegen eine
Richtlinie erhoben worden sind, auf nationale Ausschlußfristen zu
berufen, die vom Zeitpunkt der Entrichtung der fraglichen Abga-
ben an zu laufen beginnen (selbst wenn die Richtlinie zu diesem
Zeitpunkt noch nicht ordnungsgemäß in nationales Recht umge-
setzt war). Der EuGH wiederholte seine bekannten grundsätz-
lichen Ausführungen, daß die Bestimmung der Gerichte und die
Ausgestaltung von gerichtlichen Verfahren zur Gewährleistung von
aus dem Gemeinschaftsrecht erwachsenden Rechten mangels einer
gemeinschaftsrechtlichen Regelung Sache der innerstaatlichen
Rechtsordnung ist und verwies auf den in diesem Zusammenhang
im Vergleich zu innerstaatlichen Verfahren geltenden Äquivalenz-
grundsatz sowie den Effizienzgrundsatz (zB Rs 33/76, Rewe, Slg
1976, 1989). Die Festsetzung angemessener Ausschlußfristen für
die Rechtsverfolgung im Interesse der Rechtssicherheit, die zugleich
Abgabepflichtige und Behörden schützt, ist mit dem Gemein-
schaftsrecht jedenfalls vereinbar. Das Gemeinschaftsrecht verwehrt
es einem Mitgliedstaat daher grundsätzlich nicht, sich gegenüber
Klagen auf Erstattung von Abgaben, die unter Verstoß gegen das
Gemeinschaftsrecht erhoben wurden, auf eine – wie in den Anlaß-
fällen – dreijährige nationale Ausschlußfrist zu berufen. Seine
Entscheidung in der Rechtssache Emott, in der er festlegte, daß der

säumige Mitgliedstaat sich bis zur ordnungsgemäßen Umsetzung
der Richtlinie nicht auf die Verspätung der Klage eines einzelnen
zur Wahrung seiner ihm durch eine Richtlinie verliehenen Rechte
berufen könne, begründete der EuGH mit den besonderen Umstän-
den dieser Rechtssache, da der Klägerin durch den Ablauf der
Klagefrist sonst jegliche Möglichkeit genommen worden wäre,
ihren auf die Richtlinie gestützten Anspruch durchzusetzen. Aus
diesem Grunde habe der Gerichtshof in der Folge dann auch
entschieden, daß das Gemeinschaftsrecht es einem Mitgliedstaat,
der eine Richtlinie nicht ordnungsgemäß umgesetzt hat, nicht ver-
wehre, sich gegenüber Klagen auf Erstattung von Abgaben, die
unter Verstoß gegen diese Richtlinie erhoben worden sind, auf
eine entsprechende nationale Verjährungsfrist (die vom Zeitpunkt
der Fälligkeit der betreffenden Forderung an läuft) zu berufen
(Rs C-188/95, Fantask, Slg 1997, I-6783). Der EuGH verneinte
daher im Anlaßfall die vorgelegte Frage. Das Gemeinschaftsrecht
steht somit – solange der Äquivalenzgrundsatz gewahrt ist – auch
einer nationalen Vorschrift nicht entgegen, die bei Klagen auf Er-
stattung von gemeinschaftswidrig erhobenen Abgaben eine natio-
nale Ausschlußfrist zuläßt, die von jener in einer allgemeinen Rege-
lung der Klagen gegen Private in solchen Fällen vorgesehenen
günstigeren Frist abweicht.

Für den Fall der Erstattung von gemeinschaftswidrig eingehobenen
Abgaben erschien weiters fraglich, ob die Berechnungsmodalitä-
ten der Zinsenzahlung gemeinschaftswidrig sind, wenn sie weni-
ger günstig sind als solche, die allgemein bei Klagen auf Erstattung
rechtsgrundlos gezahlter Beträge gelten (und weiters von der staat-
lichen Behörde, die den Verstoß begangen hat, festgesetzt wur-
den). Der EuGH wies neuerlich auf den Äquivalenzgrundsatz
sowie auf den Effektivitätsgrundsatz hin. So ist die Erstattung von
rechtsgrundlos – nämlich aufgrund von für ungültig erklärten
Gemeinschaftsverordnungen – erhobenen Abgaben, da sie ge-
meinschaftsrechtlich nicht geregelt ist, samt den mit der Erstattung
im Zusammenhang stehenden Aspekten, wie etwa der Zahlung
von Zinsen, nach den innerstaatlichen Vorschriften zu entscheiden
(Rs 130/79, Express Dairy Foods, Slg 1980, 1887). Ein inner-
staatlicher Erstattungsmodus entspricht dann dem Äquivalenzgrund-
satz, wenn er für sämtliche Klagen – unabhängig ob auf Verlet-
zung des Gemeinschaftsrechts oder des nationalen Rechts basie-
rend – zur Anwendung kommt, so es sich um die selbe Art von
Abgaben oder Gebühren handelt. Ein Mitgliedstaat ist daher nicht
verpflichtet, die günstigste innerstaatliche Erstattungsregelung auf
sämtliche Klagen auf Erstattung von Abgaben und Gebühren zu
erstrecken, die gemeinschaftswidrig erhoben wurden. Ist also der
Äquivalenzgrundsatz gewahrt, steht das Gemeinschaftsrecht auch
nationalen Vorschriften nicht entgegen, die Berechnungsmodalitä-
ten für Zinsen vorsehen, die bei der Erstattung von rechtsgrundlos
erhobenen Abgaben weniger günstig sind, als bei der Erstattung
rechtsgrundlos gezahlter Beträge durch Private.

Christine Stix-Hackl
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. UGRINOVICS Pia
per 2. 10. 1998
bei Mag. Werner Dax, Eisenstadt

RAA Mag. KUBIN Jürgen
per 7. 10. 1998
bei Dr. Willibald Stampf

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. STRAUSS Cornelia,
9020 Klagenfurt, Waaggasse 18,
Tel. 0463/505 55,
Telefax 0463/50 55 66,
per 1. 10. 1998

Auflösung einer GesbR

GesbR Dr. MAIDITSCH, Dr. LANNER,
Dr. MOSER, per 14. 9. 1998 aufgelöst.
Es existiert nur mehr die GesbR LAN-
NER & MOSER, 9020 Klagenfurt, Dr. Ar-
thur Lemisch Platz 7/3, Tel. 0463/
572 69, Telefax 0463/572 69-10.

Kanzleisitzverlegung

DDr. AICHHOLZER Josef,
Villach, Schießbichlweg 5,
Tel. 04242/550 56,
Telefax 04242/550 56-4

Namensänderung

Infolge Namensänderung heißt Frau
Dr. STUDENTSCHNIG Renate,
Klagenfurt, ab sofort wieder
Dr. Renate Napetschnig.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. LEITNER Peter
per 1. 9. 1998
bei Dr. Friedrich Staudacher,
Klagenfurt

RAA Mag. PFLEGERL Ellen
per 16. 9. 1998
bei Dr. Margot Tonitz, Klagenfurt

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritt

RiAA Dr. JOST Eva Maria
vom 1. 9. 1998 bis 31. 1. 1999
bei Dr. Herbert Felsberger

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. KANDLER Hans-Peter, 2700 Wr. Neu-
stadt, Grazer Straße 53a/1/5,
Tel. 02622/695 67,
Telefax 02622/695 67,
per 29. 9. 1998,
korrespondiert in englischer Sprache

Mag. FERSTL Wolfgang,
2700 Wr. Neustadt, Hauptplatz 28,
Tel. 02622/227 34,
Telefax 02622/224 94,
per 29. 9. 1998,
korrespondiert in englischer Sprache

Mag. AUER Wolfgang,
2700 Wr. Neustadt, Bahngasse 18,
Tel. 02622/816 24,
Telefax 02622/816 24-2,
per 29. 9. 1998

Mag. DONNERBAUER Heribert,
2000 Stockerau, Schießstattgasse 21,
Tel. 02266/623 43,
Telefax 02266/623 43-16,
per 29. 9. 1998

Kanzleisitzverlegungen

Dr. HANDL Herbert,
Wr. Neustadt, Bahngasse 18,
per 1. 9. 1998

Dr. SCHUH Susanne,
von Wien nach 2380 Perchtoldsdorf,
Bachackergasse 13,
Tel. 01/865 30 52,
Telefax 01/865 30 52,
per 1. 8. 1998

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. NAU Maria-Christina
per 1. 9. 1998
bei Dr. Günther Viehböck, Mödling

RAA Mag. LUST Philipp
per 1. 9. 1998
bei Dr. Richard Krist, Mödling

RAA Mag. PETUTSCHNIG Mario
per 16. 9. 1998
bei Dr. Rudolf Beck, Mödling

RAA Mag. SIGL Manfred
per 3. 9. 1998
bei Dr. Martin Prokopp, Baden

RAA Mag. RIESS Gregor
per 1. 10. 1998
bei Dr. Georg Thum, St. Pölten

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. GRASBÖCK Reinhard,
4020 Linz, Landstraße 47,
Tel. 0732/77 66 44,
Telefax 0732/79 59 00,
per 1. 10. 1998, in Kanzleigemein-
schaft mit Hasch Spohn Richter &
Partner Anwaltskanzlei KEG

Dr. LUX Dietmar,
4020 Linz, Landstraße 12,
Tel. 0732/78 43 31-0,
Telefax 0732/77 43 41,
per 1. 10. 1998,
als Partner mit den Rechtsanwälten
Haslinger / Nagele & Partner

Dr. WÖSS Alexander,
4020 Linz, Fadingerstraße 9/2,
Tel. 0732/78 40 80-0,
Telefax 0732/78 40 80-4,
per 1. 10. 1998,
in Regiegemeinschaft mit der Hengst-
schläger / Lindner RA-Partnerschaft
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Mag. WACHTVEITL Friedrich,
5280 Braunau/Inn, Stadtplatz 5,
Tel. 07722/631 13,
Telefax 07722/631 13-24,
per 19. 10. 1998

Verzicht

Dr. SCHMID Werner, Braunau/Inn,
mStv Dr. Florian Lackner, Braunau/Inn,
per 30. 9. 1998

Adressenänderung

Dr. CHALUPSKY Ernst,
Dr. GUMPOLDSBERGER Maximilian,
Dr. ANDERLE Alexander,
Dr. PAULITSCH Reinhardt,
Dr. GUMPOLDSBERGER Bernhard,
Wels, Bauernstraße 9/WDZ III,
Tel. 07242/652 90,
Telefax 07242/652 90-333

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. FRANZMAYR Peter
per 4. 9. 1998
bei Dr. Rudolf Franzmayr, Vöcklabruck

RAA Mag. Dr. VALENTA Nicole
per 8. 9. 1998
bei Dr. Helmut Valenta, Linz

RAA Dr. WETZL Wilfrid
per 3. 9. 1998
bei Mag. Thomas Scherhaufer, Linz

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. DDr. WAGNER Michael,
5082 Grödig, Hauptstraße 4,
Tel. 06246/773 14-0,
Telefax 06246/773 14-5,
per 1. 10. 1998

MMag. Dr. SCHILCHEGGER Johann,
5600 St. Johann/Pg., Hauptstraße 12,
Tel. 06412/42 27,
Telefax 06412/78 66,
per 2. 11. 1998, in GesbR mit
Dr. Reinhard Steger

Dr. EGGER Christian M., 5020 Salzburg,
Hellbrunnerstraße 9/28,
Tel. 0662/84 22 33,
Telefax 0662/84 22 33-12,
per 1. 10. 1998

Kanzleisitzverlegungen

Dr. BUCHNER Johann & Mag. HALLER
Ingeborg, Salzburg, Erabt-Klotz-
Straße 9/Mühlbacherhofweg 2,
Tel. 0662/84 00 90,
Telefax 0662/84 00 90-44,
e-Mail: ra.buchner&haller@
salzburg.co.at

Dr. HEINZ Bruno,
Salzburg, Petersbrunnstraße 2,
Tel. 0662/84 95 24,
Telefax 0662/84 95 19

DDr. OBERLABER Edith,
Salzburg, Nonntaler Hauptstraße 1a,
Tel. 0662/84 24 48,
Telefax 0662/84 24 48-13

Dr. RUBY Hans Eckhard,
Salzburg, Petersbrunnstraße 2
Tel. 0662/84 95 26,
Telefax 0662/84 95 26-22

MMag. Dr. HORNUNG Stefan,
Salzburg, Neutorstraße 19,
Tel. 0662/84 16 16, 84 16 17,
Telefax 0662/84 16 17-17,
e-Mail:stefan.hornung@salzburg.co.at

Dr. HÖHENWARTER Rolf,
Salzburg, Neutorstraße 19,
Tel. 0662/84 16 16, 84 16 17,
Telefax 0662/84 16 17-17

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. OBRIST Christian, Zell/See,
Telefax 06542/742 93-4

e-Mail-Adressen

Dr. ZETTL Bernhard, Salzburg:
zettl@salzburg.co.at

Dr. STROBL Karl Friedrich,
Mag. STROBL Gernot, Salzburg:
kanzlei@dr.strobl.at

Dr. HONSIG-ERLENBURG Johannes,
Salzburg:
honsig@guw.at

Namensänderung

Infolge Namensänderung heißt Herr
Dr. ILLICHMANN Bernhard, Salzburg,
ab sofort Dr. Bernd Illichmann

Verzicht

Dr. PARADEISER Heinz, Salzburg,
mStv Dr. Raimund Danner, Salzburg

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Dr. ESSL Franz
per 1. 10. 1998
bei Dr. Christian Adam, Salzburg

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. RUHRI Gerald,
8010 Graz, Roseggerkai 5,
Tel. 0316/83 23 19,
Telefax 0316/83 23 19-19,
per 1. 9. 1998

Dr. KLIMBURG Claudia,
8230 Hartberg, Steingasse 1,
per 13. 10. 1998

Dr. WEILER Gert,
8330 Feldbach, Grazer Straße 24,
Tel. 03152/65 46,
per 25. 9. 1998

Mag. SORGO Claudia,
8200 Gleisdorf, Feldgasse 4,
Tel. 03112/66 44,
Telefax 03112/66 44-20,
per 1. 10. 1998

Gründung einer OEG

Dr. STENITZER Wilfrid und
Mag. STENITZER Marc Oliver,
8430 Leibnitz, Hauptplatz 32–34,
zur Stenitzer & Stenitzer Rechts-
anwälte OEG,
per 27. 8. 1998
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Änderungen der Telefon- und Telefaxnummern

sowie E-Mail-Adresse

Dr. KLEINSCHUSTER Gert, Graz,
Tel. 0316/82 25 91,
Telefax 0316/82 25 91-20,
e-Mail-Adresse: Kleinschuster-
RA@aon.at

Dr. WEILER Gert, Feldbach,
Tel. 03152/66 44-0,
Telefax 03152/66 44-14

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. ROBNIK Edda
per 1. 8. 1998
bei Dr. Manfred Schnurer, Graz

RAA Mag. GRÖSSBAUER Gabriele
per 1. 8. 1998
bei Dr. Wolfgang Reinisch,
Bad Radkersburg

RAA Mag. PICHLER Karl
per 1. 8. 1998
bei Dr. Heimo Jilek, Leoben

RAA Mag. HÖLLER Wolfgang Robert
per 24. 8. 1998
bei Dr. Michael Zsizsik, Bruck

RAA Mag. KOHLBACHER Gregor
per 25. 8. 1998
bei Dr. Walter Brunner, Birkfeld

RAA Mag. RUHRI Claudia
per 2. 9. 1998
bei Dr. Gerald Ruhri, Graz

RAA Mag. MÜLLER Wolfgang
per 8. 9. 1998
bei Dr. Alfons Hauer, Gleisdorf

RAA Mag. KÖSTNER Gerhard Franz
per 7. 10. 1998
bei Dr. Maximilian Sampl, Schladming

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. KAPFERER Mathias,
6020 Innsbruck, Bürgerstraße 28,
Tel. 0512/58 28 40,
Telefax 0512/57 04 23,
per 1. 9. 1998, in Regiegemeinschaft
mit Dr. Albert Heiss

MMag. Dr. RASTNER Verena,
9900 Lienz, Johannesplatz 7,
Tel. 04852/690 68,
Telefax 04852/690 20,
per 1. 9. 1998, in Partnerschaft
(OEG) mit Dr. Ingrid Türk

Dr. MÜLLER Reinhold,
6020 Innsbruck, Framsweg 17,
Tel. 0512/20 42 20,
Telefax 0512/20 42 20-25,
per 2. 10. 1998

MMag. MERTENS Christian,
6020 Innsbruck, Boznerplatz 2,
Tel. 0512/57 71 71,
Telefax 0512/57 71 71-57,
per 9. 10. 1998, in Regiegemein-
schaft mit Dr. Cornelia Sprung

Kanzleisitzverlegungen

Dr. LORENZ Lucas,
Innsbruck, Maria-Theresien-Straße 34,
Tel. 0512/58 53 23,
Telefax 0512/58 53 23-13

Dr. MARGREITER Inge,
Brixlegg, Herrnplatz 9,
Tel. 05337/660 90,
Telefax 05337/660 90-4

Mag. PRESL Bettina,
Innsbruck, Glasmalereistraße 6,
Tel. 0512/56 04 48,
Telefax 0512/56 04 48

Dr. FORADORI Carlo,
Innsbruck, Claudiastraße 11/1,
Tel. 0512/57 06 66,
Telefax 0512/57 06 66

MMag. Dr. RASTNER Verena,
Lienz, Johannesplatz 9,
Tel. 04852/689 68,
Telefax 04852/689 68-5,
per 10. 11. 1998

Dr. SEYR Burghard,
Innsbruck, Heiliggeiststraße 1/III,
Tel. 0512/58 80 03,
Telefax 0512/58 80 03-3,
per 1. 11. 1998

Änderungen der Telefon- und Telefaxnummern

Dr. HEEL Walter, Innsbruck,
Telefax 0512/58 88 66-15

Dr. DELLASEGA Martin, Innsbruck,
Tel. 0512/58 53 22, 56 08 08,
Telefax 0512/58 53 22-13,
56 08 08-13

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Dr. GEYMAYER Ralf
per 15. 9. 1998
bei Dr. Franz Pegger, Innsbruck

RAA Mag. MIKUZ Michael
per 1. 8. 1998
bei Dr. Jörg Hobmeier, Innsbruck

RAA Mag. NEUMAYR Bernhard
per 21. 8. 1998
bei Dr. Bernhard Hämmerle, Innsbruck

RAA Dr. PECHTL Ester
per 11. 8. 1998
bei Dr. Klaus Gstrein, Imst

RAA Dr. ROSENKRANZ Sigmund
per 1. 8. 1998
bei Dr. Gerhard Zimmermann,
Innsbruck

RAA Dr. SCHÖFFTHALER Christian
per 7. 7. 1998
bei Dr. Peter Wallnöfer, Innsbruck

RAA Dr. TRÖTHAN Nikola
per 1. 10. 1998
bei Dr. Stefan Kofler, Innsbruck

RAA MMag. Dr. VERGÖRER Patrick
per 1. 9. 1998
bei Dr. Bernt Strickner, Innsbruck

RAA Dr. WILLE Harald
per 1. 10. 1998
bei Dr. Gerald Hauska, Innsbruck

RAA Mag. WÖLL Martin
per 4. 9. 1998
bei Dr. Helmut Atzl, Kufstein

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. FIEL Martin,
6800 Feldkirch, Drevesstraße 2,
Tel. 05522/780 00,
Telefax 05522/780 00-4,
per 1. 10. 1998, in OEG mit Dr. Ot-
mar Pfeifer und Dr. Günther Keckeis



AnwBl 1998/12 743

Amtliche Mitteilungen

Dr. WILLEIT Thomas,
6800 Feldkirch, Johannitergasse 6/II,
Tel. 05522/386 00,
Telefax 05522/386 00-6,
per 15. 10. 1998, in GesbR mit
Dr. Christian Hopp

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Univ.-Doz. Dr. ANNACKER Claudia,
1010 Wien, Kärntner Straße 37,
Tel. 01/512 09 30,
Telefax 01/512 93 20,
per 15. 9. 1998

Mag. BENESCH Stefan, 1040 Wien,
Prinz Eugen-Straße 4/12,
Tel. 01/503 81 44,
Telefax 01/505 38 73-17,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 15. 9. 1998

Dr. FRAUENBERGER Andreas,
1040 Wien, Argentinierstraße 20/I/3,
Tel. 01/505 18 89,
Telefax 01/505 48 46,
per 5. 10. 1998

Mag. HOFSTETTER Anton,
1090 Wien, Wasagasse 4,
Tel. 01/319 64 11,
Telefax 01/310 95 56,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 5. 10. 1998

Dr. JUNGWIRTH Erich,
1080 Wien, Trautsongasse 6,
Tel. 01/402 15 05 Serie,
Telefax 01/402 15 05-85,
per 5. 10. 1998

Mag. MEUSBURGER Stephan,
1040 Wien, Prinz Eugen-Straße 4,
Tel. 01/503 89 19,
Telefax 01/503 86 75,
korrespondiert in englischer und

französischer Sprache,
per 5. 10. 1998

Dr. NEUWIRTH Martin,
1010 Wien, Petersplatz 3,
Tel. 01/533 70 36, 533 70 37,
535 62 06,
Telefax 01/535 62 06-75,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 15. 9. 1998

Mag. POINSTINGL Erich, 1060 Wien,
Gumpendorfer Straße 57,
Tel. 01/586 82 80,
Telefax 01/587 84-424,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 15. 9. 1998

Mag. SORGO Mirjam B.,
1010 Wien, Riemergasse 14,
Tel. 01/512 88 82,
Telefax 01/512 88 62,
per 5. 10. 1998
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Mag. Dr. WAGESREITER Peter,
1010 Wien, Sterngasse 13/3,
Tel. 01/532 11 26-0,
Telefax 01/532 11 26-11,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 15. 9. 1998, in Kanzleigemein-
schaft mit Mag. Rene Schneider in
Form einer OEG unter der Firma
Schneider & Wagesreiter Rechts-
anwälte-Partnerschaft

Verzicht

Dr. KATARY Karl, 1140 Wien, Hüttel-
dorfer Straße 124, per 30. 9. 1998, mStv
Dr. Reinhard Langner, ebendort

Dr. STEIRER Kurt, 1030 Wien, Invaliden-
straße 13, per 30. 9. 1998, mStv Dr. Mi-
chaela Iro, ebendort

Dr. ZACH Rudolf, 1010 Wien, Wollzei-
le 18, per 30. 9. 1998, mStv Dr. Walter
Engler, 1010 Wien, Wollzeile 18/14

Kanzleisitzverlegungen

Mag. HARRICH Günter, 1050 Wien,
Schönbrunner Straße 90/10,
Tel. 01/548 50 40,
Telefax 01/548 50 40-3

Mag. LAMBAUER Arthur,
1010 Wien, Falkestraße 1,
Tel. 01/512 47 62,
Telefax 01/513 48 74,
per 1. 10. 1998, in Regiegemein-
schaft mit Dr. Ludwig Hötzl und
Dr. Manfred Michalek

Dr. STROHAL Theodor und Dr. KRETSCH-
MER Wolfgang G., 1010 Wien,
Opernring 10/Goethegasse 3,
per 27. 10. 1998

Dr. WINKLER Manfred,
1030 Wien, Henslerstraße 3,
Tel. 01/710 79 19-0,
Telefax 01/710 79 19-19

Namensänderungen

Infolge Namensänderung heißt Frau
Mag. SVOBODA Magda ab sofort
Mag. Magda Svoboda-Mascher

Infolge Namensänderung heißt Frau
Mag. RIEDL Claudia ab sofort
Mag. Claudia Steegmüller

Beschluß

Der Ausschuß der RAK Wien hat über
Antrag vom 29. 9. 1998 den mit ha Be-
schluß vom 23. 9. 1998, GZ 4524/98,
für den verst RA Dr. MÜLLER Michael, szt
1190 Wien, Schätzgasse 3/8, bestellten
mStv Mag. Dr. Peter Csoklich, 1090 Wien,
Währinger Straße 2–4, seines Amtes ent-
hoben und an dessen Stelle Dr. Harald
Schicht, 1010 Wien, Freyung 6a, zum
mStv bestellt.

Die mStv für Dr. REIDINGER Ivo, em
RA, szt 1090 Wien, Prechtlgasse 9 (GZ
1689/87), wird über begründeten Antrag
des bisherigen mStv Dr. Hubert Dostal,
1190 Wien, Döblinger Hauptstraße 7, für
beendet erklärt. Es wird ihm jedoch die
Auflage erteilt, die Akten des em RA
Dr. Ivo Reidinger weiterhin aufzubewah-
ren.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA MMag. Dr. ABLASSER Astrid
bei Dr. Rainer Roniger

RAA Mag. BLAHO Thomas
bei Dr. Raimund Cancola

RAA Mag. BELIHART Georg
bei Dr. Karl Grigkar

RAA Mag. BRUCKNER Angelika
bei Dr. Hans-Georg Mondel

RAA Mag. CICHOCKI Arno
bei Mag. Dr. Rudolf Gürtler

RAA Mag. DAVID W. Gerald
bei Dr. Christian Ebert

RAA Dr. DEMETZ Patricia
bei Dr. Friedrich Schwank

RAA Mag. GARTNER Wolfgang
bei Dr. Walter Fleissner

RAA Mag. GEIGER Patrick
bei Dr. Wolfgang Riha

RAA Mag. GERERSDORFER Timo
bei Dr. Walter Lattenmayer

RAA Mag. GRASL Christian
bei MMag. Franz J. Heidinger

RAA Mag. HANSLIK Günther
bei Dr. Reinhard Schanda

RAA Mag. HANTEN Klaus
bei Dr. Georg Christian Auteried

RAA Mag. KAZDA Christian
bei Mag. Edgar Zrzavy

RAA Mag. KINSKY Philipp
bei Dr. Christoph Lindinger

RAA Mag. KLADE Jutta
bei Dr. Wilhelm Klade

RAA Mag. KÖHN Claudia
bei Dr. Michael Stögerer

RAA Mag. KUHAUPT Christian
bei Dr. Harald Schmidt

RAA Mag. LUTZ Selma
bei Dr. Wilhelm Mährenhorst

RAA Mag. MORITZER Severin
bei Dr. Georg Prantl

RAA Mag. NAUER Christoph
bei Dr. Nikolaus Schindler

RAA Dr. NUßBAUMER Peter
bei Mag. Thomas Angermair

RAA Mag. PAUKNER Ulrike
bei Dr. Stefan Köck

RAA Mag. PÖCKL Barbara
bei Dr. Christoph Lassmann-Wichtl

RAA Mag. PRAX Alexandra
bei Dr. Johann Fontanesi

RAA Mag. PROKSCH Wolfram
bei Dr. Erich Proksch

RAA Mag. RAST Nikolaus
bei Dr. Farid Rifaat

RAA Mag. RAUCH Rainer
bei Mag. Christian Weimann

RAA Mag. SCHÖN Michael
bei Dr. Günter Harrich

RAA Mag. SCHULMEISTER Lothar
bei Dr. Gabriel Lansky

RAA Mag. SKRIBE Alexander
bei Dr. Marcus Bachmayr-Heyda

RAA Mag. SILBERMAYR Vera
bei Dr. Walter Silbermayr

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritt

RiAA Mag. AUFNER Michael
bei Dr. Werner Masser
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Oberösterreich

Änderung der Geschäftsordnung für die Rechts-
anwaltskammer für OÖ und deren Ausschuß

§ 30 Abs 3 6. Satz
Geltende Fassung

Eine Mehrfachanrechnung von Amtsverteidigungen (§ 41 Abs 3
StPO) und Pflichtverteidigungen (§ 42 Abs 2 StPO) findet nicht
statt.

Änderungsvorschlag

Eine Mehrfachanrechnung von Amtsverteidigungen (§ 41 Abs 3
StPO), Pflichtverteidigungen (§ 42 Abs 2 StPO) sowie im Rahmen
der Verfahrenshilfe erbrachter Leistungen, für die ein Vergütungs-
anspruch gemäß § 16 Abs 4 RAO besteht, findet nicht statt.
Genehmigt mit Bescheid des Bundesministeriums für Justiz vom
19. 10. 1998, Zl 16.101/16-I 6/1998.

Beitragsordnung 1999
der Oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer

Teil A

1. Das geschätzte Erfordernis für die Erbringung
der Leistungen der Versorgungseinrichtung
(ohne Unterstützungsfonds) beträgt S 50,566.600,–
Hievon sind durch die Pauschalvergütung
für das Jahr 1999 S 21,328.000,–
gedeckt, sodaß weitere S 29,238.600,–
aufzubringen sind.

Bei Festsetzung der Beiträge mit S 71.000,–
für alle Rechtsanwälte, die das 65. Lebens-
jahr noch nicht vollendet oder die Wartezeit
noch nicht erfüllt haben, und mit S 6.000,–
für alle Rechtsanwälte, die das 65. Lebensjahr
vollendet und die Wartezeit erfüllt haben,
ist ein Beitragsaufkommen von S 32,028.000,–
zu erwarten.

2. Der Beitrag zur Versorgungseinrichtung
Teil A wird mit jährlich S 71.000,–
und der Beitrag zum Unterstützungsfonds mit
jährlich S 500,–
wovon ein Betrag von jährlich S 200,–
je Anwalt als Rücklage zur Sicherstellung
einer Unterstützung an Rechtsanwalts-
anwärter gemäß § 12 der Satzung der
Versorgungseinrichtung Teil A dient
insgesamt mit S 71.500,–

je Anwalt festgesetzt.

3. Ab dem auf die Vollendung des 65. Lebensjahres folgenden
Kalendervierteljahr ermäßigt sich der Beitrag für die Versor-
gungseinrichtung auf S 6.000,– im Jahr, sofern der Rechtsan-
walt die Wartezeit erfüllt hat. Die Ermäßigung auf S 6.000,–
tritt mit dem Beginn des auf die Vollendung des 65. Lebensjah-
res folgenden Kalendervierteljahres ein.

4. Wird ein Rechtsanwalt vor Vollendung des 50. Lebensjahres
erstmalig in die Liste der Rechtsanwälte für Oberösterreich ein-
getragen, so ermäßigen sich die Beiträge zur Versorgungsein-
richtung und zum Unterstützungsfonds für das Kalenderviertel-
jahr, in welchem die Eintragung erfolgt, und für die nächsten
drei Kalendervierteljahre jeweils um die Hälfte.
Diese Bestimmung findet keine Anwendung, wenn der Rechts-
anwalt bereits in die Liste der Rechtsanwälte einer anderen
österreichischen Rechtsanwaltskammer eingetragen war.

Teil B

5. a) Der Beitrag zur Versorgungseinrichtung Teil B
beträgt jährlich S 40.000,–

b) der ermäßigte Beitrag gemäß § 12 Abs 4
der Satzung Teil B beträgt S 16.000,–

Teil A + B

6. Der Gesamtbetrag ist in vier gleichen Teilbeträgen, jeweils zu
Beginn eines Kalendervierteljahres bzw bei Neueintragung mit
dem nächstfolgenden Monatsersten, frühestens nach Kundma-
chung im Anwaltsblatt, fällig.

7. Absatz 1:
Der allgemeine Kammerbeitrag wird mit S 6.000,– jährlich
festgesetzt.

Absatz 2:
Zum Kammerbeitrag werden folgende Zuschläge eingehoben:
a) Für jeden Rechtsanwaltsanwärter jährlich S 14.000,–
b) Zur Deckung der Prämie für die von der OÖ. Rechtsan-

waltskammer abgeschlossenen Großschadenhaftpflichtver-
sicherung jährlich S 4.950,–. Von der Verpflichtung der
Entrichtung des Zuschlages sind jene Kammermitglieder be-
freit, die rechtswirksam erklärt haben, daß sie an der Groß-
schadenhaftpflichtversicherung nicht teilnehmen wollen.
Im Hinblick auf ein voraussichtliches Guthaben ist ein Ab-
gang infolge einer Prämienerhöhung gedeckt.

c) Zur Deckung des Vertrauensschadenfonds A + B pro Quar-
tal S 2.250,–.

d) Zur Deckung der Kosten der Öffentlichkeitsarbeit jährlich
S 3.000,–.

e) Zur Deckung der Prämie für die Kollektiv-Unfallversicherung
jährlich S 606,–.

Absatz 3:
Sowohl der allgemeine Kammerbeitrag, der Zuschlag für die
Rechtsanwaltsanwärter und der Zuschlag zur Deckung des Ver-
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trauensschadenfonds sind vierteljährlich im vorhinein zu ent-
richten.

Die Zuschläge gemäß Abs 2b), d) und e) sind bis 10. 1. zu
entrichten.

8. Kammermitglieder, die nicht während des gesamten Kalender-
jahres in die Liste der Rechtsanwälte eingetragen sind, zahlen
nur den auf die Zeit ihrer Eintragung entfallenden verhältnismä-
ßigen Anteil des Beitrages bzw der Beitragszuschläge, wobei
angefangene Monate für voll zu rechnen sind.

Für die Berechnung des Zuschlages für Rechtsanwaltsanwärter
ist die Dauer ihrer Eintragung im Kalenderjahr aliquot zu be-
rücksichtigen.

9. Die Umlage zur Sterbekasse wird pro Sterbefall festgesetzt:

a) für eingetragene Rechtsanwälte und Mitglieder der VE gem
§ 13 der Satzung mit S 600,–

b) für Alters- und Invalidenrentner mit S 300,–.

10. Sind Beiträge mehr als einen Monat nach Ende des Kalender-
vierteljahres rückständig, so ist bei gleichzeitiger Ausstellung
eines Rückstandsausweises ein Säumniszuschlag von 10% des
überfälligen Betrages zu entrichten.

11. Beitragszuschlag gem § 13 der Satzung der Versorgungsein-
richtung:
Der Beitragszuschlag für die entfallende Mitwirkung in der Ver-
fahrenshilfe wird mit S 43.000,– festgesetzt.

12. Der Ausschuß wird ermächtigt, allfällige Guthaben, soweit sie
sich nicht aus der Verrechnung der Versorgungseinrichtung er-
geben, zur Abdeckung anderer Ausgaben zu verwenden.

13. Die Beitragsordnung bleibt solange in Kraft, bis sie durch eine
neue Beitragsordnung ersetzt wird.

Wien
Die Rechtsanwaltskammer Wien hat in ihrer Plenarversammlung
vom 14. 5. 1998 beschlossen:

Beitragsordnung 1999

§ 1. Kammerbeitrag

1. Jede/r Rechtsanwalt/anwältin, der/die im Sprengel der
Rechtsanwaltskammer Wien in die Liste der Rechtsanwälte ein-
getragen ist, hat jährlich zu entrichten:

a) Kanzleiabgabe in der Höhe von S 11.000,–

b) Beitrag

ba) zum Notfall-Fonds S 6.000,–

bb) zur Prämie für die Unfallversicherung S 600,–

bc) zur Prämie für die Haftplichtversiche-
rung in der Verfahrenshilfe S 400,–

2. Jede/r Rechtsanwalt/anwältin, welche/r eine/n
Rechtsanwaltsanwärter/in beschäftigt, hat dar-
über hinaus für jedes begonnene Monat,
während welchem das Ausbildungsverhältnis
zu einer/einem Rechtsanwaltsanwärter/in auf-
recht besteht, einen Zuschlag zur Kanzlei-
abgabe von je S 1.000,–
zu entrichten.

§ 2. Festsetzung der Kammerbeiträge

1. Die Vorschreibung der Kammerbeiträge erfolgt durch die nach
der Geschäftsordnung zuständige Abteilung des Ausschusses
mit Bescheid.

2. Ein Antrag (Vorstellung) auf Abänderung der Beitragsvor-
schreibung hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 3. Zahlungstermine

1. Der Kammerbeitrag ist zu je einem Viertel am 1. März, 1. Juni,
1. September und 1. Dezember eines jeden Jahres zu leisten.

2. Der Zuschlag zur Kanzleiabgabe für Rechtsanwaltsanwärter/
innen wird für jedes Jahresviertel im letzten Monat desselben
vorgeschrieben und ist 14 Tage nach Zustellung der Vorschrei-
bung fällig, die 1. Zahlung für eine/n Rechtsanwaltsanwärter/
in ist mit der Anmeldung zur Eintragung in die Liste der Rechts-
anwaltsanwärter fällig.

3. Für Beiträge, die nicht spätestens ein Monat nach Fälligkeit
entrichtet werden, ist nach Ausstellung eines Rückstandsaus-
weises ein Säumniszuschlag von 5% des überfälligen Betrages
zu leisten.

§ 4. Stundung, Ermäßigung und Abschreibung

1. Rechtsanwälte/innen, die nur während eines Teiles des Bei-
tragsjahres in der Liste der Rechtsanwaltskammer Wien einge-
tragen sind, haben nur den dem Zeitraum ihrer Eintragung
entsprechenden Teil des Kammerbeitrages nach § 1 Zif.1 zu
bezahlen.

2. Der Kammerbeitrag kann in besonders berücksichtigungswür-
digen Einzelfällen, insbesondere im Falle längerer gesundheit-
licher Behinderung, familiärer oder sonstiger sozialer Notsitua-
tion, durch die nach der Geschäftsordnung zuständige Abtei-
lung des Ausschusses gestundet, ermäßigt oder abgeschrieben
werden.
Eine Stundung ist auch bei vorübergehenden Zahlungsschwie-
rigkeiten möglich.

§ 5. Schlußbestimmung

1. Solange keine neue Beitragsordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen ist, gelten die Bestimmungen dieser Beitrags-
ordnung auch für die Folgejahre.

2. Mit der Vollziehung dieser Beitragsordnung ist der Ausschuß
der Rechtsanwaltskammer Wien betraut.
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Änderung der Umlagenordnung 1998
1. . . . . .

Versorgungseinrichtung – Teil A

a) Rechtsanwälte/innen, die bis zum 31. De-
zember des Vorjahres das 32. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben S 40.000,–

. . . . .

Versorgungseinrichtung – Teil B

Von den Beiträgen gemäß lit e) und f) werden 1998 Verwaltungs-
kosten in der Höhe von S 390,– pro Rechtsanwalt/Rechtsanwältin
p.a. und 0,75% des Beitrages (zuzüglich Umsatzsteuer) in Abzug
gebracht.
. . . . .

Umlagenordnung 1999
1. Die Mittel für die Leistungen der Versorgungseinrichtung

(Satzung der Versorgungseinrichtung, Teil A) werden gemäß
§§ 47, 48, 51 und 53 RAO durch Pauschalvergütung und
durch Beiträge der Kammermitglieder, die Mittel der Leistun-
gen aus der Versorgungseinrichtung (Teil B) durch Beiträge der
Kammermitglieder aufgebracht.
Jede/r Rechtsanwalt/anwältin hat für die Versorgungseinrich-
tung folgenden Beitrag für das Jahr 1999 zu zahlen:
Versorgungseinrichtung – Teil A:

a) Rechtsanwälte/innen, die bis zum 31. De-
zember des Vorjahres das 32. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben, S 40.000,–

b) Rechtsanwälte/innen, die erstmals nach
Vollendung ihres 50. Lebensjahres einge-
tragen worden sind, wenn diese Eintra-
gung nach dem 1. Jänner 1974 erfolgt S 71.500,–

c) Rechtsanwälte/innen, die am 1. Jänner des
Beitragsjahres das 65. Lebensjahr vollendet
haben und deren Wartezeit gemäß § 50
Abs. 2 lit a) und b) RAO zu diesem Zeit-
punkt bereits verstrichen war, S 1.000,–

d) alle übrigen Rechtsanwälte/innen S 61.500,–
Versorgungseinrichtung – Teil B:

e) Der Beitrag beträgt S 41.600,–
f) Der ermäßigte Beitrag gemäß § 12 (4) der

Satzungen (Teil B) beträgt S 16.640,–
Von den Beiträgen gemäß lit e) und f) werden 1999 Verwal-
tungskosten in der Höhe von S 390,– pro Rechtsanwalt/Rechts-
anwältin p.a. und 0,75% des Beitrages (zuzüglich Umsatz-
steuer) in Abzug gebracht. Vor der Gutschrift auf dem Pensions-
konto werden die Prämien für die Berufsunfähigkeits- und die
Hinterbliebenenversicherung gemäß Geschäftsplan in Abzug
gebracht.

2. Rechtsanwälte/innen, die nur während eines Teiles des Bei-
tragsjahres in der Liste der Rechtsanwaltskammer Wien einge-
tragen sind, haben nur den zum Zeitraum ihrer Eintragung
entsprechenden Teil des Beitrages zur Versorgungseinrichtung
zu bezahlen. Rechtsanwälte/innen, die während des Kalen-
derjahres die Pensionsgrenze erreichen, haben ebenso nur
den auf den Zeitraum vor Erreichung des Pensionsanspruches
entfallenden Teil des Beitrages zur Versorgungseinrichtung zu
bezahlen.

3. Die Vorschreibung der Beiträge zur Versorgungseinrichtung
erfolgt durch die nach der Geschäftsordnung zuständige Abtei-
lung des Ausschusses mit Bescheid. Die Beiträge sind in vier
gleichen Teilbeträgen zu entrichten, und zwar am 1. März,
1. Juni, 1. September und 1. Dezember 1999.
Ein Antrag (Vorstellung) auf Abänderung der Beitragsvorschrei-
bung hat keine aufschiebende Wirkung.

4. Sind Beiträge mehr als 1 Monat nach Fälligkeit rückständig, so
ist nach Ausstellung eines Rückstandsausweises ein Säumnis-
zuschlag von 5% des überfälligen Beitrages zu entrichten.

5. Eine Ermäßigung oder Abschreibung des Beitrages zur Versor-
gungseinrichtung (Teil A) ist ausgeschlossen. Eine Stundung
kann in besonders berücksichtigungswürdigen Einzelfällen,
insbesondere bei längerer gesundheitlicher Behinderung, so-
wie bei Vorliegen familiärer oder sonstiger sozialer Notsituatio-
nen, durch die nach der Geschäftsordnung zuständige Abtei-
lung des Ausschusses gewährt werden. Eine Stundung ist auch
bei vorübergehenden Zahlungsschwierigkeiten möglich.
Für den Teil B der Versorgungseinrichtung gelten ausschließ-
lich die in § 12 der Satzung, Teil B, vorgesehenen Herabset-
zungs- und Befreiungsmöglichkeiten.

6. Solange keine neue Umlagenordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen ist, gelten die Bestimmungen dieser Umlagen-
ordnung auch für die Folgejahre.

7. Mit der Vollziehung dieser Umlagenordnung ist der Ausschuß
der Rechtsanwaltskammer Wien betraut.

Leistungsordnung 1999
A

Nachstehende Leistungen (Renten) für Anspruchsberechtigte nach
Maßgabe der Bestimmungen der §§ 47–54 RAO und nach Maß-
gabe der jeweils gültigen, von der Vollversammlung beschlosse-
nen Satzung der Versorgungseinrichtung, Teil A, werden für 1999
wie folgt festgesetzt und 14 x p.a., jeweils am 5. eines jeden
Monates im vorhinein ausgezahlt, die 13. Rente am 5. Juni, die
14. Rente am 5. Dezember:

1. Alters- und Berufsunfähigkeitsrente S 24.000,–

2. Witwen-/Witwerrente S 14.400,–

3. Halbwaisenrente S 9.600,–

4. Vollwaisenrente S 14.400,–
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5. Sind nach dem/der Rechtsanwalt/Rechtsanwältin zwei oder
mehr Personen mit Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung
vorhanden, so darf die Summe der Leistungen für die An-
spruchsberechtigten nicht höher sein als die Leistung, auf die
der/die Rechtsanwalt/Rechtsanwältin selbst Anspruch hätte.
Innerhalb dieses Höchstausmaßes sind die Leistungen an die
einzelnen Anspruchsberechtigten verhältnismäßig zu kürzen.

6. Für Sterbefälle ab dem 1. 1. 1999 beträgt der Todfallsbeitrag
S 120.000,– abzüglich eines allfälligen Beitragsrückstandes,
mindestens jedoch S 40.000,–.

7. Die Mindestansprüche gemäß § 52 Abs 1 RAO bleiben unbe-
rührt.

B
Die Leistungen für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der
jeweils gültigen, von der Vollversammlung beschlossenen Satzung
der Versorgungseinrichtung, Teil B, errechnen sich wie folgt:
1. Die Altersrente ergibt sich aus den auf dem Konto des/der

Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin zum Zeitpunkt der Inanspruch-
nahme gutgeschriebenen Beiträgen und erzielten Veranla-
gungsüberschüssen.

2. Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich grundsätzlich nach
den auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin
zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gutgeschriebenen Beiträ-
gen und erzielten Veranlagungsüberschüssen (vgl. § 4 der Sat-
zung, Teil B).
Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:
Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr

30 120.000,–
31 116.000,–
32 112.000,–
33 108.000,–
34 104.000,–
35 100.000,–
36 96.000,–
37 92.000,–
38 88.000,–
39 84.000,–
40 80.000,–
41 76.000,–
42 72.000,–
43 68.000,–
44 64.000,–
45 60.000,–
46 56.000,–
47 52.000,–
48 48.000,–
49 44.000,–
50 40.000,–

Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr
51 36.000,–
52 32.000,–
53 28.000,–
54 24.000,–
55 20.000,–
56 16.000,–
57 12.000,–
58 8.000,–
59 4.000,–

3. Die Witwen-/Witwerrente beträgt 60% der Rente des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin, die dieser/diese zum Zeit-
punkt seines/ihres Ablebens bezogen hat oder als Aktiver/
Aktive im Falle der Berufsunfähigkeit bezogen hätte (vgl. §§ 3,
4, 5 der Satzung, Teil B).
Die Mindestwitwen-/Witwerrente nach aktivem/aktiver Rechts-
anwalt/Rechtsanwältin beträgt 60% der Mindestberufsunfähig-
keitsrente (in Abhängigkeit vom Eintrittsalter des/der Rechts-
anwaltes/Rechtsanwältin), das sind
Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr

30 72.000,–
31 69.600,–
32 67.200,–
33 64.800,–
34 62.400,–
35 60.000,–
36 57.600,–
37 55.200,–
38 52.800,–
39 50.400,–
40 48.000,–
41 45.600,–
42 43.200,–
43 40.800,–
44 38.400,–
45 36.000,–
46 33.600,–
47 31.200,–
48 28.800,–
49 26.400,–
50 24.000,–
51 21.600,–
52 19.200,–
53 16.800,–
54 14.400,–
55 12.000,–
56 9.600,–
57 7.200,–
58 4.800,–
59 2.400,–
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4. Die Waisenrente beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen
20% der bezogenen Rente, im Falle des Todes eines/einer
Aktiven für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen 20% der fiktiven
Berufsunfähigkeitsrente.

5. Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin verbuchten Beiträge und erziel-
ten Veranlagungsüberschüsse, mindestens das 10fache der
jährlichen Mindestwitwen-/Witwerrente (gemäß § 6 der Sat-
zung, Teil B).

6. Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt höch-
stens 50% der auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechts-
anwältin verbuchten Beiträge und Veranlagungsüberschüsse
(gemäß § 7 der Satzung, Teil B).

7. Die gemäß Teil B der Satzung auszuzahlenden Renten werden
um die jährlichen Verwaltungskosten wie folgt gekürzt:
je Rentenbezieher ATS 200,– p.a. und 0,6% der Rente (zuzüg-
lich Umsatzsteuer).
Die Renten werden in 14 gleichen Teilbeträgen zu den Zah-
lungsterminen der Renten gemäß Teil A der Satzung aus-
gezahlt.

C
Solange keine neue Leistungsordnung (Teil A und Teil B der Sat-
zung) von der Plenarversammlung beschlossen ist, gelten die Be-
stimmungen dieser Leistungsordnung auch für die Folgejahre.
Mit der Vollziehung dieser Leistungsordnung ist der Ausschuß der
Rechtsanwaltskammer Wien betraut.

Protokolleinsicht
Wie in den Kammernachrichten der Rechtsanwaltskammer Wien,
Ausgabe September 1998 bekanntgegeben, bestand in der Kam-
merbibliothek die Möglichkeit zur Protokolleinsicht vom 15. 9. bis
31. 10. 1998.

ÖRAK
Kundmachung des

Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
Die im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ vom 13. Oktober 1998 er-
folgte Kundmachung der Vorbemerkungen zu den „Richtlinien für
die Ausübung des Rechtsanwaltsberufes, für die Überwachung der
Pflichten des Rechtsanwaltes und für die Ausbildung der Rechtsan-
waltsanwärter“ wird berichtigt. Kundgemacht wurde im „Amtsblatt
zur Wiener Zeitung“ vom 13. Oktober 1998 nur der novellierte er-
ste Absatz, nicht jedoch die weiter in Geltung stehenden Absätze
zwei und drei der Vorbemerkungen. Die Vorbemerkungen lauten
daher wie folgt:

Vorbemerkungen

Der Rechtsanwalt ist der durch seine rechts- und wirtschaftswissen-
schaftliche Ausbildung, seine Verschwiegenheit, seine Vertrauens-

würdigkeit, seine Unabhängigkeit, durch die Bindung an sein Ge-
wissen, sowie durch seine soziale Kompetenz ausgezeichnete Be-
rater, Beistand oder Vertreter seiner Partei in allen ihren öffentli-
chen und privaten Angelegenheiten, im besonderen auch als Ver-
teidiger in Strafsachen. Darüber hinaus ist der Rechtsanwalt beru-
fen, engagiert für die Erhaltung von Freiheiten und Rechtsfrieden
einzutreten, zu der Vermeidung und außergerichtlichen Lösung
von Konflikten beizutragen und als Vertreter individueller Interes-
sen und Anliegen, die mit rechtmäßigen Mitteln verwirklicht wer-
den können, beizustehen.

Die so verstandene Rechtsanwaltschaft ist für den Rechtsstaat un-
entbehrlich; diese persönlichen Eigenschaften und diese berufli-
chen Aufgaben bestimmen daher das Verhalten des Rechtsanwal-
tes zu den Organen der Gemeinschaft, zu seiner Partei, zu seinem
Stande und zu Dritten, sowohl in seiner Berufsausübung wie auch
in seinem Privatleben.

Der Rechtsanwalt hat die Erfüllung seiner Pflichten feierlich gelobt.
Überhaupt ist er verpflichtet, durch Redlichkeit und Ehrenhaftigkeit
in seinem Benehmen die Ehre und Würde seines Standes zu wah-
ren. Er hat diesem gegenüber für jede Beeinträchtigung von Ehre
und Ansehen seines Standes durch sein Benehmen innerhalb oder
außerhalb seines Berufes einzustehen.

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag
Dr. Klaus Hoffmann

Präsident
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Gesetzgebung

Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

98/237 Bundeskanzleramt
GZ AV 31.901/62-VI/B/12/98
Verordnung der Bundesministerin für Frauenangelegen-
heiten und Verbraucherschutz, mit der die Schädlingsbe-
kämpfungsmittel-Höchstwerteverordnung geändert wird;
vereinfachtes Begutachtungsverfahren

98/239 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 68.306/61-I/B/5A/98
Donau-Universität Krems, Entwurf einer Verordnung über
den akademischen Grad „Master of Advanced Studies“
(Applied Biomedicine) „MAS“
GZ 68.306/96-I/B/5A/98
(Clinical Embryology)
GZ 68.306/94-I/B/5A/98
(Hospital Management)

98/240 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 170.139/1-II/B/62/98
Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und
Verkehr über Freisprecheinrichtungen für Kraftfahrzeuge
(FreisprecheinrichtungsV)
Referent: Dr. Mader

98/242 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 40.101/29-9/98
Verordnung der Bundesministerin für Arbeit, Gesundheit
und Soziales über die Beurteilung des Pflegebedarfes
nach dem Bundespflegegeldgesetz (Einstufungsverord-
nung zum Bundespflegegeldgesetz – EinstV)
Referent: Dr. Grießer
Stellungnahme abgegeben am: 12. 10. 1998

98/243 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 68.302/3-I/D/18/98
Entwurf einer Verordnung über die Änderung der Univer-
sitäts-Studienevidenzverordnung 1997 – UniStEVO 1997
Referent: Dr. Fialka
Stellungnahme abgegeben am: 27. 10. 1998

98/244 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 33.201/14-2/98
Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsmarktförderungsge-
setz geändert wird

98/248 Bundesministerium für Finanzen
GZ 920.196/5-VII/A/6/98
Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz
1979, das Gehaltsgesetz 1956, das Vertragsbedienste-
tengesetz 1948, die Reisegebührenvorschrift 1955, das
Pensionsgesetz 1965, dasNebengebührenzulagengesetz,

das Karenzurlaubsgeldgesetz und das Einsatzzulagen-
gesetz geändert werden (2. Dienstrechts-Novelle 1998)
Referent: Dr. Zandl
Stellungnahme abgegeben am: 21. 9. 1998

98/249 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 40.101/31-8/98
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Verbrechens-
opfergesetz (VOG) geändert wird
Referent: Dr. Ainedter

98/250 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 33.210/7-2/98
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem ein Schwarz-
arbeitergesetz erlassen wird und das Allgemeine Sozial-
versicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversiche-
rungsgesetz, das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das
Verwaltungsstrafgesetz 1991, das Arbeitslosenversiche-
rungsgesetz 1977, das Arbeitsmarktförderungsgesetz,
das Arbeitskräfteüberlassungsgesetz, das Ausländer-
beschäftigungsgesetz, die Gewerbeordnung 1994, das
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz und das Frem-
dengeldgesetz 1997 geändert werden
Referent: Dr. Grießer
Stellungnahme abgegeben am: 27. 10. 1998

98/251 Bundesministerium für Justiz
GZ 13.018/46-I.5
Entwurf eines Insolvenzverwalter-Entlohnungsgesetzes
Referent: Dr. Hochegger
Stellungnahme abgegeben am: 10. 11. 1998

98/253 Bundesministerium für Finanzen
GZ 921.312/24-VII/A/1/98
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Richterdienst-
gesetz, das Gerichtsorganisationsgesetz, das Staats-
anwaltschaftsgesetz, das Beamten-Dienstrechtsgesetz
1979, das Nebengebührenzulagengesetz, die Reise-
gebührenvorschrift 1955 und das Pensionsgesetz 1965
geändert werden; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

98/254 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 21.150/1-VIII/D/13/98
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Dentisten-
gesetz geändert wird
Referent: Dr. Christian (ÖRAK)
Stellungnahme abgegeben am: 23. 10. 1998

98/255 Bundeskanzleramt
GZ 31.901/97-VI/B/12/98
Verordnung der Bundesministerin für Frauenangelegen-
heiten und Verbraucherschutz, mit der die Verordnung
über die Zulassung von pharmakologisch wirksamen
Stoffen für kosmetische Mittel (Kosmetikverordnung) geän-
dert wird
Referent: Dr. Kucsko
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98/256 Bundesministerium für Inneres
GZ 95.012/474-IV/11/98/Vg
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Sicherheits-
polizeigesetz, das Bundesgesetz über die Einführung
besonderer Ermittlungsmaßnahmen, das Bundesgesetz
über den Schutz von Straftaten gegen die Sicherheit von
Zivilluftfahrzeugen und die Exekutionsordnung geändert
werden – SPG-Novelle 1998
Referent: Dr. Ainedter

98/256 Bundeskanzleramt
GZ 601.135/52-V/4/98
Entwurf einer Novelle zum Regionalradiogesetz
Entwurf einer Novelle zum Kabel- und Satellitenrundfunk-
gesetz
Entwurf einer Novelle zum Rundfunkgesetz
Referent: Dr. Horst Auer

98/257 Bundesministerium für Finanzen
GZ 920.104/5-VII/A/6/9B/1
Entwurf einer Verordnung der Bundesregierung, mit der
für eine Entsendung von Beamten gem § 39a Abs 1 Z 4
BDG 1979 in Betracht kommende Projekte festgelegt
werden (Entsendungsverordnung)

98/259 Bundeskanzleramt
GZ AV 31.901/107-VI/B/12/98
Verordnung der Bundesministerin für Frauenangelegen-
heiten und Verbraucherschutz, mit der die Verordnung
über den Zusatz von Süßungsmitteln zu Lebensmitteln
und Verzehrprodukten (Süßungsmittelverordnung) geän-
dert wird
Referent: Dr. Kucsko

98/261 Bundesministerium für Finanzen
GZ 231.009/47-V/14/98/3
Bundesgesetz, mit dem das Bankwesengesetz, das Wert-
papieraufsichtsgesetz und das Depotgesetz geändert
wird
Referent: Dr. Leitner

98/262 Bundesministerium für Justiz
GZ 7.012A/121-I.2/1998
Umsetzung der RL 97/7/EG über den Verbraucherschutz
bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz (Fernabsatz-Richt-
linie); Diskussion eines Entwurfes zur Implementierung
der Richtlinie
Referent: Dr. Fialka
Stellungnahme abgegeben am: 18. 11. 1998
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ÖRAK

Wahrnehmungsbericht 1997

Kritik, Sorge und Verbesserungvorschläge
der Anwälte

Am 12. 11. 1998, 10 Uhr, wurde der „Wahrnehmungsbericht
1997“ im Rahmen einer Pressekonferenz in den Räumlichkeiten
der Rechtsanwaltskammer Wien der Öffentlichkeit vorgestellt. Als
Gesprächspartner standen den Journalisten Präs. Hoffmann, Gen.-
Sekr. Wrabetz sowie RA Dr. Manfred Ainedter, für Strafrecht,
RA Dr. Harald Bisanz und RA Dr. Georg Fialka, für Zivilrecht, zur
Verfügung.

Um über die wichtigsten Aussagen des Wahrnehmungsberichtes
1997 zu informieren, sei im folgenden die Presseinformation des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages wiedergegeben:

Von Machtkämpfen bei den Sicherheitsbehörden, gleichheitswid-
riger Privilegierung des Staates, Normenflut und Anlaßgesetz-
gebung bis hin zu unzumutbaren Verzögerungen im Bereich
des Verwaltungsgerichtshofes handelt der „Wahrnehmungsbericht
1997“ des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages (ÖRAK).
Seinem Gesetzesauftrag entsprechend, zeigt der ÖRAK in seinem
jährlichen Wahrnehmungsbericht Mängel der österreichischen

Rechtspflege und Verwaltung auf und erstattet Verbesserungsvor-
schläge.

Über undichte Stellen und Machtkämpfe bei den Sicherheitsbehör-
den klagt die österreichische Anwaltschaft im Wahrnehmungs-
bericht 1997. Es sei bedauerlich, daß der Inhalt von Strafakten,
Ergebnisse im sicherheitspolizeilichen Verfahren, aber auch ge-
plante Untersuchungsschritte in immer größerem Umfang über
Medien vorzeitig der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.
„Dadurch leidet die Aufklärungsarbeit, und die Unschuldsvermu-
tung wird ins Gegenteil verkehrt, bis hin zur Vorverurteilung“, zeigt
sich der Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammerta-
ges, Dr. Klaus Hoffmann, ernstlich besorgt.

Ein gleichheitswidriges „letztes“ Monopol einer Staatsadvokatur
sieht die Anwaltschaft in der Finanzprokuratur, der nach Eigen-
definition „größten österreichischen Anwaltskanzlei“, das es nicht
nur wegen einer bedenklichen Wettbewerbsverzerrung zu beseiti-
gen gelte. In der privilegierten Stellung der staatlichen Finanzpro-
kuratur orten die Anwälte vielmehr einen Verstoß gegen den ver-
fassungsrechtlichen Gleichheitsgrundsatz und das im Art 6 Men-
schenrechtskonvention (MRK) verankerte Gebot des „fair trial“. Der
ÖRAK erhebt daher die Forderung, die gleichheitswidrige Privile-
gierung des Staates wegen Verfassungs- und Konventionswidrig-
keit zu beseitigen.
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Ein „Kapitel für sich“: Die unerträgliche Belastungssituation des
Verwaltungsgerichtshofes (VwGH), der beim derzeitigen Personal-
stand rund zwei Jahre lang allein mit der Aufarbeitung unerledig-
ter Beschwerdefälle beschäftigt wäre, ohne daß ein einziger neuer
Beschwerdeakt hinzukommen dürfte! Die Anwaltschaft drängt auf
rascheste Abhilfe, da es immer wieder zu unannehmbaren Verzö-
gerungen kommt.

Die seit Jahren vehement vorgebrachte Kritik des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages an der Normenflut bzw Anlaßgesetz-
gebung sowie die Forderung nach Transparenz und Benützer-
freundlichkeit der Gesetze habe leider nichts an Aktualität einge-
büßt. In zahlreichen Fällen ist in den Augen der Anwaltschaft die
mangelnde Gesetzesqualität dafür verantwortlich, daß Normen so-
gar mehrmals jährlich korrigiert werden müssen.

Finanzprokuratur –
„letztes“ Monopol einer Staatsadvokatur
Gleichheitswidrige Privilegierung des Staates

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag (ÖRAK) sieht sich
veranlaßt, die Rolle der Finanzprokuratur als „Anwalt und Berater
der Republik“ einer kritischen Betrachtung zu unterziehen. Die An-
waltschaft beruft sich dabei auf die wissenschaftliche Abhandlung
des emer Univ.-Prof. Dr. Josef Kühne, die zu dem Ergebnis kommt,
daß die Befugnis der Finanzprokuratur, die Republik Österreich
und eine Reihe weiterer Rechtsträger als Parteien vor den Gerich-
ten und den Verwaltungsbehörden zu vertreten und in Rechtsange-
legenheiten zu beraten, mit dem Gleichheitsgrundsatz und dem
Gebot des fair trial (Art 6 MRK) nicht im Einklang steht. Die
Abhandlung weist nach, daß mit der Finanzprokuratur ein gleich-
heitswidriges „letztes“ Monopol einer Staatsadvokatur besteht.

Bisher wurden mehr als 25 Gesellschaften und Rechtsträger – dar-
unter die Post und Telekom Austria AG und die Österreichische
Bundesforste AG – in den Kreis jener Institutionen einbezogen, die
sich der Vertretung durch die Finanzprokuratur bedienen müssen
oder können. Während also Monopol- und Staatsbetriebe privati-
siert werden, wird der Finanzprokuratur – nach Eigendefinition
„die größte österreichische Anwaltskanzlei“ – ein ständig wach-
sender Klientenkreis zugewiesen und gesichert.

Der ÖRAK erhebt die Forderung, die gleichheitswidrige Privilegie-
rung des Staates und der begünstigten Rechtsträger wegen Verfas-
sungs- und Konventionswidrigkeit zu beseitigen. Durch Übertra-
gung der Aufgaben an die berufenen Rechtsvertreter könnte nicht
nur ein „überholt-entbehrlicher Staatsapparat zum Nutzen eines
notleidenden Haushaltes eingespart werden“, sondern dem Recht-
suchenden die Vertretung durch einen tatsächlich unabhängigen,
nicht „beamteten“ Vertreter gesichert werden, betont die Anwalt-
schaft im Wahrnehmungsbericht 1997.

Normenflut, Anlaßgesetzgebung,
unübersichtliche Verweisungspraxis

Die seit Jahren vehement vorgebrachte Kritik des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages (ÖRAK) an der Normenflut bzw Anlaß-
gesetzgebung sowie die Forderung nach Transparenz und Benüt-
zerfreundlichkeit der Gesetze habe leider nichts an Aktualität ein-
gebüßt.

Die Komplexheit und Kompliziertheit der jährlich vom Gesetzgeber
erlassenen Vorschriften hätte dazu geführt, daß sowohl die recht-
suchende Bevölkerung, die rechtsberatenden Berufe als auch die
vollziehenden Organe an die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit sto-
ßen. Die Schwierigkeiten, mit denen die Justiz und die rechtsbera-
tenden Berufe – insbesondere die Rechtsanwaltschaft – in diesem
Zusammenhang zu kämpfen haben, nehmen ständig zu. Verant-
wortlich für diese Situation sei ua auch die Änderungsfreudigkeit
des Gesetzgebers hinsichtlich der bestehenden Gesetze. In zahlrei-
chen Fällen ist die mangelnde Gesetzesqualität dafür verantwort-
lich, daß Normen sogar mehrmals jährlich korrigiert werden. Es
wäre daher in den Augen der Anwaltschaft wünschenswert, wenn
man den im Begutachtungsverfahren tätigen Stellen mehr Gehör
schenken würde.

An der komplizierten und völlig unübersichtlichen Verweisungs-
praxis hat sich nach der Erfahrung der österreichischen Anwälte
nichts geändert. Insbesondere durch die Einbeziehung des EU-
Rechts sei die Überblickbarkeit der Gesetze nicht nur für den
„durchschnittlichen Rechtsanwender“, sondern auch für den Fach-
mann schwer beeinträchtigt.

Belastungssituation des Verwaltungsgerichtshofes
Unannehmbare Verzögerungen

Die Anwaltschaft unterstreicht in ihrem Wahrnehmungsbericht
1997 besonders die Belastungssituation des Verwaltungsgerichts-
hofes und die daraus resultierenden Verzögerungen, die für den
Rechtsuchenden kaum mehr erklärbar seien. Wie dem Tätigkeits-
bericht des VwGH für das Jahr 1997 und der dort erliegenden Sta-
tistik zu entnehmen ist, hat die durchschnittliche Erledigungsdauer
der 5.086 mit Sachentscheidung (Erkenntnis) erledigten Bescheid-
beschwerden vom Tag des Einlangens bis zum Tag der Beschluß-
fassung fast 14 Monate betragen; bei den 23 mit Sachentschei-
dung erledigten Säumnisbeschwerden rund 17 Monate; im Tätig-
keitsbericht wird darauf verwiesen, daß angesichts der „dargestell-
ten Vertiefung der Rückstände“ eine „stetige Zunahme der durch-
schnittlichen Verfahrensdauer unausweichlich“ sei. Die „Zahl der
Beschwerdefälle, in denen die Verfahrensdauer in einem Span-
nungsverhältnis zu den Anforderungen des Art 6 Abs 1 EMRK
steht“ (in dem das Gebot zur gerichtlichen Entscheidung „innerhalb
einer angemessenen Frist“ normiert ist), sei im Steigen begriffen.

Das bedeutet, daß der VwGH beim derzeitigen Personalstand
rund zwei Jahre lang allein mit der Aufarbeitung der unerledigten
Beschwerdefälle beschäftigt wäre, ohne daß ein einziger neuer
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Beschwerdeakt hinzukommen dürfte! Die Diskussion und die Mög-
lichkeit, Abhilfe zu schaffen, wären bekannt, der Handlungsbedarf
aber umso dringlicher: Eine Lösung könne nach Meinung der
Anwälte offenbar nur über eine tiefgreifende Reform der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit gefunden werden, die dem Höchstgericht –
ohne Aufgabe seiner umfassenden Kontrollkompetenz – eine erst-
instanzliche Verwaltungsgerichtsbarkeit vorlagerte. „An der Auf-
gabe, richtungsweisende Judikatur in Fällen von grundsätzlicher
Bedeutung zu schaffen, darf dabei nicht gerüttelt werden“, betont
ÖRAK-Präsident Klaus Hoffmann.

Strafrechtspflege
Undichte Stellen und Machtkämpfe
bei den Sicherheitsbehörden

Der rechtsstaatlich wohlbegründeten Forderung der Anwaltschaft,
die nicht unbedenkliche Erweiterung der Zwangsmittel der Straf-
prozeßordnung – mit den damit verbundenen massiven Grund-
rechtseingriffen – keinesfalls vor bzw frühestens gleichzeitig mit
der erforderlichen grundlegenden Erneuerung des strafprozessua-
len Vorverfahrens zu beschließen, sei leider nicht Rechnung getra-
gen worden, betont die österreichische Anwaltschaft im Wahr-
nehmungsbericht 1997. Dies sei umso bedauerlicher, als – soweit
ersichtlich – bis heute weder der Fall einer „Rasterfahndung“ noch
eines „Späh- bzw Lauschangriffes“ bekannt geworden ist. Daraus
ist nach Meinung der österreichischen Rechtsanwaltschaft ersicht-
lich, daß die von ihr wiederholt vorgetragenen Zweifel an der
(allzu) raschen Reform auf diesem Gebiet berechtigt waren. „Es
darf und muß in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen wer-
den, daß gerade der Fall ‚Briefbomben‘ (kurioserweise just am Tag
des teilweisen Inkrafttretens des neuen Gesetzes) ebenso nur durch
puren Zufall geklärt werden konnte wie der unter dem Schlagwort
„Haban-Mord“ bekannte Fall, beides Fälle, auf welche sich die
Sicherheitsbehörden zum Nachweis für die besondere Dringlich-
keit derartiger Zwangsmaßnahmen berufen hatten!“ heißt es im
Wahrnehmungsbericht 1997 des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages.

Es müsse aber auch der „geradezu latente Mißstand“ angepran-
gert werden, daß (richtige ebenso wie unrichtige) Ermittlungs-
ergebnisse aus dem offensichtlich extrem „undichten“ Apparat der
Sicherheitsbehörden ständig vorzeitig öffentlich bekannt würden.
Dies führe nicht nur dazu, daß die wahren Täter den aktuellen
Stand der sicherheitsbehördlichen Ermittlungen kennen, sondern
auch dazu, daß Spekulationen über Verwicklungen der Opfer in
strafbare Handlungen (etwa im Fall des „Haban-Mordes“ solche
über dubiose Ostgeschäfte des Unternehmens) allzu reichlich Nah-
rung geboten würde. Es müsse daher seitens des ÖRAK ein wei-
teres Mal darauf hingewiesen werden, daß das strafprozessuale
Vorverfahren, in dessen Rahmen sicherheitsbehördliche Ermitt-
lungstätigkeit zur Aufklärung strafbarer Handlungen stattfindet, nicht
öffentlich ist und daher die Ergebnisse der Ermittlungen der Sicher-

heitsbehörden – wenn schon nicht zur Vermeidung der erwähnten
unerwünschten Nebeneffekte für Verdächtige wie Opfer – zumin-
dest aus diesem Grunde nur dann der Öffentlichkeit zugänglich
gemacht werden dürfen, wenn dies zu Fahndungszwecken uner-
läßlich erforderlich ist!

Wegen der in letzter Zeit bedenklichen Entwicklung warnt die
Anwaltschaft davor, die Bevölkerung durch unverständliche und
mitunter geradezu kontraproduktive Machtkämpfe innerhalb der
Sicherheitsbehörde einerseits sowie zwischen Justiz- und Sicher-
heitsbehörde andererseits, aber auch durch ein oft übertriebenes
Bedrohungsbild „Organisierter Kriminalität“ zu verunsichern.

Die im seit April 1998 vorliegenden Diskussionsentwurf zur
Reform des strafprozessualen Vorverfahrens genannten Zielsetzun-
gen begrüßt die Anwaltschaft uneingeschränkt:

1. Schaffung eines zweckmäßigen und ausreichenden rechtlichen
Rahmens sicherheitsbehördlicher Ermittlungstätigkeit zur Aufklä-
rung gerichtlich strafbarer Handlungen (nach mehr als 120 Jah-
ren!).

2. Schaffung eines einheitlichen Vorverfahrens in Form eines Ko-
operationsmodelles durch Zusammenarbeit von Sicherheitsbehörde
und Staatsanwaltschaft unter partieller Beteiligung des Gerichts.

3. Schaffung eines einheitlichen Rechtsschutzsystems mit möglichst
effizienten Verteidigungsrechten des Verdächtigen.

4. Erweiterung der Rechte der Opfer gewichtiger strafbarer Hand-
lungen gegen die Person.

Den neuen sicherheitsbehördlichen Befugnissen, insbesondere der
vorgesehenen körperlichen Untersuchung von Personen, dem Ein-
satz der DNA-Analyse, der Observation, dem Abschluß von
Scheingeschäften und dem Einsatz von Lockspitzeln, steht der
Österreichische Rechtsanwaltskammertag jedoch äußerst kritisch
gegenüber. Die in diesem Bereich vorgesehenen Zwangsmaßnah-
men würden zum einen dem mittlerweile anerkannten Selbstbela-
stungsverbot eklatant widersprechen und seien zum anderen rechts-
staatlich äußerst bedenklich. Insbesondere hinsichtlich des Einsat-
zes von Lockspitzeln erhebe sich die gesellschaftspolitisch zu prü-
fende Frage, ob es wirklich notwendig und wünschenswert ist, daß
sich der Staat auf die Ebene der von ihm zu verfolgenden Straftäter
begibt, und wie man bejahendenfalls Mißbräuche wirksam verhin-
dern könnte. Die Anwaltschaft kritisiert darüber hinaus die zuneh-
mende Praxis, Verfahren gegen mehrere Beschuldigte oder Ange-
klagte in einem gemeinsamen Strafverfahren durchzuführen. Dies
führe dazu, daß einzelne Angeklagte, die oft nur mit wenigen
Fakten belastet werden, gezwungen wären, an einem Strafverfah-
ren teilzunehmen, welches Monate dauere, da zahlreiche Fakten
der anderen Mitangeklagten geprüft werden müßten. Von der im
Gesetz vorgesehenen Möglichkeit der Ausscheidung und abgeson-
derten Verhandlung mache die Richterschaft erfahrungsgemäß
jedoch nur selten Gebrauch. Steht nun den Angeklagten ein ge-
wählter Verteidiger zur Seite, bedrohen die dadurch entstehenden
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Kosten mitunter die Existenz der Angeklagten, wird ein Pflichtver-
teidiger (gemäß § 41 Abs 2 StPO) beigegeben, treffen die Repu-
blik Österreich – und damit alle Steuerzahler – erhebliche, ver-
meidbare Kosten, gibt die Anwaltschaft zu bedenken.

Zivilrechtspflege
Vorzeitige Streitbeilegung durch Mitwirkung
der Rechtsanwälte

Eine parlamentarische Anfrage betreffend Dauer und Erledigungs-
form von Zivilprozessen habe ergeben, daß Prozesse mit Streitein-
lassung wesentlich häufiger durch Vergleiche, Ruhensvereinbarun-
gen oder Anerkennung des gegnerischen Standpunkts als durch
Urteile mit materieller Begründung (also in Fällen, wo bis zum
Schluß keine Einigung zwischen den Streitparteien erzielt werden
konnte) erledigt werden. Die hohe Anzahl von Fällen mit vorzeiti-
ger Streitbeilegung sei neben den unzähligen Angelegenheiten,
die vorprozessual und somit ohne Einschaltung des Gerichts erle-
digt werden, auf die aktive Mitwirkung der Anwaltschaft zurückzu-
führen. Die Anwaltschaft leiste dadurch einen wesentlichen Beitrag
zu der Entlastung der Gerichte.

Gerichte und Anwälte kommunizieren elektronisch. Die Anzahl der
Anwälte, die am Elektronischen Rechtsverkehrs (ERV) teilnehmen,
steigt kontinuerlich. Die vom ÖRAK erlassene EDV-Richtlinie, die
am 31. Jänner 1999 in Kraft tritt, wird für eine flächendeckende
Verbreitung einer modernen, zukunftsorientierten Form der Kommu-
nikation zwischen Gericht und Anwaltschaft sorgen. Damit trage
die Rechtsanwaltschaft wesentlich zur Beschleunigung und Ökono-
misierung des Rechtsverkehrs bei.

Sozialbilanz
Verfahrenshilfebestellungen –
teils dramatische Steigerungen

„Die Leistungen der Anwaltschaft für sozial schwächer gestellte
Bürger im Rahmen der sogenannten Verfahrenshilfe sind eine von
der Rechtsanwaltschaft insgesamt jährlich erbrachte Soziallei-
stung, die in dieser Form ohne Beispiel ist“, betont ÖRAK-Präsident
Dr. Klaus Hoffmann.

Insgesamt ist gegenüber dem Vorjahr wieder eine Zunahme der
Bestellungen in der Verfahrenshilfe (1996 gesamt: 21.047,
1997:21.790) eingetreten. Betroffen ist vor allem Niederöster-
reich, wo sowohl in Strafsachen wie auch im Bereich der Asylver-
fahren dramatische Steigerungen eingetreten sind. Die Belastun-
gen der in den grenznahen Sprengeln tätigen Rechtsanwälte durch
Verfahrenshilfeangelegenheiten hat eine problematische Größen-
ordnung erreicht. Die Zahl der Verfahrenshilfeangelegenheiten
stieg in Niederösterreich von 2553 Fällen im Jahr 1996 auf 3226
im Jahr 1997 (bei 272 Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen).

Im Rahmen der seit langem bestehenden Einrichtung der „Ersten
anwaltlichen Auskunft“ wurden 1997 unentgeltlich 14.401 Rat-
suchende von 1244 Rechtsanwälten beraten.

Über Anregung des BMJ wurde trotzdem Mitte 1998 noch zusätz-
lich eine Beratungstätigkeit für Verbrechensopfer eingerichtet,
über die im nächsten Jahr ausführlicher berichtet werden wird.
Die Anwaltschaft würde sich „in eigener Sache“ wünschen, daß
diese Sozialleistungen von jenen beachtet würden, die der Deregu-
lierung das Wort reden und die Selbstverwaltung der Rechts-
anwaltschaft entscheidend einschränken, wenn nicht überhaupt
beseitigen wollen. „Sie sollten bedenken, daß der rechtlich und
wirtschaftlich unabhängige Rechtsanwalt eine Funktion im Rechts-
staat zu erfüllen hat, die es rechtfertigt, daß Rechtsanwälte ihre
Angelegenheiten selbst in Autonomie verwalten und nicht unter
Aufsicht des Staates“, führt ÖRAK-Präsident Dr. Klaus Hoffmann
aus und stellt weiters fest, daß „das Grundrecht des Bürgers, sich
zu seiner Vertretung und Verteidigung eines Anwalts zu bedie-
nen“, nicht den „Rechtsanwalt unter Aufsicht“ vertrage.
Das Aufzeigen allfälliger Mißstände sei nicht nur als Kritik, son-
dern in manchen Bereichen als Sorge, in vielen Bereichen aber als
Unterstützung der offenbar vielfach ungehört gebliebenen Rufe der
Verantwortlichen aus Justiz und Verwaltung zu sehen.

Monika Peschke

Gewinn Messe 1998

Vom 15. bis 18. 10. 1998 war die Anwaltschaft bereits zum
dritten Mal mit einem attraktiven Angebot auf der „Gewinn Messe“
in Wien vertreten. Neben Rechtsberatung, Grundbuch- und Firmen-
buchrepräsentation sowie der ÖRAK-Homepage fanden vor allem
die Seminare des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
großes Publikumsinteresse. Nicht nur Informationen „aus erster
Hand“ nahmen die Messebesucher gerne an, sondern auch das
schriftliche Material – allen voran die neuen Falter. In zahlrei-
chen Gesprächen konnten sich die Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte einmal mehr davon überzeugen, wie groß der Aufklä-
rungs- und Informationsbedarf der Bevölkerung ist.

MP

Die Anwaltschaft war auf der Gewinn Messe „nicht zu übersehen“ – das Logo
von allen Seiten weithin sichtbar.
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Dr. Klaus Hoffmann und Gewinn-Herausgeber Dr. Georg Wailand auf der
Aktionsbühne „Star der Stunde“. Präsident Hoffmann stand den Besuchern im
Rahmen dieser Talkshow persönlich „Rede und Antwort“.

„Erben und Vererben: Rat und Hilfe von Ihrem Anwalt“ mit dem bewährten
Team RA Dr. Elisabeth Scheuba, RA Univ.-Doz. Dr. Michael Enzinger und
RA Dr. Heinz-Peter Wachter – eines der bestbesuchten Seminare der „Gewinn
Messe“.

Arbeitskreis Öffentlichkeitsarbeit –
Neuer Vorsitzender

In der Sitzung des Präsidentenrates vom 24. 9. 1998 wurde
Dr. Wilfried Aichinger, RA in Villach, zum Vorsitzenden des
Arbeitskreises Öffentlichkeitsarbeit bestellt. Dr. Aichinger folgt in
dieser Funktion Dr. Heinz H. Löber nach, der sich nach mehr als
10jähriger Leitung des Arbeitskreises entschlossen hatte, den Vor-
sitz „in jüngere Hände“ zu übergeben (vgl AnwBl 10/1998,
611). Aichinger machte sich neben seiner engagierten Mitwir-
kung im Arbeitskreis Öffentlichkeitsarbeit bisher vor allem um die
Öffentlichkeitsarbeit der Rechtsanwaltskammer für Kärnten ver-
dient.

MP

Oberösterreich

Bericht über die ordentliche Plenarversamm-
lung der OÖ Rechtsanwaltskammer vom
9. 10. 1998

Die diesjährige ordentliche Plenarversammlung hat am 9. 10.
1998 stattgefunden. Die erfreulich hohe Anwesenheit von
122 Kolleginnen und Kollegen hat das große Interesse an dieser
jährlichen Zusammenkunft gezeigt.

Der Präsident der OÖ Rechtsanwaltskammer, Dr. Peter Posch,
berichtete eingangs über die standespolitischen Ereignisse des ver-
gangenen Jahres. So wurde insbesondere über die bereits begon-
nene ÖRAK-Neuorganisation gesprochen, die zustimmend zur
Kenntnis genommen wurde, auch wenn damit in Zukunft ein gewis-
ser finanzieller Mehraufwand verbunden sein wird.

Die Verbrechensopferberatung ist den oberösterreichischen An-
wälten nach wie vor ein Anliegen, obwohl es zu Beginn zu gewis-
sen organisatorischen Schwierigkeiten gekommen ist.

Weitreichende Änderungen im Sozialrecht in Zusammenhang mit
einer möglichen Pflichtversicherung sowie die Niederlassungs-
richtlinie der EU, die bis 2000 umgesetzt sein muß, und die
Novelle zur Rechtsanwaltsordnung waren weitere Themen des
Berichtes.

Der Präsident des Disziplinarrates, Dr. Christian Slana, berichtete
in der Folge über die Tätigkeit des Disziplinarrates. Er rief die Kol-
legenschaft zur Besonnenheit in Hinblick auf Disziplinaranzeigen
gegen Kolleginnen und Kollegen auf. Nicht jeder vermeintliche
Verstoß gegen Disziplinarregeln sollte sogleich Gegenstand einer
Disziplinaranzeige werden.

Die anschließenden Wahlen brachten eine Bestätigung von Herrn
Dr. Johannes Grund als Vizepräsident sowie die Wiederwahl von
zwei Ausschußmitgliedern, nämlich der Herren Kollegen Dr. Franz
Mittendorfer und Dr. Wolfgang Moringer. Neu in den Ausschuß
gewählt wurde Frau Kollegin Dr. Waltraute Steger und Herr Kol-
lege Dr. Josef Weixelbaum.

Der bisherige Präsident des Disziplinarrates Dr. Christian Slana
wurde in seinem Amt bestätigt, ebenso die sechs Disziplinarrats-
mitglieder Dr. Ludwig Beurle, Dr. Ulf Gastgeb, Dr. Günther Grass-
ner, Dr. Alfred Jaeger, Dr. Walter Mörth und Dr. Gerhard Rothner.
Neu in den Disziplinarrat wurde Herr Mag. Klaus Hehenberger
gewählt.

Vier Prüfungskommissäre (Dr. Friedrich W. Ganzert, Dr. Franz
Gütlbauer, Dr. Eduard Saxinger und Dr. Günter Tews) wurden wie-
dergewählt.

Erfreulicherweise konnte die Beitragsordnung unverändert bleiben.
Die Kolleginnen und Kollegen müssen daher mit keinen Mehrbela-
stungen für das Jahr 1999 rechnen.
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Die Änderung der Geschäftsordnung dahingehend, daß Mehr-
fachanrechnungen zur Verfahrenshilfe dann nicht gewährt werden,
wenn eine Entschädigung nach § 16 Abs 4 RAO geleistet wird,
wurde ebenfalls angenommen.

Die anschließenden berufsrechtlichen Referate, gehalten von Herrn
Vizepräsidenten Dr. Norbert Nagele über das neue Rechtsanwalts-
Berufsrechts-Änderungsgesetz 1998, von Herrn Vizepräsidenten
Dr. Johannes Grund zum Allgemeinen-Sozialrechts-Änderungsge-
setz 1997 sowie des Kollegen DDr. Heinz Mück zum Ehe- und
Scheidungsrechts-Änderungsgesetz und des Ehrenpräsidenten der
Europäischen Rechtsanwaltsvereinigung, Herrn Kollegen Dr. Kon-
rad Meingast, rundeten die Tagesordnung ab.

An dieser Stelle sei allen Kolleginnen und Kollegen recht herz-
lich gedankt, die an dieser Plenarversammlung teilgenommen
haben. Wenn auch die Diskussion in einem derart großen Forum
naturgemäß nur jeweils schlaglichtartig die Standpunkte be-
leuchten kann, so erscheint es dennoch wichtig, zumindest ein-
mal jährlich aus Anlaß der Plenarversammlung diese zu arti-
kulieren. Es darf zum Schluß dieses Berichtes der Hoffnung Aus-
druck verliehen werden, daß die Teilnahme an der Plenarver-
sammlung bald zu einem festen Bestandteil im Jahresablauf wer-
den möge.

Der Präsident
Dr. Peter Posch

Wien

Bericht über die ordentliche Plenarversamm-
lung der Wiener Rechtsanwaltskammer vom
14. 5. 1998

An der diesjährigen Plenarversammlung unter dem Vorsitz von
Präsident Dr. Hoffmann nahmen 228 Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte teil. Nach Eröffnung der Plenarversammlung, Be-
stimmung der Skrutatoren, Gedenken der verstorbenen Kollegin-
nen und Kollegen sowie Bekanntgabe der seit der letzten Ple-
narversammlung erfolgten Auszeichnungen und Ehrungen der
Kollegenschaft erfolgte der Bericht aus dem Präsidium über das
vergangene Geschäftsjahr.

Zu Beginn erläuterte Präsidenten-Stellvertreter Dr. Benn-Ibler die
Praxis der Kostensenate, die vorgesehene Adaptierung des
Rechtsanwaltstarifgesetzes und der AHR, sowie Maßnahmen im
Zusammenhang mit der EURO-Einführung. Weiters wies er dar-
auf hin, daß im Zusammenhang mit dem Jahr 2000 und der
EURO-Umstellung Adaptierungen der Buchhaltungsprogramme in
den RA-Kanzleien zu beachten sein würden. Die ERV-Richtli-

nie wurde in Erinnerung gerufen. Dazu wies er auf eine neue
Kommunikationsschiene zwischen Finanzbehörde und Steuer-
beratern („Finanz-Online“) hin. Verhandlungen über die Teilnah-
me der Rechtsanwälte und Notare an diesem System sind im
Gange. Mit Hinweisen auf die Tätigkeit des Fachsenates
Mietrecht sowie auf grenzüberschreitende Gespräche über be-
rufsständische Versorgungseinrichtungen endete der 1. Berichts-
teil.

Präsidenten-Stellvertreter Dr. Knirsch referierte aus der Tätigkeit
des Ausschusses im Rahmen der Berufsaufsicht und die erzielten
Erfolge im Zusammenhang mit der Treuhandgebarung. Weiters
wies er auf die neu einzurichtende Verbrechensopferberatung und
auf die Verhandlungen mit dem Bundesministerium für Arbeit,
Gesundheit und Soziales im Zusammenhang mit der vorgesehenen
Sozialversicherungspflicht der Rechtsanwälte hin. Die Regelung
der Krankenversicherung wäre noch nicht ausdiskutiert. Abschlie-
ßend informierte er über die seit Jahresbeginn in Kraft getretene
Zusatzpension neu und die wirtschaftliche Situation der Wiener
Anwaltschaft.

Präsidenten-Stellvertreter Dr. Horak gab Zahlen aus der Mitglieder-
statistik insbesondere über die Steigerungsraten gegenüber dem
Vorjahr bekannt. Weiters referierte er über Bestellungszahlen in
der Verfahrenshilfe sowie über Leistungen im Rahmen der außer-
ordentlichen Pauschalvergütung, über die beabsichtigte Weiterent-
wicklung des elektronischen anwaltlichen Treuhandbuches sowie
über die im Sprengel der RAK Wien abgehaltenen Informations-
veranstaltungen und Quartalsgespräche.

Präsident Dr. Hoffmann brachte in seinem Bericht die Sorge um
die Einheitlichkeit des Berufsstandes zum Ausdruck, betonte die
Notwendigkeit eines hohen Standards der Berufsausbildung und
hob bei allem Verständnis für notwendige Deregulierungs-
maßnahmen die Wichtigkeit der Autonomie des Berufsstandes
hervor. Er befaßte sich im weiteren mit der beabsichtigten
Novelle zum Wirtschaftstreuhandberufsgesetz und den vom
Österreichischen Rechtsanwaltskammertag mit Nachdruck ein-
genommenen Gegenpositionen, die in der Diskussion Wirkung
gezeigt hätten. Breiten Raum nahm sodann der Bericht über die
beabsichtigte RAO-Novelle mit den Schwerpunkten GesmbH,
Filiale, höhere Haftungsgrenzen sowie die vorgesehenen Ände-
rungen des Disziplinarstatuts ein. Ebenso griff er das Thema
Mediation und die damit für die Anwaltschaft verbundenen
Chancen auf.

Der Bericht des Präsidenten des Disziplinarrates, Dr. Rant, wurde
von den Kolleginnen und Kollegen zur Kenntnis genommen.

Der Tagesordnungspunkt Kammerrechnung wurde nach Berichten
des Finanzreferenten Dr. Hochegger und des Rechnungsprüfers
Dr. Foglar-Deinhardstein antragsgemäß erledigt. Die beschlosse-
nen Beitrags-, Umlagen- und Leistungsordnungen finden Sie im
Volltext auf den Seiten 746ff.
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Präsidenten-Stellvertreter Dr. Benn-Ibler erläuterte die Ergebnisse
der Kollektivvertragsverhandlungen mit den Gewerkschaften, die
zustimmend zur Kenntnis genommen wurden.

Abschließend gibt Präsident Dr. Hoffmann bekannt, daß gewählt
wurden: Dr. Gerhard Benn-Ibler, Dr. Peter Knirsch und Dr. Gerhard
Horak zu Präsidenten-Stellvertretern; Dr. Brigitte Birnbaum, Dr. Ul-
rich Brandstetter, Dr. Herbert Hochegger, Dr. Wolfgang Leitner,
Dr. Hannelore Pitzal, Dr. Horst Reitböck, Dr. Hans Otto Schmidt,
Dr. Peter Schulyok, Dr. Wolfgang Völkl und Dr. Gottfried Zandl zu
Mitgliedern des Ausschusses; Dr. Günther Frosch, Dr. Christian
Gassauer-Fleissner, Dr. Klaus Grösswang, Dr. Wolfgang Hahn-
kamper, Dr. Hartmut Mayer, Dr. Tassilo Neuwirth, Dr. Andreas
Peyrer-Heimstätt, Dr. Helmut Preyer, Dr. Egbert Schmid, Dr. Elisa-
beth Stanek-Noverka, Dr. Michael Swoboda und Dr. Hans Wagner
zu Mitgliedern des Disziplinarrates sowie Dr. Markus Heidinger
zum Prüfungskommissär.

Mit besonderem Dank an die zahlreich erschienenen Kolleginnen
und Kollegen schloß Präsident Dr. Hoffmann die Plenarversamm-
lung der Rechtsanwaltskammer Wien 1998.

Dr. Manfred Stimmler

Bozen
Treffen der Kammerpräsidenten
benachbarter und befreundeter
Rechtsanwaltskammern

An diesem – gut besuchten – Treffen am 16. und 17. Oktober
1998 haben aus Österreich die Präsidenten der Oberösterreichi-
schen und Tiroler Rechtsanwaltskammer, Kollege Dr. Peter Posch
und Kollege Dr. Georg Santer, der Präsidentenstellvertreter der
Salzburger Rechtsanwaltskammer Dr. Leopold Hirsch sowie der
Unterzeichnete teilgenommen.

Die Präsidenten der RAK für den OLG-Bezirk München, Kollege
Dr. Ernst, und der RAK Stuttgart, Kollege Ströbel, waren von einer
beeindruckenden Zahl von Kollegen begleitet.

Die Rechtsanwaltskammern Bozen, Trient und Rovereto waren
durch ihre Präsidenten und etliche Kollegen vertreten.

Referate wurden gehalten von:

• Rechtsanwalt Dr. Wieland Horn, München, über die Entwicklung
des Niederlassungsrechtes (Niederlassungsrichtlinie, GATS):
In der Diskussion nach diesem Referat kristallisierte sich die ein-
heitliche Meinung heraus, daß sowohl ausländische Anwälte,
die sich nach der Niederlassungsrichtlinie niederlassen wollen,
als auch solche, die sich aufgrund des GATS-Abkommens nieder-
lassen werden, ordentliche Mitglieder der nationalen Anwalts-
kammer sein müssen.

• Rechtsanwalt Dr. Gunther Vinatzer, Meran, über die Bemühun-
gen zu einer neuen Rechtsanwaltsordnung in Italien:
Interessant war, daß die Rechtsanwaltskammern als Standesver-
tretung im Visier der italienischen Kartellbehörden waren (wie
auch die Kammern der übrigen freien Berufe), was zu einem
Gesetz über freie Berufe geführt hat, welches unterscheidet zwi-
schen normalen freien Berufen, die sich nicht in Kammern orga-
nisieren dürfen, und sogenannten geschützten freien Berufen,
deren Organisation in Kammern zulässig ist.
Die Rechtsanwälte wurden ein geschützter freier Beruf mit der
Begründung, sie garantieren die Qualität der Beratung im Inter-
esse der Konsumenten.
Interessant in diesem Zusammenhang weiters: Das seit 1939
bestehende Verbot der Ausübung eines freien Berufs in Gesell-
schaftsform wurde 1997 aufgehoben. Mit der Aufhebung er-
hielt die Regierung eine Verordnungsermächtigung. Ein er-
ster Verordnungsentwurf sah vor, daß die Gesellschaft nicht
mehr als 20% der Kammerangehörigen im Sprengel als Mit-
glieder haben kann. Auch Kapitalbeteiligungen Berufsfremder
sollten möglich sein. Der Staatsrat hat sich dagegen ausge-
sprochen und festgelegt, daß es nur Personengesellschaften
geben dürfe und keine Beteiligung von berufsfremdem Kapital
möglich sein soll.
Daraufhin hat die Regierung die Verordnung zurückgezogen
und arbeitet jetzt an einem Gesetzesentwurf.

• Rechtsanwalt Dr. Peter Ströbel, Präsident der Rechtsanwaltskam-
mer in Stuttgart, sprach über Honorarvereinbarungen im interna-
tionalen Rechtsverkehr:
Interessant in diesem Zusammenhang, daß in der BRD ein ver-
einbarter Stundensatz zwischen DM 250,– und DM 1000,– als
zulässig angesehen wird.
Dazu gibt es eine Entscheidung des OLG Hamm, in der es heißt,
daß ein vereinbartes Stundenhonorar von DM 250,– ein „maß-
volles Stundenhonorar“ sei.

• Rechtsanwalt Dr. Klaus Sanig, Bozen, referierte über neue Ent-
scheidungen italienischer Gerichte, die die Unzulässigkeit bzw
die Unwirksamkeit der italienischen Rechtsanwalt-Gebührenord-
nung judizierten, mit der Begründung, diese Gebührenordnung
wäre EU-widrig, da sie Mindesttarife enthielte und dies hindere
den Wettbewerb.

• Die deutschen Kollegen informierten noch über
die Bemühungen, eine obligatorische Streitschlichtung als Vor-
aussetzung der Klagseinbringung bei Gericht einzuziehen
(ungeachtet aller dazu geäußerter Vorbehalte wie Verhinderung
des freien Zugangs zu Gericht, Grundgesetzwidrigkeit, Verjäh-
rungsprobleme etc);
Telefonberatung über Provider (bisher in Deutschland durch die
Rechtsanwaltskammern gesetzten gerichtlichen Schritte waren
nicht erfolgreich).

Dr. Peter Knirsch
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AIJA-Jahreskongreß 1998
in Sydney
Vom 20. bis 25. 9. 1998 hat der Jahreskongreß der AIJA (Asso-
ciation Internationale des Jeunes Avocats) in Sydney stattgefunden.
In den umfangreichen Arbeitssitzungen wurden folgende Themen
behandelt:

Webvertising – Unlauterer Wettbewerb und Markenrecht im Inter-
net; Investieren auf den Kapitalmärkten im asiatisch-pazifischen
Raum; Unternehmenskonkurs: Sind die Vorstände Schuldige oder
Opfer?; „Faktisches Verhältnis“ – die Rechte der unverheirateten
Paare und desselben Geschlechts; Naturschutz; Angestellter oder
Freiberufler? Die Frage ist wirklich wichtig!; Wie wird ein Ver-
triebsnetz auf den Märkten Asiens und des Pazifiks eingerichtet;
Wie wird effizient mit ausländischen Anwälten kommuniziert; Joint
Ventures in Schwellenmärkten; Die neue Medienindustrie: Eine
weltweite Kartellherausforderung?; Einstweilige Maßnahmen –
Ergreife das Geld, bevor es weg ist!; Der goldene Weg zu einer
Aufenthaltsgenehmigung: Kontrolle des Vermögens oder diskrimi-
nierende Maßnahmen?; Der Handel mit regionalen Wirtschafts-
blöcken: Ein Vergleich zwischen EU, NAFTA und APEC; Durchset-
zung der Rechte des geistigen Eigentums in Asien nach dem TRIPS-
Abkommen; Internet und Besteuerung des internationalen elektroni-
schen Handels und schließlich Vollstreckung des Schiedsspruchs
gegen einen Staat.

Das Rahmenprogramm hat das traditionelle Abendessen bei austra-
lischen Kollegen, einen „Australischen Abend“ mit typischer Musik
und Speisen und den Tagesausflug an den bekannten Badestrand
Bondi geboten. Damit haben unsere australischen Kollegen und
Veranstalter den Teilnehmern aus aller Welt nicht nur einen faszi-
nierenden Einblick in das Leben in Sydney, sondern auch in den
riesigen australischen Kontinent geboten, der fast die Ausdehnung
der Vereinigten Staaten erreicht, aber nur von etwa 18 Millionen
Einwohnern bewohnt wird. Dazu gehört mit den Aborigines eine
immer ernster genommene Minderheit, die mit einer mehr als
40.000 Jahre alten Kultur die älteste auf der Erde darstellt. Neben
Künstlern und Handwerkern durften ein drolliger Koalabär und
ein Wombat als Vertreter der einmaligen Tierwelt aus nächster
Nähe bewundert werden. Kulturliebhaber konnten außerdem eine
Opernvorstellung in dem spektakulären Operngebäude genießen,
welches einmalig am Meer liegt und auch noch einen Konzertsaal
und etliche andere kulturelle Einrichtungen beherbergt.

Für Informationen über die AIJA und ihre nächsten Veranstaltun-
gen, insbesondere den nächsten Jahreskongreß, der vom 22. bis
27. 8. 1999 in Brüssel stattfinden wird, steht der nationale Vizeprä-
sident für Österreich, Dr. Christoph Petsch, Eschenbachgasse 11,
1010 Wien, Telefon (01) 586 21 80, Telefax (01) 586 22 35,
gerne zur Verfügung.

Dr. Christoph Petsch

19. DACH-Tagung in Bern
„Das grenzüberschreitende Vertragsrecht
im Lichte des Europarechts, unter besonderer
Berücksichtigung des Absatz- und
Handelsvertreterrechts“

Den Einstieg in das Tagungsthema vollzog PD Dr. Felix Schöbi,
Wissenschaftlicher Adjunkt EJPD, Bern, mit seinem Referat zum
Thema „Die Fernabsatzrichtlinie aus schweizerischer Sicht“. Diese
EU-Richtlinie (97/7/EG vom 20. 5. 1997 über den Verbraucher-
schutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz) stellt Regeln über
den Vertragsabschluß nach Offertstellung (nicht aber Werbung)
mittels bestimmten modernen Kommunikationsformen zwischen
gewerblichen Lieferern und nichtgewerblichen Verbrauchern auf.
Eine nicht abschließende Auflistung der Kommunikationstechniken,
auf welche die Richtlinie Anwendung findet, ist in deren Anhang I
enthalten. Sie ist somit offen für weitere technische Entwicklungen
insbesondere im Bereich Internet und Electronic Commerce. Zu
beachten sind schließlich die vielfältigen Bereichsausnahmen,
welche zB Finanzdienstleistungen generell von der Regelung durch
die Richtlinie ausnehmen. Berechtigte Kritik wurde indessen an
der praktischen Umsetzbarkeit der zwar weitgreifenden, oft aber
unpräzise und zu offen formulierten Normen angebracht, und
auch für die Schweiz erscheint im heutigen Zeitpunkt gerade auch
angesichts des sich rasch verändernden technischen Umfeldes ein
Verzicht auf akribische Regulierung in diesem Bereich der bessere
Weg zu sein. Den deutschen Text dieser Richtlinie finden Interes-
sierte unter:
http://europa.eu.int/comm/dg24/dg24old/cad/dir1de.html
RA Dr. André Thouvenin, Zürich, erläuterte in synoptischer Darstel-
lung den Inhalt der EU-Richtlinie zur Koordinierung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten betreffend die selbständigen Handels-
vertreter (86/653/EWR vom 18. 12. 1986) im Vergleich zu den
diesbezüglichen Bestimmungen des Schweizerischen Obligatio-
nenrechts (Art 418a–418v OR).
Er kam zum Schluß, daß sich die beiden Regelungen grundsätzlich
sehr ähnlich sind; bedeutende Unterschiede finden sich jedoch
etwa im Bereich des Wettbewerbsverbotes, des Zeitpunktes der
Entstehung des Provisionsanspruches und bei befristeten Vertrags-
verhältnissen. Insgesamt weist die Richtlinie mehr zwingende Nor-
men auf und schützt vermehrt die Rechtsstellung des Handelsver-
treters, was bei einer Rechtswahl durch die Vertragsparteien zu
beachten ist.
Unter dem Titel „Das Vertragsrecht des Fürstentums Liechtenstein im
Lichte des Europarechts“ referierte RA Dr. Martin Gstoehl, Vaduz,
über die Grundgedanken des internationalen Vertragsrechtes des
Fürstentums Liechtenstein.
Überraschend mag für einige Teilnehmer die Erkenntnis gewesen
sein, daß das Fürstentum Liechtenstein bis heute weder dem UN-
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Kaufrecht noch dem Lugano-Übereinkommen beigetreten ist. Eine
weitere Spezialität des Landes ist die Bestimmung, daß Gerichts-
standsvereinbarungen zwischen In- und Ausländern über einen aus-
ländischen Gerichtsstand nur gültig sind, wenn diese öffentlich be-
urkundet wurden. Dieser Anachronismus wird für die Schweiz und
Österreich insofern relativiert, als die mit diesen Staaten
abgeschlossenen Vollstreckungsabkommen vorsehen, daß einfache
Schriftlichkeit ausreicht, wenn beide Parteien im Handelsregister
eingetragen sind oder sich der Beklagte auf das Verfahren einläßt.
Sodann wurde festgehalten, daß das Fürstentum Liechtenstein
bereits 95% des acquis communautaire ins nationale Recht umge-
setzt hat und auch künftig seinen Umsetzungspflichten zügig nach-
kommen will. So hat die Regierung bereits beschlossen, auch die
Handelsvertreterrichtlinie im Rahmen der Abänderung des im Für-
stentum Liechtenstein anwendbaren Allgemeinen Deutschen Han-
delsgesetzbuches vom 17. 12. 1862 (ADHGB) umzusetzen und
im weiteren am 16. 6. 1998 dem Landtag einen Antrag zum
Beschluß des gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Über-
nahme des Verbraucherschutzes bei Vertragsabschlüssen im Fern-
absatz in das EWRA unterbreitet.
Der österreichische Referent, RA Dr. Wilfried Ludwig Weh, Bre-
genz, äußerte sich zum österreichischen Recht im Lichte des
Europarechtes und wies insbesondere auf die Schwierigkeiten von
Österreich bei der Umsetzung des Gemeinschaftsrechtes mithin
bedingt durch die rein defensive Konzeption des Verwaltungs-
rechtsschutzes und die Zweiteilung der Judikatur des Verwaltungs-
gerichtshofes und des Verfassungsgerichtshofes hin, sieht diese
Problematik aber als notwendige Chance, das österreichische
Rechtsschutzsystem zu reformieren und die österreichische Verfas-
sung zu modernisieren.
Aus deutscher Sicht legte RA Dr. Bernd Westphal, Köln, detailliert
die Bestimmungen des anwendbaren Handelsvertreterrechts dar
und ging pointiert auf die neuere Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofes ein. Der deutsche Gesetzgeber hat 1990 die Vorga-
ben der Handelsvertreterrichtlinie ohne große Änderungen in die
§§ 84ff HGB übernommen. Im internationalen Verhältnis ist ins-
besondere § 92c HGB zu beachten, gemäß dessen Abs 1 von sämt-
lichen, auch zwingenden Bestimmungen des Handelsvertreterrechts
abgewichen werden kann, wenn der Handelsvertreter seine Tätig-
keit nach dem Vertrag ausschließlich außerhalb des Gebietes der
Europäischen Union oder einem Vertragsstaat des EWR ausübt.
Über 100 Personen nahmen an dieser Tagung in Bern teil, die vom
Vizepräsidenten des DACH, Dr. Max P. Oesch, Zürich, infolge der
Abwesenheit des Präsidenten, Prof. Dr. Walter Schuppich, Wien,
aufgrund gleichzeitiger Jubiläumsfeierlichkeiten der Rechtsanwalts-
kammer von Niederösterreich, eröffnet wurde und genossen eben-
so das gesellschaftliche Rahmenprogramm.
Dank der Bereitschaft von Rechtsanwalt und Nationalrat Samuel
Schmid konnten die Tagungsteilnehmer trotz Abwesenheit der
Parlamentarier Bundeshaus, National- und Ständeratssaal sowie

Wandelhallen unter fachkundiger Führung besichtigen und sich
einen Einblick in die Strukturen des politischen Systems der
Schweiz verschaffen.
Zum festlichen Abendessen wurde in das Hotel/Restaurant „Innere
Enge“ eingeladen, wo das Publikum vorab im hauseigenen
Jazzclub Marians vom Spiel der Ex-Schweizermeister, Jagdhorn-
bläsergruppe Spielhahn, unter der Leitung des Vizepräsidenten,
Dr. Max P. Oesch, musikalisch begrüßt wurde.
Die 11. Mitgliederversammlung der DACH Europäische Anwalts-
vereinigung eV konnte von der erfreulichen Entwicklung der Mit-
gliederzahlen Kenntnis nehmen und hat antragsgemäß beschlos-
sen, den Vorstand zu ermächtigen, den Sitz des Vereines von Bonn
nach München zu verlegen.
Als nächste der halbjährlich stattfindenden DACH-Veranstaltungen
steht die 20. Tagung zum 10jährigen Jubiläum der Europäischen
Anwaltsvereinigung DACH auf dem Programm. Sie wird vom 27.
bis 29. 5. 1999 in München zum Thema „Das künftige Berufsbild
des Anwaltes in Europa“ stattfinden.
Die Mitglieder erhalten die Einladung und das Programm anfangs
März 1999. Nichtmitglieder können es beziehen bei der DACH,
Kappelergasse 14, CH-8022 Zürich, Tel. (+41/1) 211 07 77,
Fax (+41/1) 211 07 78.

Dr. Susanne Hüppi, Zürich
Rechtsanwältin
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Familienmediation in Europa
Kongreßbericht von der vierten europäischen
Konferenz über Familienrecht

Der Europarat veranstaltete am 1. und 2. 10. 1998 unter diesem
Titel einen internationalen Kongreß mit ca 450 Teilnehmern aus
den meisten der 40 europäischen Mitgliedsstaaten. Aus Österreich
kamen 10 Teilnehmer. Vertreter des Familien- und Justizministeriums,
Mitarbeiter des Modellprojektes Co-Mediation, eine Universitätspro-
fessorin, drei Richterinnen und ein Anwalt. Das Interesse des Euro-
parates an Familienmediation drückt sich nicht nur in diesem Kon-
greß aus; im heurigen Jahr hat er eine umfangreiche und detaillierte
Empfehlung an seine Mitgliedsstaaten beschlossen (Recommenda-
tion No R [98] 1 vom 21. 1. 1998 and explanatory memorandum).
In den meisten Stellungnahmen der teilnehmenden Regierungsvertre-
ter, Parlamentarier des Europarates oder Vertreter der nationalen
Ministerien wurde deren besonderes Interesse an der Förderung von
Mediation in Familienangelegenheiten betont, die in weiten und
gerade den schwierigsten Bereichen des Familienrechtes vielfach
dem traditionellen Gerichtssystem als überlegen angesehen wird.
Als Beweggründe für die Forcierung dieser alternativen Herange-
hensweise an Familienkonflikte wurden genannt:
– die durchwegs – unabhängig von Unterschieden in den nationa-

len Scheidungsrechten – steigende Scheidungsrate;
– die oft verheerenden Auswirkungen von Scheidungen auf die

Familien; die hohen sozialen und ökonomischen Kosten für die
Staaten;

– das spezielle Bedürfnis, das Wohl der Kinder in den Konflikt-
situationen besser beachten und schützen zu können;

– die Vorteile konsensualer Konfliktlösungsverfahren zur Vermei-
dung von Gewalt in der Familie;

– die Tatsache, daß die Konfliktparteien in Familienstreitigkeiten
meist auch länger andauernde Kontakte nach einem Streit haben
werden (zB Eltern gemeinsamer Kinder).

Die Resultate verschiedener Untersuchungen in mehreren Ländern
haben gezeigt, daß Familienmediation potentiell:
– die Kommunikation zwischen den Familienmitgliedern verstärkt

und die Konflikte zwischen den Streitparteien reduziert;
– einvernehmliche Lösungen erreicht;
– einen andauernden persönlichen Kontakt zwischen Eltern und

Kindern gewährt.
Mediation wird in der Empfehlung als ein Prozeß definiert, in wel-
chem ein Dritter, der Mediator, unparteilich und neutral, die Parteien
selbst unterstützt, über die Gegenstände des Streits zu verhandeln
und ihre eigenen gemeinsamen Vereinbarungen zu erreichen.
Die Themen der Konferenz deckten einen weiten Katalog ab. Eine
Demonstration von Phasen aus der Mediation wurden vom UK
College of Family Mediation, London, vorgeführt. Weitere Berichte
behandelten die Unparteilichkeit und Neutralität des Mediators
sowie dessen Rolle gegenüber den Parteien in bezug zum Wohl

der Kinder; Fragen der Auswahl, Ausbildungsstandards und Qua-
lifikation und Qualitätskontrolle von Mediatoren.
Dem Verhältnis zwischen Familienmediation und den gerichtlichen
Verfahren, dem Verhältnis vom Mediator zum Familienrichter und
dessen Autorität und gesetzlicher Macht sowie der Frage der Ver-
traulichkeit der Mediation wurde ebenfalls Raum gegeben wie den
Fragen der rechtlichen Gültigkeit und Durchsetzbarkeit von Media-
tionsvereinbarungen.
Besonders eindrucksvoll war der Bericht der irischen Europarats-
abgeordneten Mary Banotti, der beauftragten Mediatorin des
Europarats für die Fälle internationaler Kindesentführungen und
der internationalen Familienmediation. Gerade in solchen Fällen
versagen oft juristische Mittel, wenn beispielsweise Gerichte in ver-
schiedenen Staaten unterschiedliche und unvereinbare Obsorge-
entscheidungen treffen und Vermittlung zur letzten Möglichkeit
wird. In der Diskussion wurde deutlich, daß es sich bei solchen
Fällen nicht nur um Konflikte zwischen verschiedenen Kulturkreisen
(Europa–Afrika) handelt, sondern mehrheitlich um innereuropäi-
sche oder Konflikte mit einzelnen Staaten der USA.
Interessant waren die Teilnehmerkreise:
Neben vielen Vertretern und Beobachtern aus den Ministerien und
Gerichten der Mitgliedsländer, vielen Familienrichtern, waren er-
fahrene Familienmediatoren anwesend; weitere Teilnehmer reprä-
sentierten Mediationsgesellschaften, Mediatorenvereinigungen,
private Ausbildungsinstitute. In der Diskussion konnten vor allem
solche Praktiker oft präzisere Berichte über die Entwicklungen und
Problemstellungen der Mediation in ihren Ländern und Regionen
geben, als einzelne Berichterstatter aus staatlichen Verwaltungen.

Gedanken zur Mediation in Österreich

Der auf einem fachlich eindrucksvoll hohen Niveau stehende Kon-
greß gab Anlaß zu vielen für Österreich anstehenden Überlegun-
gen. Im Vergleich zu einer Reihe von Mediationsprojekten in Län-
dern wie England, Kanada, USA, Australien, aber auch Frank-
reich, Irland und anderen wurde Mediation in Österreich erst
relativ vor kurzem „entdeckt“. Eine wesentliche Geburtshelferrolle
hatte das Modellprojekt Mediation des Familien- und des Justiz-
ministeriums ab 1994 an den Bezirksgerichten Wien-Floridsdorf
und Salzburg samt umfangreicher Begleitforschung. Dieses „öster-
reichische Modell“ der „gerichtsnahen Co-Mediation“ wurde am
Kongreß vorgestellt. Durch die Bündelung der juristischen und psy-
chologischen/psychosozialen Kenntnisse in den interdisziplinären
Mediatorenteams („Co-Mediation“) konnte dadurch nach meiner
Beobachtung die Anlaufzeit für praktische Erfahrungen wesentlich
verkürzt werden.
Die österreichische Anwaltschaft befaßt sich seit ca 1 bis 2 Jahren
mit Mediation, wobei die praktischen Erfahrungen noch nicht sehr
umfangreich sind. Das in jüngster Zeit ausgegebene Motto des
Anwalts als „geborenen Mediator“ entspricht mE einem Anfangs-
enthusiasmus, beachtet allerdings nicht das spezielle Ausbildungs-
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erfordernis gerade auch für Anwälte und das deutlich andere Rol-
lenverständnis eines allparteilichen Vermittlers zum traditionellen
Rollenbild des einseitigen Parteienvertreters, welches heute noch für
einen Teil der Anwaltschaft Leitbild ist. Diese Diskussion wird noch
geführt werden müssen. Die Gründung der AVM, der Anwaltlichen
Vereinigung für Mediation und kooperatives Verhandeln, war ein
wichtiger Schritt, innerhalb der Anwaltschaft eine solche Plattform
für ein neueres und erweitertes Berufsbild zu bilden und die Position
der Anwaltschaft in der Mediationslandschaft zu festigen.
Wenn ich auf dem Kongreß des Europarates oder auch sonst
„geborene Mediatoren“ getroffen habe, so waren das Pioniere der
Mediation, die seit 15 bis 20 Jahren in einzelnen Ländern die ver-
schiedenen Methoden entwickelt haben und praktizieren; davon
waren Anwälte in der Minderheit.
Auf der anderen Seite zeigt sich, daß die in Österreich überlegten
Themen in gleicher Art in ganz Europa diskutiert werden. Die Fra-
gestellungen sind die gleichen. Die zT unterschiedlichen Wege in
den einzelnen Ländern zeigen, daß es auch hier mehrere Antwor-
ten und „mehrere Wege nach Rom“ gibt. In wesentlichen Fragen
können wir auch von anderen Ländern lernen. Als Beispiel sei die
wesentliche Frage der Vertraulichkeit der Mediation hervorgeho-
ben. Hier wird bei uns derzeit eine gesetzliche Anerkennung, aller-
dings mit einer ganz gravierenden Einschränkung in § 99 des
Entw des EheSchRÄG, geplant:

„ausgenommen von der Verschwiegenheitspflicht (des Mediators)
sind Inhalt und Auslegung der bei den Gesprächen erzielten Eini-
gung in darüber geführten Rechtsstreitigkeiten“.
Im europäischen Maßstab verläuft die Diskussion auf ganz ande-
rer Ebene. Die strikte Vertraulichkeit aller Vorgänge ist als wesent-
lich anerkannt und außer Streit; Grenzen und Einschränkungen
werden nur im Zusammenhang mit Kindesmißbrauch und Gewalt
in der Familie diskutiert.
Ein weiteres aktuelles Thema in der österreichischen Anwaltschaft
ist die Mediationsausbildung. Es ist anerkannt, daß die Tätigkeit
als Anwaltsmediator eine qualifizierte Ausbildung voraussetzt, die
zu einem wesentlichen Teil aus praktischen Übungen, Rollenspie-
len, Supervisionen, Gesprächstechnik und Reflexionen, Sensibili-
sierung gegenüber dem eigenen Rollenverhalten, zu bestehen hat.
Mediation kann nur zum geringsten Teil aus Büchern gelernt wer-
den. In Diskussion steht der Umfang der Ausbildung. Hier ist der
internationale Standard deutlich höher als das derzeit diskutierte
Konzept der AVM. In England gibt es zB in einer maßgeblichen
Mediatorenvereinigung, dem UK College of Family Mediators,
Auswahltests für Bewerber um eine Mediationsausbildung; für
Anwaltsmediatoren ist eine Ausbildung rund 50% länger; in prak-
tisch allen anerkannten Ausbildungsstandards wird ein Minimum
an eigener dokumentierter Fallpraxis verlangt. Eine Verpflichtung
zur Weiterbildung nach absolvierter Ausbildung gehört ebenfalls
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zu den international anerkannten Erfordernissen. Bei der Ausbil-
dung geht es um die Verbindung der juristischen Tätigkeit mit den
Erkenntnissen der Konfliktforschung, Gesprächsführung, Familien-
dynamik, Entwicklungspsychologie und anderen Nachbarwissen-
schaften. Meines Erachtens sollte sich die Anwaltschaft von diesen
internationalen Standards ebensowenig abkoppeln wie von den
derzeit in Österreich laufenden Bemühungen zur Schaffung eines
einheitlichen, wesentlich umfangreicheren Ausbildungsstandards.
Familienmediation hat in Österreich im europäischen Vergleich
große Entwicklungsmöglichkeiten, da unser Gesetz Vereinbarun-
gen im Zusammenhang mit Scheidungen im Rahmen der §§ 55a
und 97 EheG im Vergleich zu anderen Staaten einen weiten
Gestaltungsraum einräumt und es mit der Ausnahme der Sittenwid-
rigkeit und dem pflegschaftsbehördlichen Genehmigungsvorbehalt
keine gerichtliche Ablehnungsmöglichkeit von privatrechtlichen
Scheidungsfolgenvereinbarungen gibt. In diesem Rahmen ergibt
sich für die österreichische Anwaltschaft eine große Chance,
dieses neue und attraktive Instrument gemeinsam mit den anderen
Berufsgruppen, die für Mediation prädestiniert sind – wie Psycho-
logen, Psychotherapeuten, aber auch Notare, Richter und andere –
zu nutzen.

RA Dr. Werner Steinacher, Salzburg

Juristen-Ball 1999
Fasching-Samstag, 13. Feber 1999, in der Wiener Hofburg
Ehebaldige Tischreservierung wird empfohlen!
Karten und Tische im Büro des Juristenverbandes, 1016 Wien,
Schmerlingplatz 11, Justizpalast, Zi 134, Tel (01) 521 52-3882,
Montag–Freitag 9–13 Uhr
Kleidung: Damen – Großes (langes) Abendkleid, (kein Hosen-,

Partyanzug oder kurzes Abendkleid)
Herren – Frack oder Smoking

Varia
Kinderkosten-Analyse
Ergebnisse für Juli 1998

Ausgaben für Kinder inkl Miete

Kinder von 0 bis 10 Jahren
Schilling

Haushalts-
ausgaben1) 15000 19000 24000 29000 34000 39000
Ausgaben für
. . . Kinder2)

1 3900 5100 6700 8400 10200 11700
2 5300 6800 8900 11000 13300 15200
3 6600 8600 11000 13600 16000 18300

Kinder von 10 bis 19 Jahren
Schilling

Haushalts-
ausgaben1) 15000 19000 24000 29000 34000 39000
Ausgaben für
. . . Kinder2)

1 4700 6100 7700 9600 11200 12900
2 5900 7600 9800 12200 14300 16800
3 7800 10100 13000 16000 18700 21800

Ausgaben für Kinder inkl Miete:
Anteil an den gesamten Haushaltsausgaben

Kinder von 0 bis 10 Jahren
Schilling

Haushalts-
ausgaben1) 15000 19000 24000 29000 34000 39000
Ausgaben für
. . . Kinder2) in Prozent3)

1 26 27 28 29 30 30
2 35 36 37 38 39 39
3 44 45 46 47 47 47

Kinder von 10 bis 19 Jahren
Schilling

Haushalts-
ausgaben1) 15000 19000 24000 29000 34000 39000
Ausgaben für
. . . Kinder2) in Prozent3)

1 31 32 32 33 33 33
2 39 40 41 42 42 43
3 52 53 54 55 55 56

1) Fortgerechnete Originalwerte der Konsumerhebung 1974, gerundet
auf ganze 1000 Schilling. Die Fortrechnung erfolgte mit dem Anstieg
des Verbraucherpreisindex 1966 zwischen dem Jahresdurchschnitt
1974 und Juli 1998 (+141,7%).

2) Unter der Annahme, daß im Juli 1998 anteilsmäßig (relativ zu den
Gesamtausgaben eines Haushalts) gleich viel für Kinder ausgegeben
wird wie 1974.

3) Die ausgewiesenen Prozentzahlen können auch für konkrete Fälle her-
angezogen werden, die in dieser Übersicht nicht ausdrücklich aufschei-
nen.
Beispiel: Haushaltsausgaben von 18.000 Schilling, 1 Kind im Alter von
0–10 Jahren im Haushalt. Die Werte für 19.000 Schilling Haushalts-
ausgaben können oben abgelesen werden, 18.000 Schilling liegen
nicht weit unter diesem Wert. Daher betragen die Ausgaben für dieses
Kind ca 27% von 18.000 Schilling, also 4900 Schilling.
Gäbe es in diesem Haushalt 2 Kinder im Alter von 0 bis 10 Jahren, so
wären für diese zusammen etwa 36% (d. s. 6500 Schilling) zu veran-
schlagen; für 3 Kinder wären es etwa 45% bzw insgesamt 8100 Schil-
ling. Es empfiehlt sich, diese Beträge bei Unterhaltsfestsetzungen auf
ganze 100 Schilling zu runden.
Quelle: Österreichisches Statistisches Zentralamt, Rückfragen an
Mag. Martin Bauer (Tel 71128/7021 DW) oder Waltraud Unger
(7365 DW).
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Standard

vom 3. November 1998

Kein Marktplatz für Rechtsberufe

Rechtsanwälte und Notare wehren sich

gegen Vorwurf der Überregulierung

Wien – Als bewußt falsch und als Attacke
gegen die Unabhängigkeit der Rechts-
berufe interpretierten die Präsidenten der
Notariats- und der Rechtsanwaltskammer,
Georg Weißmann und Klaus Hoffmann,
eine Studie des Instituts für Höhere Studien
(IHS) im Auftrag der Wirtschaftskammer.
Das IHS war in der vor zehn Tagen vorge-
legten Studie zum Schluß gekommen, daß
die rechts- und wirtschaftsnahen Berufe in
Österreich wegen der hohen Regulierungs-
dichte ihre Leistungen zu teuer anbieten
und damit Wohlfahrtsverluste für Unterneh-
men und Private verbunden seien.

„Es gibt eine Auseinandersetzung der
Wirtschaftskammer mit Wirtschaftsminister
Farnleitner, der entgegen den Wünschen
der Unternehmervertretung die Buchhalter
nicht als Gewerbe, sondern als Unter-
gruppe der Kammer ansiedeln will. Die
Studie nimmt als Verbrämung andere Be-
rufe gleich mit“, sagte Klaus Hoffmann am
Montag in einem Pressegespräch.

Er und Weißmann, gleichzeitig Vizevorsit-
zender und Vorsitzender des Bundeskomi-
tees Freie Berufe, führten eine Statistik ins
Treffen, wonach die Rechtsverfolgungs-
kosten gemessen an der Summe der pro-
duzierten Waren und Dienstleistungen in
Österreich mit jenen in Deutschland, Frank-
reich und Belgien durchaus vergleichbar
seien. Vorgerechneten Wohlfahrtsverlusten
stünden Wohlfahrtsgewinne Rechtssuchen-
der gegenüber, die durch Vermeidung von
Streit, Schlichtungshonoraren, Wegfall von
Kosten für Prozesse durch alle Instanzen
und Sicherung des Beratungserfolgs durch
intensive Ausbildung entstünden.

Da in den USA die Honorare erfolgsab-
hängig vom Streitwert bemessen werden,

werde der Streitwert sehr hoch angesetzt,
deswegen sei der Anteil der Rechtskosten
auch fast viermal so hoch. In Österreich
gebe es strenge Regeln für die Festsetzung
des Streitwerts und damit die Honorare.
Sowohl Weißmann als auch Hoffmann
betonten weiters, daß vor allem anwaltli-
che Leistungen, die auf einem besonderen
Vertrauensverhältnis zu Klienten beruhten,
als hochqualitative Dienstleistungen mit
austauschbar angebotenen Dienstleistun-
gen von Elektrikern, Installateuren, Tisch-
lern und Friseuren nicht verglichen werden
könnten.

Die Werbung, die im übrigen nicht verbo-
ten sei, geschehe daher vor allem durch
Mundpropaganda. „Standeswidrig sind
nur die reklamehafte Selbstanpreisung und
vergleichende Werbung.“

Die Praxiszeiten für die Zulassung betra-
gen beim Rechtsanwalt fünf Jahre zuzüg-
lich neun Monaten bei Gericht bezie-
hungsweise drei Monaten im Falle eines
mit Doktorat abgeschlossenen Studiums.
Notare brauchen derzeit inklusive Ge-
richtszeit 16 Jahre. „Wir wollen künftig
auf den europäischen Durchschnitt von
zwölf Jahren kommen“, sagte Weißmann.
Er wies weiters darauf hin, daß 50 neue
Notariate bis zum Jahr 2002 geschaffen
werden sollen. Derzeit gibt es 410 Notare
und 570 Kandidaten sowie 3600 Rechts-
anwälte. (ha)

Salzburger Nachrichten

vom 3. November 1998

Freie Berufe sehen bei sich kein

Marktversagen

Replik auf IHS-Studie: Lange Ausbildung

sichert Qualität – Kein Werbeverbot –

Durchschnittseinkommen bescheiden

Wien (SN-wie). Die Freien Berufe wehren
sich gegen den Vorwurf, daß eine über-
zogene Regulierung ihres Standes den
Wettbewerb verhinderte und dadurch ihre

Leistungen zum Nachteil der Kunden über-
mäßig verteuert. Zu diesem Ergebnis war
eine Studie des Instituts für Höhere Studien
gelangt, die im Auftrag der Wirtschafts-
kammer erstellt wurde.

Der Präsident des Österreichischen Rechts-
anwaltskammertages, Klaus Hoffmann,
sagte, das IHS habe bei seiner Studie
versucht, Grundsätze industrieller Ferti-
gung sowie auf dem Markt austauschba-
rer Dienstleistungen auf rechtsberatende
Berufe anzuwenden. Dies sei aber unzu-
lässig, denn Anwaltsleistungen seien hoch-
qualifiziert und setzten ein persönliches
Vertrauensverhältnis voraus.

Auch eine Verkürzung der Ausbildung
wäre ein Fehler. Derzeit braucht ein Doktor
der Jurisprudenz viereinhalb Jahre Praxis
(inklusive neun Monate bei Gericht), um
zur Anwaltsprüfung antreten zu können.
Wer das Studium mit dem Magisterium
abschließt, muß ein halbes Jahr länger
arbeiten. Das Durchschnittsalter der Rechts-
anwalts-Beginner liege zwischen 30 und
32 Jahren. Derzeit gebe es 3600 Anwälte
in Österreich, jährlich kommen rund zehn
Prozent dazu, betonte der Kammer-Chef.

Nicht richtig sei auch, daß die Anwälte
einem Werbe- sowie einem Filialverbot
unterliegen würden, so Hoffmann. Die
Gründung von Zweigstellen werde im
Zuge der Novelle des Berufsrechts mit
1. Jänner 1999 ermöglicht. Ein Werbever-
bot gebe es seit 1990 nicht mehr, lediglich
vergleichende sowie standeswidrige Wer-
bund in Form reklamehafter Selbstanprei-
sung seien verboten.

Den Vorwurf der im internationalen Ver-
gleich höheren Einkommen versuchte Hoff-
mann mit Zahlen aus einer Umfrage unter
Wiener Anwälten zu widerlegen. Dabei
hätte mehr als die Hälfte ein durchschnittli-
ches Jahreseinkommen von 750.000 S vor
Steuern angegeben. Auch weise der Tarif
der Rechtsanwälte soziale Komponenten
auf, so koste eine Stunde Gerichtsverhand-
lung bei einem Streitwert von 10.000 S
nur 847 S, ein Anwaltsbrief nur 60 S.
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Georg Weißmann, Präsident der Notari-
atskammer, verwies darauf, daß die Zahl
der Notariate bis 2002 um 50 gesteigert
werden soll. Derzeit gebe es 410 Notari-
atsstellen in Österreich. Die Kosten für die
Rechtsdurchsetzung betragen laut einer
Studie mit 0,6 Prozent des Brutto-Inlands-
produktes nur ein Viertel dessen, was in
den USA anfalle. Daß es derzeit 16 bis
17 Jahre dauere, bis ein Jurist eine Notari-
atsstelle antreten könne, ist Weißmann
aber zu lang. Ziel sei, die Wartezeit auf
zwölf Jahre ab Studienende zu verkürzen.
Notariate werden vom Justizministerium
auf Antrag der Kammer vergehen.

Kurier

vom 3. November 1998

Anwälte und Notare:

„Sind nicht zu teuer“

Scharfe Kritik an IHS-„Deregulierungs-Studie“

Klaus Hoffmann, Präsident der Rechts-
anwaltskammer, und Georg Weißmann,
Präsident der Notariatskammer, üben
scharfe Kritik an einer Analyse des Institu-
tes für Höhere Studien zur Deregulierung
im Bereich der rechts- und wirtschaftsbera-
tenden Freien Berufe. Das IHS spricht von
„Wohlfahrtsverlusten“ durch zu geringen
Wettbewerb innerhalb der Freien Berufe
und greift ua die Honorarordnungen an.

Hoffmann und Weißmann betonten, der
„Anwalt muß wirtschaftlich unabhängig
sein, sonst wird er korrumpierbar“. Die in
der IHS-Studie verglichenen Umsätze zwi-
schen Österreich und Deutschland seien
reine Bruttobetrachtungen und daher unzu-
lässig. 60 Prozent aller Anwälte verdien-
ten „nur“ 50.000 S monatlich vor Steuern.
Auch kenne das Tarifgesetz die soziale
Staffelung für niedrigere Streitwerte. Bei-
spiel: bei einem Streitwert von 10.000 S
kosteten zwei Stunden Gerichtsverhand-
lung 1300 S. Hoffmann: „Da kommt Ihnen
kein Installateur“. Das Filialverbot werde

demnächst fallen. Werbung, wenn auch
nicht vergleichende und marktschreieri-
sche, sei bereits möglich. Die langen
Ausbildungs- und Praxiszeiten dienten der
Qualitätssicherung und nicht dem „Ge-
bietsschutz“.

mba

Die Presse

vom 3. November 1998

Freie Berufe: „Vorwürfe gehen ins Leere“

Rechtsanwälte und Notare wehren sich ge-
gen eine IHS-Studie, die ihnen hohe Preise
und monopolistische Strukturen vorwirft.

Wien (maf). „Wir wissen, daß sich in
unserem Berufsstand einiges ändern muß,
und sind auch bereit dazu“, erklärte
Georg Weißmann, Präsident der Notari-
atskammer, am Montag bei einer Presse-
konferenz. Wogegen sich Weißmann aber
gemeinsam mit Anwaltskammerpräsident
Klaus Hoffmann wehrt, ist die Kritik, die
vom Institut für Höhere Studien (IHS) an
den Freien Berufen geübt wurde.

Das IHS hatte Wohlstandsverluste der Kon-
sumenten durch zu hohe Preise geortet,
und bei den Anwälten Umsätze festgestellt,
die doppelt so hoch seien als in anderen
Ländern. Schuld daran sei die mangelnde
Liberalisierung der Berufsgruppe. Hoff-
mann kontert seinerseits mit Studien: In
Österreich würden nur 0,6 Prozent des
Bruttosozialproduktes für Rechtskosten aus-
gegeben, in den „liberalen“ USA dage-
gen 2,6 Prozent. Und auch die hohen Ein-
kommen seien zu relativieren: Die breite
Masse, nämlich 60 Prozent der Anwälte,
verdiene im Jahr im Schnitt 750.000 Schil-
ling (54.150 Euro) vor Steuern.

Auch andere Vorwürfe des IHS seien
falsch. So sei das Werbeverbot längst auf-
gehoben, und das Recht, Filialen zu grün-
den, wird es ab Jänner geben.

Der Zugang zum Beruf des Notars soll ein-
facher werden, meint Weißmann. Derzeit
muß ein Berufsanwärter 17 Jahre warten,
bis er selbst ein Notariat eröffnen kann.
Durch eine Ausweitung der Notariatsstel-
len von derzeit 410 auf 463 im Jahr 2002
soll die Wartefrist auf 12 Jahre sinken. An-
wälte können weiterhin nach fünf Jahren
Berufspraxis und abgelegter Prüfung eine
eigene Kanzlei eröffnen.

Die Presse, Economist

vom 24. Oktober 1998

Empörung bei Rechtsanwälten

WIEN. Auf harschen Widerspruch stößt
eine Studie des Instituts für Höhere Studien
(IHS) und ihre Wiedergabe in einer Presse-
konferenz der Wirtschaftskammer Öster-
reich bei der österreichischen Rechtsan-
waltschaft. Aufregung herrscht über die
Aussage der Studie, daß die Dienstleistun-
gen der Rechtsanwälte marktwirtschaft-
lichen Kriterien unterliegen sollten. „Die
Tätigkeit des Rechtsanwaltes ist nicht eine
Ware wie jede andere und nicht aus-
tauschbar am Markt verfügbar“, meint
Klaus Hoffmann, Präsident des Rechts-
anwaltskammertages.

Kronen-Zeitung

vom 3. November 1998

Die freien Berufe wehren sich

gegen die IHS-Vorwürfe

Notare, Anwälte betonen Rechtssicherheit

Wien. – Die freien Berufe wehren sich
gegen Vorwürfe, die in einer Studie des
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IHS vorgebracht wurden. Dort wurden die
Restriktionen beim Zutritt zum Beruf kritisiert
und die daraus folgenden hohen Preise für
die Dienstleistungen in diesen Bereichen.

Für Notariatspräsident und Vorsitzenden
der freien Berufe Georg Weißmann sind
die Schlüsse der IHS-Studie aus der Luft
gegriffen. „Die hohen Kosten“, so Weiß-
mann, beruhen zu einem guten Teil auf
Steuern und öffentlichen Gebühren, die
Kosten, etwa der Rechtsberatung, machten
in Österreich nur einen Bruchteil jener in
den völlig liberalisierten USA aus. Das
hohe Ausbildungsniveau von Notaren und
Anwälten gewähre den Konsumenten
Rechtssicherheit, so seien Grundbuch und
Firmenbuch in Österreich international bei-
spielgebend.

Die Presse

vom 23. Oktober 1998

Klagen gegen Pfuschgesetz

Als verfassungswidrig bezeichnen Öster-
reichs Rechtsanwälte Teile des Entwurfs
zur Bekämpfung der Schwarzarbeit.

Wien (red.) Der Österreichische Rechts-
anwaltskammertag übt massive Kritik am
Gesetzesentwurf zur Bekämpfung der
Schwarzarbeit. Wie Anwalt Georg Grie-
ßer erläuterte, räumt das Gesetz den Be-
hörden „polizeistaatliche Befugnisse“ ein,

die rechtsstaatlichen Standards widersprä-
chen und verfassungswidrig seien. Beson-
dere stoßen sich die Anwälte daran, daß
sich Kontrollorgane Zutritt zu jeder Arbeits-
stelle verschaffen können, und zwar auch
außerhalb von Betrieben. „Es kann sich
also durchaus um Wohnungen handeln,
die aufgrund eines Verdachtes durch Kon-
trollorgane betreten und überprüft werden
können“, so die Anwälte in ihrer Stellung-
nahme zum Entwurf.

Kritisiert wird auch der drohende Verfall
von Eigentum unbeteiligter Personen und
die Abschöpfung des wirtschaftlichen Vor-
teils als illegaler Erwerbstätigkeit, die
ohne jede Rücksicht auf ein Verschulden
jeden treffen könne, der aus Schwarz-
arbeit „einen Vorteil zieht“.

Kurier

vom 4. November 1998

Offensive gegen sexuelle Gewalt

an Kindern in NÖ

Rechtsanwälte helfen Opfern gratis bei Gericht

Niederösterreich macht mobil gegen den
sexuellen Mißbrauch von Kindern: Lan-
deshauptmann-Stellvertreterin Liese Prokop
stellte am Dienstag ein Maßnahmenpaket
vor, das unter anderem den Ausbau von
Kinderschutzzentren und eine Gratis-Ver-
tretung von Opfern durch Rechtsanwälte
vorsieht.

Aufgrund der steigenden Zahl von Fällen
bei der Niederösterreichischen Kinder-
und Jugendanwaltschaft (rund 2000 in
den vergangenen beiden Jahren) habe
man Handlungsbedarf, erklärte die Politi-
kerin. Ab 1999 sollen in Niederösterreich
drei neue Kinderschutzzentren nach dem
Modell des Vereins „Die Möwe“ gebaut
werden. Bisher existiert nur in St. Pölten
eine solche Einrichtung, wo Opfer sexu-
ellen Mißbrauchs fachgerechte Betreuung
finden.

In Neunkirchen, Mistelbach sowie im Raum
Amstetten sind weitere derartige Einrich-
tungen geplant.

Krankenhäuser mit Kinderabteilungen sol-
len künftig über „Kinderschutzgruppen“
verfügen. Neben Medizinern werden dann
auch Psychologen und Sozialarbeiter zur
Betreuung der Opfer zur Verfügung stehen,
so Prokop.

Prokop und die NÖ Rechtsanwaltskammer
unterzeichneten überdies einen Vertrag,
in dem sich Rechtsanwälte verpflichten,
Opfer von sexuellem Mißbrauch unentgelt-
lich vor Gericht zu vertreten. Bisher haben
sich 60 Advokaten bereiterklärt, auf diese
Weise Kindern und Jugendlichen zu helfen.

Ein Leitfaden, der über Hilfsinstitutionen in-
formiert, ist kostenlos im NÖ Jugendreferat
zu bestellen: Tel 02742/200-3382.

Ähnlich berichteten die Presse und die
Wiener Zeitung.
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Disziplinarrecht
7548

§ 10 RAO – unechte Doppelvertretung
§ 3 DSt – mangelnde Strafwürdigkeit?

Ein RA, der einen Bankkunden gegen eine Bank
vertritt, die er selbst gleichzeitig in einer anderen
Rechtssache vertritt, begehrt das DisVergehen
der unechten Doppelvertretung.

Wenn der Bankkunde vom Besch befragt wird,
ob es ihn störe, daß dieser (ansonsten) die Bank
vertrete, kann von einem geringfügigen Ver-
schulden keine Rede sein, weil dem Besch das
Vorliegen einer Doppelvertretung bewußt war.
In der unechten Doppelvertretung liegt grund-
sätzlich ein gravierendes disziplinäres Fehlver-
halten des RA.

§ 3 DSt war nicht anzuwenden, weil das Ver-
schulden des gegen das betreffende Verbot ver-
stoßenden RA nicht erheblich hinter dem typi-
schen Verschulden derartiger Verstöße zurück-
bleibt.

OBDK 29. 6. 1998, 6 Bkd 6/97 in D 237/95 des DR der RAK
Wien

Aus den Gründen:

Der DR ist zutreffend davon ausgegangen, daß es der vom Besch
gewünschten weiteren Feststellungen sowie der Aufnahme der von
ihm beantragten Beweise nicht bedarf. Der entscheidungsrelevante
Sachverhalt, wonach der Besch gleichzeitig sowohl die Bank X als
auch AB gegen die Bank X vertreten hat, blieb unbestritten. Mag
auch der Besch die Vertretung der Bank X zu AZ . . . wegen des
Zeitdruckes der bevorstehenden ersten Tagsatzung vom 8. 3.
1995 übernommen haben, so bestand eine derartige Zwangssi-
tuation zum Zeitpunkt der Übernahme des Mandates für AB gegen
die Bank X nicht mehr. Es wäre dem Besch freigestanden, das Voll-
machtsverhältnis zur Bank X durch Vollmachtskündigung zu lösen;
er hat aber – ohne von dieser ihm offenstehenden Möglichkeit Ge-
brauch zu machen – die Vertretung des AB gegen die Bank X über-
nommen.
Die Anwendung der Bestimmung des § 3 DSt – ein an sich vorlie-
gendes DisVergehen nicht zu verfolgen – hat zur Voraussetzung,
daß das Verschulden des RA geringfügig ist und sein Verhalten kei-
ne oder nur unbedeutende Folgen nach sich gezogen hat.
Im vorliegenden Fall kann keine Rede davon sein, daß das Ver-
schulden des Besch geringfügig wäre. Ihm war vielmehr das Vor-

liegen einer Doppelvertretung bewußt, weil er ja AB ausdrücklich
befragt hat, ob es diesen störe, daß er die Bank X vertrete. Eine
gleiche Frage hat der Besch an die Bank nicht gerichtet, sodaß es
dazu kam, daß die Bank – als ihr der Umstand zur Kenntnis kam,
daß der Besch die Vertretung des AB gegen sie übernommen hat –
das Vollmachtsverhältnis aufkündigte.

Nach gefestigter Standesauffassung und stRsp der OBDK (AnwBl
1988/341, 1984/272, 1982/623, 1982/574 ua) liegt in der
unechten Doppelvertretung grundsätzlich ein gravierendes (6 Bkd
1/95) disziplinäres Fehlverhalten des RA. Bei der Gewichtung des
Verschuldens unter dem Aspekt des § 3 DSt – dessen Anwendung
bei keiner Berufspflichtenverletzung generell ausgeschlossen ist –
kommt es stets auf die Umstände des Einzelfalles an. Lassen diese
erkennen, daß das Verschulden des gegen das betreffende Verbot
verstoßenden RA erheblich hinter dem typischen Verschulden der-
artiger Verstöße zurückbleibt, so ist das Verschulden als geringfü-
gig einzustufen (6 Bkd 1/95). Bei dem in der Berufung zitierten Erk
12 Bkd 3/93 wurde berücksichtigt, daß der dortige Besch jeman-
den vor dem BG f HS Wien mit einer Reihe anderer Kläger vertre-
ten hatte, ein persönliches Vertrauensverhältnis des Besch zu je-
nem nicht vorlag, der DB nach relativ kurzer Zeit der Doppelvertre-
tung das Vertretungsverhältnis zu seinem Mandanten beendete
und diesem kein Schaden erwuchs. Dieser Fall ist also mit der vor-
liegenden Sache nicht vergleichbar, in welcher sich der Besch
bewußt auf eine Doppelvertretung einließ. Im Erk 6 Bkd 1/95
fiel dem Besch bloße Fahrlässigkeit in der Organisation des Betrie-
bes der Kanzlei, in welcher zwei RAe tätig sind, zur Last, sodaß
von einem noch geringfügigen Verschulden ausgegangen werden
konnte.

Anmerkung:

Einmal mehr betont hier die OBDK, daß eine (hier: unechte) Dop-
pelvertretung grundsätzlich ein gravierendes DisDelikt ist, bei dem
es aber stets auf die Umstände des Einzelfalles ankommt und sogar
die Anwendung des § 3 DSt keineswegs generell ausgeschlossen
ist. Da der Besch den Klienten sinngemäß gefragt hat, ob ihn die
Doppelvertretung „stört“ – wobei ein blauäugiges „Nein“ höch-
stens ein Milderungsgrund sein kann, aber die objektive Tatbe-
standsmäßigkeit nicht ausschließt – konnte der Besch sich nicht
mehr auf ein Versehen, Irrtum, Vergeßlichkeit oder dgl berufen.
Das Bewußtsein der Doppelvertretung bedeutet auch dann beding-
ten Vorsatz, wenn er die andere Partei (Bank) nicht gefragt hat, ob
dort Bedenken gegen die Vertretung des Bankkunden gegen die
Bank bestünden. Der Störfall hat jedenfalls dazu geführt, daß die
Bank dem Besch die beabsichtigte weitere Vertretung in mehreren
anderen Causen, die vorher ein anderer (jetzt ehemaliger) RA
geführt hat, nicht übertragen hat. Diese Konsequenz ist ein klassi-
scher Fall des Vertrauensverlustes durch Doppelvertretung.

Quidquid agis, prudenter agas et respice finem!

Strigl
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Standesrecht
7549

§ 30 Abs 1 RAO – Eintragung in die ReAA-Liste
§ 30 Abs 3 RAO – Vertrauenswürdigkeit
§ 2 RPG – Eintritt in die Gerichtspraxis

Die Erfüllung der zur Eintragung in die Liste der
ReAA vorgeschriebenen Bedingung „der zum
Eintritt in die Gerichtspraxis vorgeschriebenen
Erfordernisse“ (§ 30 RAO) soll bewirken, daß für
die Schöpfung einer anrechenbaren Praxis eines
ReAA bei einem RA die gleichen Voraussetzun-
gen wie für die Zulassung zur Gerichtspraxis
vorliegen, weil beide Praxisarten zu der jeweils
zwingend vorgeschriebenen Mindestverwen-
dung iSd § 2 Abs 2 RAO zählen. Das Erfordernis
der Vertrauenswürdigkeit in § 30 Abs 3 RAO
hinwieder findet sein Gegenstück in § 5 Abs 2
RAO, weil derjenige, der eine Handlung began-
gen hat, die ihn des Vertrauens unwürdig macht,
nicht nur nicht in die Liste der RAe, sondern auch
schon nicht in die Liste der ReAA eingetragen
werden soll.

Da gem § 2 RPG von der Gerichtspraxis ua Per-
sonen ausgeschlossen sind, gegen die wegen ei-
nes Verbrechens ein Strafverfahren anhängig
ist – wobei die „Einleitung“ derselben schon bei
Führung gerichtlicher Vorerhebungen besteht –
ergibt sich im Hinblick auf die Art dieses Aus-
schlußgrundes für die Gerichtspraxis, daß den
Besch das gegen ihn anhängige Strafverfahren
überdies auch des Vertrauens unwürdig macht
(§ 30 Abs 3 RAO). Damit fehlt die Vertrauens-
würdigkeit auch als Voraussetzung für die Ein-
tragung in die Liste der ReAA, weil sie auch für
die Zulassung zur Gerichtspraxis gefordert wird.

OBDK 12. 12. 1997, Bkv 3/97

Aus den Gründen:

Gem § 30 Abs 1 RAO ist, um die Eintragung in die Liste der ReAA
zu erwirken, beim Eintritt in die Praxis bei einem RA die Anzeige
an den Ausschuß der zuständigen RAK unter Nachweisung der
österreichischen Staatsbürgerschaft und der Erfüllung der zum Ein-
tritt in die Gerichtspraxis vorgeschriebenen Erfordernisse zu erstat-

ten; diese Praxis – gemeint: die als zur Ausübung der RA-schaft er-
forderliche praktische Verwendung bei einem RA – wird erst von
dem Tag des Einlangens dieser Anzeige gerechnet. Gem § 30
Abs 4 RAO ist die Eintragung in die Liste zu verweigern, wenn der
Bewerber eine Handlung begangen hat, die ihn des Vertrauens un-
würdig macht; der Ausschuß hat die etwa notwendigen Erhebun-
gen zu pflegen und, wenn die Eintragung verweigert werden soll,
den Bewerber vorher einzuvernehmen. Dem bei einem RA in Ver-
wendung stehenden ReAA ist gem § 15 Abs 4 RAO vom Ausschuß
der RAK eine LU zum Nachweis der Substitutions- und Vertretungs-
befugnis auszustellen, wobei dies nach ständiger Judikatur der
OBDK die zumindest gleichzeitige Eintragung des Betreffenden in
die Liste der ReAA voraussetzt.

Da sohin der Eintragung in die Liste der ReAA folgenschwere Be-
deutung zukommt, weil zum einen erst ab Eintragung die prakti-
sche Verwendung bei einem RA als anrechenbare Praxis iSd § 2
RAO anerkannt wird und zum anderen nur für einen in die Liste
eingetragenen Anwärter eine LU ausgestellt werden darf, hat der
Gesetzgeber die Eintragung an besondere Voraussetzungen ge-
knüpft:

1. Nachweis der österreichischen Staatsbürgerschaft,

2. Erfüllung der zum Eintritt in die Gerichtspraxis vorgeschriebe-
nen Erfordernisse,

3. Vertrauenswürdigkeit.

Die Bedingung der Erfüllung der zum Eintritt in die Gerichtspraxis
vorgeschriebenen Erfordernisse soll bewirken, daß für die Schöp-
fung einer anrechenbaren Praxis eines ReAA bei einem RA die
gleichen Voraussetzungen wie für die Zulassung zur Gerichtspra-
xis erfüllt werden, weil beide Praxisarten zu der jeweils vorge-
schriebenen Mindestverwendung iSd § 2 Abs 2 RAO zählen. Das
Erfordernis der Vertrauenswürdigkeit in § 30 Abs 3 RAO hinwie-
der findet sein Gegenstück in § 5 Abs 2 RAO, weil derjenige, der
eine Handlung begangen hat, die ihn des Vertrauens unwürdig
macht, nicht nur nicht in die Liste der RAe, sondern auch schon
nicht in die Liste der ReAA eingetragen werden soll.

Gem § 2 Abs 2 Z 3 Rechtspraktikantengesetz (RPG) sind von der
Gerichtspraxis unter anderem Personen ausgeschlossen, gegen
die wegen eines Verbrechens ein Strafverfahren anhängig ist. Ob
dieser Ausschlußgrund, der im Hinblick auf § 30 Abs 1 RAO auch
für die Entscheidung über den Antrag auf Eintragung in die Liste
der ReAA relevant ist, vorliegt, hat der über den Eintragungsantrag
entscheidende Ausschuß der RAK eigenständig zu prüfen. Eine
diesbezüglich gegebenenfalls bereits ergangene Entscheidung des
Präsidenten des OLG ist zwar für den Ausschuß nicht bindend, ihr
kommt aber für die Entscheidung des Ausschusses insofern Bedeu-
tung zu, als sie das Vorliegen des in Rede stehenden Ausschluß-
grundes jedenfalls indiziert, sofern nicht aufgrund der Aktenlage
Bedenken gegen die Richtigkeit der Entscheidung des Präsidenten
des OLG bestehen. Da die Berufungswerber selbst darauf Bezug



770 AnwBl 1998/12

Rechtsprechung

nehmen, daß gegen den Berufungswerber – wenngleich ihrer An-
sicht nach bloß formal – ein Strafverfahren wegen des Verdachts
eines Verbrechens anhängig ist, und ein gerichtliches Strafverfah-
ren schon dann „eingeleitet“ ist, wenn gerichtliche Vorerhebungen
geführt werden (vgl SSt 60/2 ua), wobei – wie die OBDK erhoben
hat – dieses Strafverfahren nach wie vor anhängig ist, bestehen
gegen die Annahme des in Rede stehenden Ausschlußgrundes
auch aus der Sicht der rechtsanwaltschaftlichen Standesbehörde
keine Bedenken.

Erfüllt der Bewerber um die Eintragung in die Liste der ReAA we-
gen des Vorliegens des Ausschlußgrundes des § 2 Abs 2 Z 3 RPG
nicht die zum Eintritt in die Gerichtspraxis vorgeschriebenen Erfor-
dernisse, so ergibt sich im Hinblick auf die Art dieses Ausschluß-
grundes eo ipso, daß ihn dies iSd § 30 Abs 3 RAO des Vertrauens
unwürdig macht.

Für die Vertrauenswürdigkeit eines RA (und daher auch eines
ReAA) ist ganz allgemein entscheidend, ob sein gesamtes berufli-
ches und charakterliches Verhalten eine in jeder Hinsicht korrekte
und absolut verläßliche Berufsausübung insbesondere in Geldan-
gelegenheiten und bei der Besorgung derartiger Angelegenheiten
für andere erwarten läßt. Der Verdacht eines Verhaltens des Eintra-
gungswerbers, das den Tatbestand eines der Deliktsfälle des Ver-
gehens der fahrlässigen Krida erfüllt, ist – solange das Verfahren
anhängig ist – geeignet, Zweifel in das Vertrauen einer in jeder
Hinsicht korrekte und absolut verläßliche Berufsausübung zu er-
wecken und macht den Betreffenden demnach des Vertrauens
(nicht nur als RA, sondern auch bereits) als ReAA unwürdig. Wür-
de gegen einen bereits eingetragenen ReAA wegen eines derarti-
gen Verdachts ein gerichtliches Strafverfahren anhängig sein, so
könnte dies der Anlaß dafür sein, gegen ihn gem § 19 Abs 3 Z 2
DSt 1990 die einstw Maßn der Entziehung des Rechts, einen RA
vor bestimmten oder allen Gerichten oder Verwaltungsbehörden
zu vertreten, zu beschließen. Weil in einem solchen Fall auch die
Anrechenbarkeit einer bloßen „Büropraxis“ bei einem RA iSd § 2
RAO zweifelhaft ist, ist der Berufungswerber nicht schlechter
gestellt, wenn er mangels Vertrauenswürdigkeit erst gar nicht in die
Liste der ReAA eingetrgen wird.

Anmerkung:

Üblicherweise wird das „Gerichtsjahr“ vor Beginn einer Konzi-
piententätigkeit absolviert; es geht aber auch andersherum und so-
gar dazwischen. In jedem Fall müssen aber bei Ersteintragung in
die Liste der ReAA die für die Gerichtspraxis gesetzlich vorge-
schriebenen Erfordernisse auch dann erfüllt sein, wenn im konkre-
ten Fall die Gerichtspraxis noch gar nicht stattgefunden hat. § 30
Abs 1 RAO verweist diesbezüglich auf den Inhalt des § 2 RPG.
Überdies muß bei Ersteintragung in die Liste der ReAA auch die
Vertrauenswürdigkeit vorliegen (§ 30 Abs 3 RAO), also genau so
wie dann später bei Eintragung in die Liste der RAe (§ 5 Abs 2
RAO).

Wenn ein ReAA seine Ausbildung als Konzipient unterbricht und
einen anderen Beruf ausübt (und aus der Liste der ReAA gelöscht
wird), ist im Falle seiner „Wiederbetätigung“ als ReAA anläßlich
der – neuerlichen – Eintragung in die Liste der ReAA die Vertrau-
enswürdigkeit abermals zu prüfen. Auch das ist genau so wie bei
einem RA, bei dem die Berechtigung zur Ausübung der RA-schaft
in den Fällen des § 34 RAO oder durch den Vollzug der DisStrafe
der Streichung von der Liste (der RAe) erloschen ist. Hingegen ist
de lege lata nach Beendigung des Vollzuges einer zB einjährigen
Untersagung der Ausübung der RA-schaft durch ein DisErk eine
Prüfung der Vertrauenswürdigkeit durch den Ausschuß nicht vorge-
sehen.

Das vorliegende Erk stellt klar, daß zumindest während der Anhän-
gigkeit eines gerichtlichen Strafverfahrens wegen eines Verbre-
chens nicht nur keine Zulassung zur Gerichtspraxis, sondern auch
keine Eintragung in die Liste der ReAA stattfinden kann, weil die
Prüfung der Vertrauenswürdigkeit erst nach Beendigung, dh nach
dem Ergebnis des gerichtlichen Strafverfahrens, abschließend mög-
lich ist.

Strigl

Exekutionsrecht
7550

§ 39 – EO
Wird im Titelverfahren die Wiedereinsetzung in
die Frist zur Erhebung der Berufung bewilligt, so
ist das Exekutionsverfahren gem § 39 Abs 1 Z 1
EO und daher nur über Antrag einzustellen.

LG Wels 27. 2. 1997, 22 R 60/97y

Aus der Begründung:

Mit Beschluß des ErstG vom 17. 10. 1996 wurde der betreiben-
den Partei antragsgemäß aufgrund des vollstreckbaren Urteils vom
15. 7. 1996 wider die Verpflichtete die zwangsweise Räumung
der im Haus G, B-Straße 4, im 3. Stock gelegenen Wohnung
Nr 10, und weiters zur Hereinbringung der Kosten und der Exeku-
tionsantragskosten die Fahrnis- und Forderungsexekution nach
§ 294a EO bewilligt. Hinsichtlich der Fahrnis- und Forderungsexe-
kution wurde sodann ein neuer Akt angelegt und dieses Verfahren
mit Beschluß vom 25. 10. 1996 gem § 44 JN dem BG Klosterneu-
burg überwiesen.

Mit Eingabe vom 4. 11. 1996 stellte die verpflichtete Partei im
Titelprozeß den Antrag auf Bewilligung der Wiedereinsetzung in
den vorigen Stand gegen die Versäumung der Berufungsfrist
gegen den Exekutionstitel. Unter einem stellte sie den Antrag, die
bewilligte Räumungsexekution bis zur Rechtskraft des Beschlusses,
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mit dem über ihren Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand gegen die Versäumung der Berufungsfrist entschieden wird,
bzw bis zur rechtskräfigen Erledigung des sich daran allenfalls an-
schließenden Verfahrens vor der zweiten Instanz, dem Landesge-
richt Wels, bzw bis zur rechtskräftigen Erledigung des sich daran
allenfalls anschließenden zweiten Verfahrensganges vor dem Be-
zirksgericht Grieskirchen als erster Instanz aufzuschieben und
nach Rechtskraft einzustellen.

Mit Beschluß vom 13. 11. 1996 beraumte das Erstgericht darauf-
hin den für 22. 11. 1996 festgesetzten Räumungstermin ab und
sprach weiters aus, daß über den Aufschiebungsantrag nach
Rechtskraft des Beschlusses vom 12. 11. 1996 über die Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung der Frist
zur Erhebung der Berufung gegen das Urteil vom 15. 7. 1996 ent-
schieden wird.

Mit dem nunmehr angefochtenen Beschluß stellte das ErstG von
Amts wegen die Räumungsexekution gem § 39 Abs 1 Z 9 EO ein.
Weiters wurden die mit Beschluß vom 17. 10. 1996 bestimmten
Exekutionskosten der betreibenden Partei gem § 75 EO aberkannt.
Das ErstG begründete diese Entscheidung damit, daß die Bewilli-
gung der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand auch die Aufhe-
bung der Bestätigung der Rechtskraft und Vollstreckbarkeit in sich
berge und das Exekutionsverfahren daher einzustellen gewesen
sei. Weiters seien der betreibenden Partei alle bereits zuerkannten
Kosten abzuerkennen gewesen, weil gem § 75 EO der betreiben-
de Gläubiger keinen Anspruch auf Ersatz der gesamten bis zur Ein-
stellung der Exekution aufgelaufenen Kosten hat, wenn das Exeku-
tionsverfahren nach Aufhebung der Vollstreckbarkeitsbestätigung
eingestellt wird.

Gegen diesen Beschluß richtet sich der rechtzeitige Rekurs der be-
treibenden Partei mit dem Antrag, diesen ersatzlos aufzuheben
und die verpflichtete Partei zum Kostenersatz des Rekursverfahrens
zu verpflichten.

Dem Rekurs kommt Berechtigung zu.

Die betreibende Partei macht in ihrem Rekurs primär geltend, daß
eine Einstellung der Exekution nicht nach § 39 Abs 1 Z 9 EO, son-
dern allenfalls gem § 39 Abs 1 Z 1 EO erfolgen hätte können, wo-
zu es allerdings gem § 39 Abs 2 EO eines Antrages bedurft hätte.
Da seitens der verpflichteten Partei lediglich ein Aufschiebungsan-
trag gestellt wurde, sei die Einstellung von Amts wegen und damit
auch die Aberkennung des Kostenzuspruchs zu Unrecht erfolgt.
Diesen Ausführungen kann Berechtigung nicht abgesprochen wer-
den.

Der vom ErstG herangezogene Einstellungsgrund nach § 39 Abs 1
Z 9 EO liegt dann vor, wenn die erteilte Bestätigung der Vollstreck-
barkeit rechtskräftig aufgehoben wurde. Demgegenüber ist die
Exekution nach § 39 Abs 1 Z 1 EO, und zwar gem § 39 Abs 2 EO
nur auf Antrag, einzustellen, wenn der ihr zugrundeliegende Exe-
kutionstitel durch rechtskräftige Entscheidung für ungültig erkannt,

aufgehoben oder sonst für unwirksam erklärt wurde. Nach im we-
sentlichen einhelliger Meinung wird, wenn das Gericht dem Ver-
pflichteten die Wiedereinsetzung bewilligt, damit der der Exekuti-
on zur Befriedigung zugrundeliegende Exekutionstitel durch eine
rechtskräftige Entscheidung iSd § 39 Abs 1 Z 1 EO für unwirksam
erklärt, da ihm die Vollstreckbarkeit entzogen wurde (SZ 56/13;
Heller/Berger/Stix I 502; Fink, Die Wiedereinsetzung in den vori-
gen Stand im Zivilprozeßrecht, 176ff; Rechberger/Simotta, Exeku-
tionsverfahren2 Rz 288; Feil, Exekutionsordnung4 Rz 7 zu § 39;
Gitschthaler in Rechberger, Kommentar zur ZPO, Rz 4 zu § 154
ua). Daraus folgt, daß jedenfalls dann, wenn – wie im vorliegen-
den Fall – vom Titelgericht nach Bewilligung der Wiedereinsetzung
gegen die Versäumung der Berufungsfrist die erteilte Bestätigung
der Vollstreckbarkeit des Urteils nicht iSd § 7 Abs 3 EO – auf An-
trag oder von Amts wegen – aufgehoben wird, die aufgrund die-
ses Urteils bereits eingeleitete Exekution nicht von Amts wegen ein-
gestellt werden kann, selbst wenn dem Exekutionsgericht die
Rechtslage bekannt ist, sondern hiefür vielmehr ein Einstellungsan-
trag an das Exekutionsgericht Voraussetzung ist (Heller/Berger/
Stix I 495; Fink, aaO 176; Fasching, Kommentar II 745f; Rechber-
ger/Simotta aaO; GlUNF 4923).

Im vorliegenden Fall wurde von der verpflichteten Partei aber aus-
drücklich nur die Aufschiebung der Exekution bis zur rechtskräfti-
gen Entscheidung über ihren Wiedereinsetzungsantrag und nicht
auch die Einstellung der Exekution für den Fall der Bewilligung der
Wiedereinsetzung beantragt, sodaß mangels eines darauf abzie-
lenden Antrages der verpflichteten Partei eine Einstellung der Exe-
kution nach § 39 Abs 1 Z 1 EO nicht in Betracht kommt. Die Ein-
stellung der Exekution wurde von der verpflichteten Partei aus-
schließlich für den Fall der rechtskräftigen (klagsabweisenden) Er-
ledigung des Titelverfahrens beantragt, wobei im Zeitpunkt der Be-
schlußfassung des ErstG (6. 2. 1997) über die Berufung der Ver-
pflichteten im Titelverfahren überhaupt nocht nicht entschieden
war.

Zusammenfassend waren daher im Zeitpunkt der erstgerichtlichen
Beschlußfassung die Voraussetzungen für die Einstellung der Räu-
mungsexekution weder nach § 39 Abs 1 Z 1 EO noch nach § 39
Abs 1 Z 9 EO gegeben und kommt daher zum gegenwärtigen Zeit-
punkt auch eine Kostenaberkennung iSd § 75 EO (noch) nicht in
Betracht, sodaß in Stattgebung des Rekurses der betreibenden Par-
tei der angefochtene Beschluß zur Gänze ersatzlos aufzuheben
war.

Wird im Titelverfahren die Wiedereinsetzung in
die Frist zur Erhebung der Berufung bewilligt, so
ist das Exekutionsverfahren gem § 39 Abs 1 Z 9
EO und daher auch von Amts wegen einzustellen.

LGZ Wien 27. 6. 1997, 46 R 10/97d
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Aus der Begründung:

Mit Beschluß vom 17. 10. 1996 bewilligte das Bezirksgericht
Grieskirchen der betreibenden Partei wider die verpflichtete Partei
aufgrund des Urteiles dieses Gerichtes vom 15. 7. 1996 zum
einen die Räumungsexekution hinsichtlich der Wohnung in G,
B-Straße 4, III. Stock, Tür 10, andererseits zur Hereinbringung einer
vollstreckbaren Forderung (Kosten) die Forderungsexekution nach
§ 294a EO sowie die Fahrnisexekution.

Mit Beschluß vom 25. 10. 1996 erklärte sich das Bezirksgericht
Grieskirchen für unzuständig und überwies das Exekutionsver-
fahren (offenbar nur hinsichtlich der Forderungsexekution nach
§ 294a EO sowie der Fahrnisexekution) gem § 44 JN an das Be-
zirksgericht Klosterneuburg.

Mit Beschluß vom 12. 11. 1996 bewilligte das Bezirksgericht
Grieskirchen im Titelverfahren der beklagten Partei (verpflichteten
Partei) die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Ver-
säumung der Frist zur Erhebung der Berufung gegen das Urteil
vom 15. 7. 1996.

Mit dem angefochtenen Beschluß wies das ErstG den Antrag der
verpflichteten Partei vom 21. 11. 1996 auf Aufschiebung der Exe-
kution gem § 252j EO ab, stellte das Exekutionsverfahren hinsicht-
lich der Forderungsexekution gem § 294a EO sowie hinsichtlich
der Fahrnisexekution gem § 39 Abs 1 Z 9 EO ein und aberkannte
der betreibenden Partei die Kosten des Exekutionsverfahrens gem
§ 75 EO.

Nur gegen die Einstellung des Exekutionsverfahrens sowie hinsicht-
lich der Aberkennung der Kosten richtet sich der Rekurs der betrei-
benden Partei.

Gem § 39 Abs 1 Z 9 EO ist die Exekution unter gleichzeitiger Auf-
hebung aller bis dahin vollzogenen Exekutionsakte einzustellen,
wenn die erteilte Bestätigung der Vollstreckbarkeit rechtskräftig
aufgehoben wurde. Wie aus dem Titelakt hervorgeht, ist der
Beschluß des Bezirksgerichtes Grieskirchen vom 12. 11. 1996 in
Rechtskraft erwachsen. Wie bereits das Erstgericht zutreffend aus-
geführt hat, gilt mit der Bewilligung der Wiedereinsetzung auch
die Bestätigung der Vollstreckbarkeit als aufgehoben. Die Exeku-
tion ist daher gem § 39 Abs 1 Z 9 EO von Amts wegen (§ 39
Abs 2 EO) einzustellen. Eine Einstellung gem § 39 Abs 1 Z 1 EO
(über Antrag, welcher nicht vorliegt) kommt schon deshalb nicht in
Betracht, da nach dieser Gesetzesstelle die Exekution nur dann ein-
zustellen ist, wenn der ihr zugrundeliegende Exekutionstitel durch
rechtskräftige Entscheidung für ungültig erkannt, aufgehoben oder
sonst für unwirksam erklärt wurde. Keiner dieser Fälle liegt vor, es
wurde lediglich die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen
die Versäumung der Frist zur Erhebung der Berufung bewilligt.
Diese Rechtsansicht steht nicht in Widerspruch zu Heller/Berger/
Stix I 502: In dem dort behandelten Fall war dem Beklagten die
Wiedereinsetzung gegen die Versäumung der Berufungsfrist bewil-
ligt worden, worauf die zweite Instanz das Urteil, aufgrund dessen

der Kläger bereits Exekution führte, ohne Vorbehalt der Rechtskraft
aufhob. Der Oberste Gerichtshof vertrat damals die Ansicht, daß
der nicht anfechtbare Beschluß des Berufungsgerichtes die rechts-
kräftige Aufhebung des Titels bilde.

Die Autoren vertreten dazu die Ansicht, daß in Wirklichkeit das Ur-
teil schon durch die Wiedereinsetzung gegen die Versäumung der
Berufungsfrist unvollstreckbar wurde, es sei in seiner Eigenschaft
als Exekutionstitel iS der Z 1 (§ 1 EO!) rechtskräftig für unwirksam
erklärt worden.

Der Titel hat die Rechtskraft und Vollstreckbarkeit verloren; die An-
wendung des § 39 Abs 1 Z 9 EO ist daher geboten.

Anmerkung zu LG Wels v 27. 2. 1997, 22 R 60/97y und LGZ
Wien 27. 6. 1997, 46 R 10/97d

1. Es liegen zwei in derselben Sache ergangene Beschlüsse unter-
schiedlicher Rechtsmittelgerichte zur Frage vor, nach welcher Ziffer
des § 39 Abs 1 EO das Exekutionsverfahren einzustellen ist, wenn
im Titelverfahren die Wiedereinsetzung in die Frist zur Erhebung
der Berufung bewilligt wurde.

2. Das LG Wels schloß sich den Rekursausführungen der betrei-
benden Partei an: Die Einstellung sei gem § 39 Abs 1 Z 1 EO iVm
§ 39 Abs 2 EO nur auf Antrag zu bewilligen. Das LGZ Wien nahm
demgegenüber den Standpunkt ein, die Einstellung habe gem
§ 39 Abs 1 Z 9 EO und damit von Amts wegen (§ 39 Abs 2 EO)
zu erfolgen.

3. Nach hL ist im Fall der Wiedereinsetzung zur Erhebung der Be-
rufung im Titelverfahren das Exekutionsverfahren gem § 39 Abs 1
Z 1 EO einzustellen (vgl explizit Neumann/Lichtblau3, 206; ein-
deutig aber auch Heller/Berger/Stix4, 502; vgl auch Feil, EO4

§ 39 Rz 7; Fink, Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand im Zi-
vilprozeß, 176ff; Gitschthaler in Rechberger, ZPO § 154 Rz 4;
Holzhammer, Zwangsvollstreckung4 [1993] 126; Rechberger/Si-
motta, Exekutionsverfahren2 [1992] Rz 288). Soweit ersichtlich
nimmt die Judikatur divergierende Standpunkte ein, wobei voraus-
zuschicken ist, daß die Frage nach dem Einstellungsgrund in den
zitierten Entscheidungen nicht strittig war: Es galt meist die Frage
zu lösen, ob nach Vorliegen eines Einstellungsantrages der ver-
pflichteten Partei in der Kostenfrage dem § 154 ZPO gegenüber
§ 75 EO der Vorzug zu geben sei (zum diesbezüglichen Mei-
nungsstreit vgl etwa Oberhammer, Einstellung der Räumungsexe-
kution infolge eines Wiedereinsetzungsantrages des Verpflichteten
und § 75 EO, WoBl 1993, 129; ders, Judikaturwende bei Exeku-
tionskosten im Wiedereinsetzungsfall? RdW 1994, 202; M. Byd-
linski, Kostenersatz im Zivilprozeß (1992) 344; Gitschthaler in
Rechberger, ZPO § 154 Rz 4; Feil, EO4 § 75 Rz 6a; Rechberger
in Buchegger, Beiträge zum Zivilprozeßrecht IV (1991) 51ff einer-
seits und Fasching, Lehrbuch2 Rz 588; Heller/Berger/Stix4, 752;
GlUNF 4923 = ZBl 1910/224; LGZ Wien 46 R 181/93, abge-
druckt bei Oberhammer, WoBl 1993, 129; LG Linz RPflSlgE
1995/33 mwN aus der Jud andererseits). Der OGH ging in der E
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SZ 56/13, die sich mit der Umwandlung eines Exekutionsverfah-
rens zur Befriedigung in ein solches zur Sicherstellung befaßt, da-
von aus, daß die Einstellung gem § 39 Abs 1 Z 1 EO zu erfolgen
habe. Gleiches tat das LG Linz RPflSlgE 1995/33 (LS falsch!). Hin-
gegen vertritt das LGZ Wien in RPflSlgE 1971/82 und 46 R 181/
93 (abgedruckt bei Oberhammer, WoBl 1993, 129) den Stand-
punkt, die Einstellung habe gem § 39 Abs 1 Z 9 EO zu erfolgen.
Nach LGZ Wien RPflSlgE 1979/171 ist sowohl der Einstellungs-
grund der Z 1 als auch jener der Z 9 des § 39 Abs 1 EO erfüllt.

4. Historisch betrachtet behandelt § 39 Abs 1 Z 9 EO ausschließ-
lich jene Fälle, in denen die Vollstreckbarkeitsbestätigung zu un-
recht erteilt wurde: § 39 Abs 1 Z 9 EO wurde mit der 6. Gerichts-
entlastungsnovelle 1929 (BGBl 1929/222) gleichzeitig mit dem in
§ 7 Abs 3 bis 6 EO geregelten Verfahren über die Aufhebung ei-
ner irrtümlich oder fälschlich erteilten Vollstreckbarkeitsbestätigung
erlassen und hat daher auch nur diesen Fall zum Inhalt (vgl ausführ-
lich Heller/Berger/Stix4, 205ff zu § 7 EO und 514 zu § 39 Abs 1
Z 9 EO). Wurde hingegen der verpflichteten Partei die Wiederein-
setzung in den vorigen Stand zur Erhebung der Berufung bewilligt,
wurde die Rechtskraftbestätigung rechtmäßig erteilt, sodaß § 39
Abs 1 Z 9 EO nicht einschlägig ist. Vielmehr ist mit der einhelligen
Lehre davon auszugehen, daß durch die Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand nicht bloß die Rechtskraftbestätigung, sondern der
Exekutionstitel aufgehoben wurde (explizit Neumann/Lichtblau3,
206; vgl auch Heller/Berger/Stix4, 502; Fink, Wiedereinsetzung,
176). Die in der EO normierten Einstellungsgründe sind im übrigen
nicht taxativ, ähnliche Sachverhalte sind ähnlichen Tatbeständen
zu unterstellen (vgl etwa LGZ Wien RPflSlgE 1990/44; 1984/
139; vgl auch Heller/Berger/Stix4, 515ff). Der Fall der Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand ist auch insoweit mit den anson-
sten unter § 39 Abs 1 Z 1 EO subsumierten Einstellungsgründen
wie insb Urteile über Nichtigkeits-, Wiederaufnahmeklagen oder
Anfechtungsklagen (vgl etwa Heller/Berger/Stix4, 501) vergleich-
bar, als der Wegfall des Exekutionstitels deshalb erfolgte, weil die
verpflichtete Partei gegen diesen Schritte setzte: Es lag zuvor ein
rechtsmäßig ergangener und rechtmäßig für vollstreckbar erklärter
Titel vor, der erst nachträglich durch von der verpflichteten Partei
erhobene Rechtsbehelfe diese Eigenschaft iSd § 1 EO wiederum
verlor. Hingegen liegt im Fall des § 39 Abs 1 Z 9 EO idR ein Irrtum
oder Fehler des Gerichtes vor und ist die Vollstreckbarkeitsbestäti-
gung auch von Amts wegen zu beheben, sodaß die Wiedereinset-
zung keinen ähnlichen Sachverhalt darstellt.

5. Es ergibt sich somit schon aus diesen Überlegungen und aus
§ 39 Abs 2 EO, daß ein Exekutionsverfahren nach erfolgter Wie-
dereinsetzung in die Rechtsmittelfrist des Titelverfahrens nur auf An-
trag eingestellt werden darf. Mit Heller/Berger/Stix4, 495 ist je-
doch darüber hinaus davon auszugehen, daß entgegen dem
Wortlaut des § 39 Abs 2 EO auch eine Einstellung gem § 39
Abs 1 Z 9 EO nur auf Antrag erfolgen darf: Es dürfte anläßlich der
Einfügung der Z 9 in § 39 Abs 1 EO durch die 6. Gerichtsentla-

stungsnovelle 1929 (BGBl 1929/222) übersehen worden sein,
§ 39 Abs 2 EO dahingehend abzuändern, die Z 9 des § 39 Abs 1
EO ebenfalls unter die antragspflichtigen Einstellungsgründe aufzu-
nehmen: Die genannten Autoren führen richtig aus, daß sich die
Antragsbedürftigkeit einer Einstellung gem § 39 Abs 1 Z 9 EO aus
einem auf § 39 Abs 1 Z 1 EO aufbauenden Größenschluß ablei-
ten läßt: Bedarf es eines Antrages, wenn der Titel etwa in Folge ei-
ner Nichtigkeitsklage zur Gänze beseitigt worden ist, so hat dies
erst recht dann zu gelten, wenn bloß die Vollstreckbarkeitsbestäti-
gung aufgehoben wurde (aA Pollak, System des österreichischen
Zivilprozeßrechtes2 (1932) 881, 883; Petschek/Hämmerle/Lud-
wig, Österreichisches Zwangsvollstreckungsrecht (1968) 88: die
Einstellung habe von Amts wegen zu erfolgen, da auch die Voll-
streckbarkeitsbestätigung von Amts wegen zu beheben sei).

6. Der sorgfältig begründeten Rekursentscheidung des LG Wels ist
daher der Vorzug zu geben. Das LGZ Wien irrt hingegen in seiner
Rekursentscheidung doppelt: Der Fall der Wiedereinsetzung in
den vorigen Stand zur Erhebung der Berufung gegen den Exekuti-
onstitel ist weder unter § 39 Abs 1 Z 9 EO zu subsumieren, noch
ist im Fall des § 39 Abs 1 Z 9 EO die Einstellung von Amts wegen
zu beschließen. Soweit das LGZ Wien seine Begründung auf Hel-
ler/Berger/Stix4, 502 und die dort zitierte E zu stützten sucht, ist
entgegenzuhalten, daß die Autoren explizit die gegenteilige Mei-
nung vertreten. Das Zitat „Z 1“ auf § 1 EO, anstatt auf § 39 Abs 1
EO zu beziehen, kann den genannten Autoren nach keiner zuläs-
sigen Interpretationsmethode unterstellt werden. Im übrigen ergibt
sich gerade daraus, daß der Titel in seiner „Eigenschaft als Exeku-
tionstitel“ gem § 1 Z 1 EO rechtskräftig für unwirksam erklärt wur-
de, daß das Exekutionsverfahren gem § 39 Abs 1 Z 1 EO und
nicht gem § 39 Abs 1 Z 9 EO einzustellen ist.

7. Die beiden Entscheidungen zeigen über die eigentliche Proble-
matik hinaus, daß auch als rein akademisch vermutete Fragestel-
lungen unerwartet praktisch relevant werden können. Sie gewin-
nen nicht zuletzt dadurch, daß sie in derselben Sache ergangen
sind und einander widersprechen, ihren juristischen Reiz.

Wolfgang Fromherz

Gebühren- und Steuerrecht
7551

§§ 14 Abs 3, § 31 FinStrG
Nach ständiger Rechtsprechung des VwGH wird
ein Finanzstrafverfahren bereits mit der ersten
Verfolgungshandlung anhängig (§ 31 FinStrG).

Nach der im § 14 Abs 3 FinStrG enthaltenen Be-
griffsbestimmung ist unter einer Verfolgungs-
handlung jede nach außen erkennbare Amts-
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handlung eines Gerichtes, einer Finanzstrafbe-
hörde oder eines im § 89 Abs 2 genannten Or-
gans zu verstehen, die sich gegen eine bestimm-
te Person als den eines Finanzvergehens Ver-
dächtigen, Beschuldigten oder Angeklagten rich-
tet.

Auch ein Amtshilfeersuchen gehört zu einer sol-
chen nach außen erkennbaren Amtshandlung.

VwGH 29. 4. 1998, 98/16/0038

Gemäß § 31 Abs 1 FinStrG erlischt die Strafbarkeit eines Finanz-
vergehens durch Verjährung. Die Verjährungsfrist beginnt, sobald
die mit Strafe bedrohte Tätigkeit abgeschlossen ist oder das mit
Strafe bedrohte Verhalten aufhört. Die Verjährungsfrist beträgt bei
dem dem Bf angelasteten Finanzvergehen der Abgabenhehlerei
5 Jahre (vgl § 31 Abs 2 FinStrG). Nach Abs 4 lit b dieser Geset-
zesstelle wird in die Verjährungsfrist nicht eingerechnet die Zeit,
während der wegen der Tat gegen den Täter ein Strafverfahren
bei Gericht oder bei einer Finanzbehörde anhängig ist.

Nach ständiger Rechtsprechung des VwGH wird ein Finanzstraf-
verfahren bereits mit der ersten Verfolgungsverhandlung anhängig
iS der angeführten Gesetzesstelle (vgl insbesondere die Erk vom
17. 2. 1983, Zl 81/16/0187, Slg 5761/F, und zuletzt vom
1. 10. 1991, Zl 91/14/0096).

Nach der im § 14 Abs 3 FinStrG enthaltenen Begriffsbestimmung
ist unter einer Verfolgungshandlung jede nach außen erkennbare
Amtshandlung eines Gerichtes, einer Finanzstrafbehörde oder ei-
nes im § 89 Abs 2 genannten Organs zu verstehen, die sich gegen
eine bestimmte Person als den eines Finanzvergehens Verdächti-
gen, Beschuldigten oder Angeklagten richtet, und zwar auch
dann, wenn das Gericht, die Finanzstrafbehörde oder das Organ
zu dieser Amtshandlung nicht zuständig war, die Amtshandlung
ihr Ziel nicht erreicht oder die Person, gegen die sie gerichtet war,
davon keine Kenntnis erlangt hat. Wenn sich der Bf dagegen wen-
det, daß auch eine für den Verdächtigen nicht erkennbare Tätig-
keit eine Verfolgungshandlung darstellt, so übersieht er also zu-
nächst, daß diese Rechtsfolge im Gesetz ausdrücklich vorgesehen
ist.

Die bel Beh stützte den angefochtenen Bescheid darauf, daß einer-
seits die am 8. 8. 1994 erfolgte Anfrage des Hauptzollamtes Kla-
genfurt an das Bundesministerium für Inneres betreffend verschie-
dene Daten des in Rede stehenden PKWs und andererseits das
Amtshilfeersuchen vom 26. 4. 1996 Verfolgungshandlungen dar-
stellten, die zur Anhängigkeit des Finanzstrafverfahrens führten.

Aus den dem VwGH vorgelegten Akten kann dabei nicht eindeutig
beurteilt werden, ob die Anfrage vom 8. 8. 1994 eine Verfol-
gungshandlung darstellte, da in den Akten lediglich die im elektro-
nischen Datenverkehr übermittelte Antwort erliegt. Sollte diese Ant-

wort so zu verstehen sein, daß dem Hauptzollamt Klagenfurt ledig-
lich die Fahrgestellnummer bekannt war und somit der Name des
Bf durch diese Anfrage erst ermittelt werden sollte, so stellte diese
Anfrage keine gegen eine bestimmte Person als den eines Finanz-
vergehens Verdächtigen gerichtete Verfolgungshandlung dar. Im
Hinblick auf das Amtshilfeersuchen vom 26. 4. 1996 konnte dies
aber auf sich beruhen:

In diesem nach Ausweis der Akten am 2. 5. 1996 beim Hauptzoll-
amt Linz eingelangten Amtshilfeersuchen wurde ausgeführt, daß
Werner St im Verdacht stehe, das Finanzvergehen der vorsätzli-
chen Hinterziehung von Eingangsabgaben in mehreren Fällen be-
gangen zu haben. Neben anderen habe der Bf einen PKW der
Marke Ford Fairlane von Werner St erworben. Es wurde das
Hauptzollamt Linz ersucht, (unter anderem) den Bf als Verdächti-
gen zu vernehmen. Dieses Amtshilfeersuchen richtete sich damit
nach seinem klaren Wortlaut gegen den Bf als den eines Finanz-
vergehens Verdächtigen, sodaß damit die Voraussetzungen für die
Beurteilung des Ersuchschreibens als Verfolgungshandlung erfüllt
waren. Entgegen dem Vorbringen des Bf hätte das Amtshilfeersu-
chen den Bereich der Finanzstrafbehörde nach dem Gesagten kla-
rerweise verlassen.

Wenn der Bf hiezu die Auffassung vertritt, eine Verfolgungshand-
lung liege erst dann vor, wenn das Amtshilfeersuchen bei der er-
suchten Beh eingetroffen ist und „auch bearbeitet wurde“, so über-
sieht er, daß „nach außen gerichtet“ alles heißt, was über den Be-
reich der verfolgenden Beh hinausgeht. Auch ein Amtshilfeersu-
chen gehört zu einer solchen nach außen erkennbaren Amtshand-
lung (vgl das Erk vom 15. 2. 1983, Zl 82/15/0146). Dem Um-
stand, daß die ersuchte Beh dem Ersuchen – wie der Bf meint – erst
nach 16 Monaten nachgekommen ist (eine durch einen Aktenver-
merk vom 18. 12. 1996 dokumentierte, letztlich ergebnislose Er-
hebung am Wohnsitz des Bf gelangte diesem offenkundig nicht
zur Kenntnis, was aber dahingestellt bleiben kann), kommt für die
Beurteilung des Amtshilfeersuchens als eine nach außen (nämlich
aus dem Bereich des Hauptzollamtes Klagenfurt) in Erscheinung
getretene Verfolgungshandlung keine Bedeutung zu. Es wurde so-
mit vor dem 31. 12. 1996 eine Verfolgungshandlung gesetzt.

Anmerkung:

Die Verjährung gem § 31 FinStrG wird durch anhängige Finanz-
strafverfahren gehemmt (Fellner, FinStrG5 I § 14 Rz 13); dazu ge-
nügt, daß gem § 14 Abs 3 FinStrG eine Verfolgungshandlung ge-
setzt wird. Nach der im § 14 Abs 3 FinStrG enthaltenen Begriffs-
bestimmung ist unter einer Verfolgungshandlung jede nach außen
erkennbare Amtshandlung eines Gerichtes, einer Finanzstrafbe-
hörde oder eines im § 89 Abs 2 genannten Organs zu verstehen,
die sich gegen eine bestimmte Person als den eines Finanzverge-
hens Verdächtigen, Beschuldigten oder Angeklagten richtet. Da im
vorliegenden Fall ein Amtshilfeersuchen den Bereich der Beh (des
Hauptzollamts Klagenfurt) verlassen hat, führt der VwGH zu Recht
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aus, daß es sich um eine „nach außen erkennbare Amtshandlung“
handelt (vgl auch Fellner, FinStrG5 I § 14 Rz 34ff). Dabei muß die
Verfolgungshandlung der Person, gegen die sie gerichtet war,
nicht zur Kenntnis gelangen. Dies leitet der Gerichtshof zutreffend
aus dem letzten Halbsatz des § 14 Abs 3 FinStrG ab (vgl Fellner,
FinStrG5 I § 14 Rz 34).

Christoph Urtz

7552

§ 21 Z 1 KVG
Die von den Erwerbern neben den jeweils fixier-
ten Abtretungspreisen zu leistenden, ziffernmä-
ßig bestimmten Beträge gehören zum Entgelt,
wenn diese Leistung notwendig war, um den
Geschäftsanteil zu erhalten.

Es kommt nicht darauf an, ob die Leistung unmit-
telbar an den Veräußerer oder nach dessen An-
weisung an einen Dritten zu erfolgen hat.

VwGH 29. 4. 1998, 98/16/0098, 0099

Gemäß § 21 Z 1 KVG wird die Steuer regelmäßig vom vereinbar-
ten Preis berechnet. Der VwGH hat im Erk vom 19. 1. 1994, Zl
93/16/0142, 0143, unter Hinweis auf die Vorjudikatur ausge-
sprochen, daß die von den Erwerbern neben den jeweils fixierten
Abtretungspreisen zu leistenden, ziffernmäßig bestimmten Beträge
zum Entgelt gehören, wenn diese Leistung notwendig war, um den
Geschäftsanteil zu erhalten. Im auch von den Parteien des verwal-
tungsgerichtlichen Verf zitierten Erk des VwGH vom 27. 2. 1997,
Zl 95/16/0110, wurde betont, daß es nicht darauf ankommt, ob
die Leistung unmittelbar an den Veräußerer oder nach dessen An-
weisung an einen Dritten zu erfolgen hat.

Im vorliegenden Fall übernahmen die Bf ausdrücklich die Verpflich-
tung, daß sie das Schuldenkonto der Gesellschaft bei der X-Bank
abdecken. Sie hafteten persönlich dafür, daß diese Abdeckung er-
folgte. Durch Punkt 2 des Vertrages wurde klargestellt, daß sie den
Anteil nur erwerben, wenn diese zusätzliche, ziffernmäßig be-
stimmte Leistung erbracht wird.

Damit ist aber der Steuertatbestand bereits erfüllt: Ob durch die Ab-
deckung des Kontos bei der X-Bank die Veräußerer allenfalls von ei-
ner Haftung entlassen wurden, spielt keine Rolle, weil nur der Ab-
schluß des Anschaffungsgeschäftes und nicht die Bereicherung des
Veräußerers Gegenstand der Steuer ist (siehe das schon zitierte Erk
vom 27. 2. 1997). Gegenstand des Anschaffungsgeschäftes war
aber die Begleichung der Verbindlichkeiten der Gesellschaft, wozu
sich die Gesellschafter verpflichteten; wer unmittelbar für die Beglei-
chung aufkam, ist belanglos. Es macht keinen Unterschied, ob die
eintretenden Gesellschafter direkt das Konto bei der X-Bank abdeck-

ten, ob die Gesellschafter den Betrag an die Gesellschaft leisten und
die Gesellschaft sodann den Kredit bedient, oder ob die Gesellschaft
selbst, nach Aufnahme einer neuen Kreditverbindlichkeit bei der Y-
Bank, das Konto bei der X-Bank abdeckt. Entscheidend ist allein, daß
sich die Erwerber zur Begleichung der ziffernmäßig bestimmten Ver-
bindlichkeiten bei der X-Bank im Abtretungsvertrag gegenüber den
Veräußerern verpflichtet haben.

Anmerkung:
Im gegenständlichen Fall übernahmen die Erwerber von Gesell-
schaftsanteilen einer GmbH (in Punkt 2 des Abtretungsvertrages)
zusätzlich zur Kaufpreiszahlung die Verpflichtung, Verbindlichkei-
ten bei der X-Bank abzudecken. Die Auffassung des VwGH, wo-
nach übernommene Verpflichtungen zum vereinbarten Preis gem
§ 21 Z 1 KVG und damit zur Bemessungsgrundlage der BUSt ge-
hören, entspricht der hM (vgl Dorazil, KVG-Kurzkommentar2 § 21
Rz 1.3; Brönner/Kamprad, KVG4 § 23 Rz 2). Der Gerichtshof setzt
dabei voraus, daß es sich um ziffernmäßig bestimmte Verbindlich-
keiten handeln muß. Dies hängt damit zusammen, daß unter dem
„vereinbarten Preis“ grundsätzlich ein Barpreis, dh ein ziffernmä-
ßig bestimmter Geldbetrag zu verstehen ist (vgl Dorazil, KVG-Kurz-
kommenar2 § 21 Rz 1).

Christoph Urtz
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Für Sie gelesen
■ Zusammenschluß und Realteilung von

Rechtsanwälten. Von Werner Wiesner/
Walter Schwarzinger/Werner Sedla-
cek/Gottfried Sulz. Verlag Linde, Wien
1998. 202 Seiten, geb, S 615,–.

Die vier genannten Autoren schließen mit
ihrem Werk für unseren Berufsstand eine
Lücke. Die österreichische Literatur hat sich
zwar mit den für Anwaltsgesellschaften zu
beachtenden Bestimmungen des Gesell-
schaftsrechts und des anwaltlichen Berufs-
rechts beschäftigt. Mit dem nun vorliegen-
den Werk werden in Kapitel I die dafür
relevanten steuerlichen Bestimmungen des
Artikel IV UmgrStG für einen Zusammen-
schluß zu einer Mitunternehmerschaft erst-
mals umfassend dargestellt. Berücksichtigt
werden dabei nicht nur die besonderen
berufsrechtlichen Vorschriften und die in
der Praxis üblichen gesellschaftsvertragli-
chen Vereinbarungen von Rechtsanwälten,
sondern auch die Form der Gewinnermitt-
lung durch Einnahmen-Ausgaben-Rech-
nung nach § 4 Abs 3 EStG.
Die Autoren stellen zahlreiche interessante
Gestaltungsmöglichkeiten beim Beitritt von
Partnern dar, insbesondere sei auf das
alternative Zusammenschlußmodell für
Rechtsanwälte (ähnlich dem Punktesystem
oder Lock-step-System) verwiesen. Bei der
Erstellung des Gesellschafts- bzw Zusam-
menschlußvertrages kann die von den Au-
toren erstellte Punktation wertvolle Dienste
leisten. Darüber hinaus werden auch pra-
xistaugliche Wege aufgezeigt, um den
nicht zu vernachlässigenden Tücken und
Fallen des UmgrStG zu entgehen.
Auch die Hinweise auf die sonstigen
Bestimmungen des UmgrStG betreffend
Umsatzsteuer, Grunderwerbsteuer (Treu-
handschaften!), Lohnsteuer, Sozialversiche-
rung, Kommunalsteuer sowie Kapitalver-

kehrsteuer und Gebühren sollten beachtet
werden.

Dieses Buch beschäftigt sich jedoch nicht
nur mit dem Zusammenschluß von Rechts-
anwälten zu Partnerschaften, sondern in
Kapitel II auch mit dem Austritt aus Rechts-
anwalts-Partnerschaften, der häufig nur bei
Anwendung des Art V UmgrStG ertrags-
neutral möglich ist. Da dieser Fall häufig
zu einer Mitnahme eines Teiles des Klien-
tenstocks führt, ist eine damit zusammen-
hängende ertragsneutrale Realteilung wirt-
schaftlich von besonderer Bedeutung.

Das vorliegende Buch enthält dankenswer-
terweise auch Beispiele für die praktische
Umsetzung, einen adaptierten Text des
UmgrStG, die ausgewählten Erlässe und
einzelne Erledigungen des BMF, insbeson-
dere den Erlaß vom September 1998
zu den Folgen eines Zusammenschlusses
nach Art IV UmgrStG oder einer Realtei-
lung nach Art V UmgrStG bei fortgesetzter
Einnahmen-Ausgaben-Rechnung.

Das vorliegende Werk kann darüber hin-
aus auch als Arbeitsbehelf zur Lösung von
rechtlichen Zweifelsfragen bei der Verfas-
sung und Änderung von Personengesell-
schaftsverträgen verwendet werden.

Es ist den genannten Autoren jedenfalls
hervorragend gelungen, eine nicht nur tief-
gehende und zusammenfassende, sondern
auch verständliche Darstellung des Systems
und der praktischen Durchführung von Um-
gründungen für Rechtsanwälte und andere
Angehörige freier Berufe zu erarbeiten.

Herbert Hochegger

■ Einführung in das öffentliche Recht. Von
Friedrich Koja. Verlag Orac, Wien
1998. XIV, 150 Seiten, br, S 370,–.

Univ.-Prof. DDr. Koja erreicht mit seinem
neuen „Streich“ in konsequenter Weise
das von ihm verfolgte Ziel, das umfang-
reiche Gebiet des öffentlichen Rechts Neu-
einsteigern und sonst am öffentlichen Recht
Interessierten näherzubringen.

Es werden die Grundelemente des Verfas-
sungs- und des Verwaltungsrechts in geglie-
derter und verständlicher Art und Weise
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kurz und übersichtlich erörtert, so daß ein
schnelles, erstmaliges „Vertrautwerden“
mit dem öffentlichen Recht ermöglicht
wird, ohne hiebei (als „Neuling“) durch
das Zitieren von Literatur und Rechtspre-
chung vom Kennenlernen des „Grundge-
rüsts“ abgelenkt zu werden. (Die einschlä-
gigen Rechtsvorschriften werden jedoch
genannt.)

Die hier vorgenommene dogmatische Ver-
mittlung des „von Rechtsnormen über-
schwemmten“ öffentlichen Rechts – be-
schränkt auf die wesentlichen Begriffe des
Verfassungs- und des Verwaltungsrechts
und deren beispielhafte Beschreibung –,
eröffnet den Interessierten (insbesondere
den Studenten, bei denen nicht selten
ein fehlendes Verständnis für Zusammen-
hänge zwischen Verwaltungsnormen und
Verfassungsnormen zu orten ist) die Mög-
lichkeit, sich aufgrund der mit diesem Buch
erworbenen Kenntnisse an Detailprobleme
und an weiterführende Literatur heranzu-
tasten.

Thomas König

■ Allgemeines Verwaltungsrecht. Von
Bernhard Raschauer. Verlag Springer,
Wien 1998. XVII, 707 Seiten, br,
S 870,–.

Mit dem Verwaltungsrecht kann umgehen,
wer einigermaßen das Allgemeine Verwal-
tungsrecht und das Verwaltungsverfahrens-
recht beherrscht; das Besondere Verwal-
tungsrecht muß man von Fall zu Fall ohne-
hin immer wieder nachlesen und erneut
durchdenken.

Gerade das Allgemeine Verwaltungsrecht
läßt sich jedoch nicht – nicht einmal über-
wiegend – anhand von Gesetzestexten
erarbeiten; es bedarf dazu übersichtlicher
und zusammenfassender Bücher (Lehrbü-
cher).

Nicht, daß es Lehrbücher über das „Allge-
meine Verwaltungsrecht“ nicht gäbe; im
Gegenteil, es gibt mehrere sehr gute. Aber:
Gerade beim Allgemeinen Verwaltungs-
recht kommt es doch sehr auf Gewichtun-
gen und auf den Blickpunkt des Autors an.

Was hält er für wichtig? Was hält er für
weniger wichtig? Was sind die für ihn
maßgebenden Gesichtspunkte?

Bernhard Raschauer schreibt im Vorwort
zu Recht, es sei „gewiß ein Defizit der jün-
geren Lehre, daß sie das Verwaltungsrecht
primär aus der Brille des Rechtsschutzes
des Bürgers betrachtet und damit den
Verwaltungsbediensteten, der Handlungs-
anleitungen sucht, im Stich gelassen hat“.
Diese Feststellung darf man zwar nicht so
ganz wörtlich nehmen; sie ist jedoch im
Grunde richtig: Verwaltungsrecht ist auch –
und sogar logisch und zeitlich vorgeord-
net – etwas, was zunächst von den Orga-
nen des Staates vollzogen werden muß.
Und das Schwierige ist immer zunächst das
Tun; das nachträgliche Bewerten, Kritisie-
ren und Bekämpfen ist meist leichter.

Wie auch immer: Bernhard Raschauer hat
sich – erfolgreich – bemüht, auf sehr viele

für die Praxis wichtige Details Rücksicht zu
nehmen und im wahrsten Sinne des Wor-
tes „Handlungsanleitungen“ zu geben. Auf
diese Art und Weise wird – aus didakti-
scher Sicht gesehen – vieles sehr plastisch,
was gelegentlich im Unklaren zu versinken
droht.

Aber noch etwas anderes zeichnet das
Werk von Bernhard Rauschauer aus. Es ist
das – sehr verständliche und nachvollzieh-
bare – Eingehen auf verwaltungsrechtliche
Gegebenheiten, wie sie sich erst in den
letzten Jahren, insbesondere auch aus
europarechtlicher und aus verfassungs-
rechtlicher Sicht, ergeben haben. In die-
sem Sinne ist das vorliegende Buch auch
„hochmodern“ (im Sinne von „hochaktu-
ell“).

Wer immer sich – ohne Gefahr zu laufen,
in einer Fülle von Details unterzugehen –
auf dem Gebiet des Allgemeinen Verwal-

Indexzahlen September 1998

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 102,2

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 99,2

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 133,7

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 207,8

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 364,5

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 464,5

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 465,9

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4081,5

Lebenshaltungskostenindex (April 1938 = 100) 3466,6

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3517,6

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 103,5

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 137,7

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 229,3

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2236,9
Zahlenangaben ohne Gewähr
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tungsrechts weiterbilden (und „nachschu-
len“) will, der wird Raschauers „Allgemei-
nes Verwaltungsrecht“ nicht bloß im Ein-
zelfall bei Bedarf zu Nachschlagezwek-
ken verwenden, sondern er wird dieses
Buch zunächst einmal als Ganzes lesen –
er wird daraus sehr großen Gewinn zie-
hen (und auch Vergnügen schöpfen).

Walter Barfuß

■ Das verfassungsrechtliche Verfahren in
Steuersachen. Hrsg von Michael Holou-
bek/Michael Lang. Verlag Linde, Wien
1998. 216 Seiten, Ln, S 418,–.

Der vorliegende Band ist das Ergebnis
eines an der Wirtschaftsuniversität Wien
abgehaltenen Symposiums zum gleichen
Thema. Er behandelt in Einzeldarstel-
lungen grundsätzliche verfahrensrechtliche
Fragen der verfassungsgerichtlichen Pra-
xis.

Das österreichische Modell der Verfas-
sungsgerichtsbarkeit als streitiges, streitent-
scheidendes Verfahren mit seiner verfah-
rensrechtlichen Bindung des VfGH an die-
ses Verfahren, verfaßt von Michael Holou-
bek, leitet die Serie ein. Karl Korinek be-
faßt sich mit der Bedeutung des Gemein-
schaftsrechtes für das verfassungsgerichtli-
che Verfahren und zeigt die Grenzen der
Verfassungsgerichtsbarkeit, aber auch die
Fülle der noch offenen und unentschiede-
nen Rechtsfragen in diesem Zusammen-
hang auf. Christoph Urtz behandelt die
aufschiebende Wirkung im verfassungsge-
richtlichen Verfahren in Steuersachen und
faßt die eher strenge Praxis des Gerichtsho-
fes kritisch zusammen. Josef W. Aichlreiter
gibt einen Überblick zur Frage der Präjudi-
zialität. Michael Lang befaßt sich mit der
Rechtswidrigkeit und der sich daraus erge-
benden Folgen für die aufzuhebenden Vor-
schriften, wie sie der VfGH übt. Mit den
Grenzen der Rechtskraft der Normprü-
fungserkenntnisse befaßt sich Magdalena
Bösch und untersucht dabei, inwieweit
durch ein Erkenntnis des VfGH die ange-
fochtene Norm immunisiert wird. Über die
Rechtswirkung aufhebender Erkenntnisse

im verfassungsgerichtlichen Normprüfungs-
verfahren schreiben Michael Rohregger
und Josef Schuch, indem sie diese Wirkun-
gen untersuchen, darstellen und erläutern.
Hans-Georg Ruppe befaßt sich mit der
Wirkung des Anlaßfalles und der An-
hängigkeit. Er gibt die Reformüberlegun-
gen, die im Zusammenhang mit Massen-
beschwerden angestellt wurden, wieder.
Michael Danzer behandelt schließlich die
Fortsetzung des Verwaltungsverfahrens
nach Aufhebung des Bescheides durch
den VfGH, die daraus sich ergebenden
Folgen: wie Beseitigungsansprüche und die
Bindungswirkung des den Bescheid auf-
hebenden Erkenntnisses sowie das Ersatz-
Bescheid-Verfahren.

Das vorliegende Buch gibt eine ausge-
zeichnete Darstellung des derzeitigen
Standes von Lehre und Praxis.

Gerhard Benn-Ibler

■ Die Aufhebung der Eigentumsgemein-
schaft. ÖRSt Bd 44. Von Helmut Ziehen-
sack. Verlag Manz, Wien 1998. XXXIV,
374 Seiten, br, S 740,–.

In dieser umfangreichen wissenschaftlichen
Aufarbeitung der §§ 830ff ABGB finden
Praktiker und in der Wissenschaft tätige Ju-
risten aktuelle Judikatur sowohl zum mate-
riellen als auch verfahrensrechtlichen Teil
dieser Materie. Besonderheiten beim Woh-
nungseigentum, die geschichtliche Entwick-
lung, ein Rechtsvergleich mit der Schweiz
und Deutschland sowie die Behandlung dif-
fiziler Sonderprobleme, wie zB jenes der
Teilung von Superädifikaten, behandeln
dieses Thema, beginnend bei den An-
spruchsgrundlagen bis hin zur Zwangsvoll-
streckung.

Eingehend befaßt sich der Autor mit den –
insbesondere für den Klagsgegner wichti-
gen – Teilungshindernissen der Unzeit und
dem Nachteil der übrigen, wobei ua
gesetzliche Hinderungsgründe nach den
Teilungsvorschriften aller Bundesländer so-
wie bau-, forst-, grundverkehrs- und raum-
ordnungsgesetzliche Vorschriften einbezo-
gen werden.

Im verfahrensrechtlichen Teil wird die
einvernehmliche Teilung dem gerichtlichen
Erkenntnisverfahren gegenüberstellt. Der
Exekutionsvollzug behandelt die Real- und
die Zivilteilung näher. In den Schlußbe-
trachtungen stellt der Autor verfassungs-
und strafrechtliche Überlegungen einer
persönlichen Kritik und Reformvorschlägen
voran.

Zusammenfassend stellt diese Abhandlung
der „Mutter der Streitigkeiten“, wie Randa
die Miteigentumsgemeinschaft bezeichne-
te, für die mit dieser Materie beschäftigten
Juristen einen Leitfaden durch das Aufhe-
bungsverfahren zur Verfügung und lädt
gleichzeitig zum intensiveren Studium ein.

Hanno Zanier

■ Persönlichkeitsschutz. Von Gerold Zei-
ler. Verlag Manz, Wien 1998. XVL und
106 Seiten, br, S 361,–.

Zwar wurden in den letzten Jahren zahl-
reiche Arbeiten zum Persönlichkeitsschutz
veröffentlicht. Diese behandeln aber stets
nur ausgewählte Themen dieses weitläufi-
gen Rechtsgebietes.

Zeiler hat nunmehr – für Österreich erstma-
lig – eine knapp 100 Seiten umfassende
Darstellung des gesamten Persönlichkeits-
schutzes vorgelegt. Die Arbeit gliedert sich
in drei Teile: Den Auftakt bildet eine Einfüh-
rung in die „Grundlagen“ (1–9), danach
folgt eine Erörterung der einschlägigen
zivilrechtlichen Bestimmungen (13–45),
schließlich des Medienrechts (47–97).

Zeiler behandelt die einzelnen Abschnitte –
wie er im Vorwort selbst betont – in einer
sehr unterschiedlichen Dichte. Ziemlich
umfangreich sind etwa die Ausführun-
gen zur zivilrechtlichen Kreditschädigung
(§ 1330 Abs 2 ABGB) und zum Bildnis-
schutz (§ 78 UrhG). Hier findet der Leser
eine lückenlose Darstellung der aktuellen
Judikatur, das Schrifttum ist nahezu voll-
ständig aufgearbeitet. Etwas geraffter fällt
demgegenüber schon die Erörterung der
medienrechtlichen Entschädigungsansprü-
che (§ 6 ff MedienG) aus. Doch auch hier
vermittelt Zeiler in einem umfangreichen
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Fußnotenapparat meist die maßgeblich
jüngere Judikatur. Sehr knapp ist hingegen
die Darstellung des Medienstraf- und des
Gegendarstellungsrechtes. Hier referiert
Zeiler weitgehend nur den Gesetzestext.
Selbst zentrale Probleme – wie etwa die
Frage, inwiefern im Gegendarstellungsver-
fahren der Ermittlungsgrundsatz gilt – wer-
den nur im Anmerkungsapparat angeris-
sen (vgl FN 539).

Zusammengefaßt: Das Buch kann jedem
Praktiker des Medienrechts empfohlen
werden. Der „Anfänger“ findet einen infor-
mativen, wenngleich zT sehr knappen
Grundriß; und der „Fortgeschrittene“ fin-
det eine vollständige und aktuelle Judika-
turübersicht zum zivilrechtlichen Persön-
lichkeitsschutz sowie zu den medienrechtli-
chen Entschädigungsbestimmungen.

Peter Zöchbauer

■ Österreichisches und europäisches
Wirtschaftsprivatrecht. Hrsg von Hans
Georg Koppensteiner. Teil 6/1: Wett-
bewerbs-Kartellrecht. Von Thomas Eil-
mannsberger. Verlag der Österreichi-
schen Akademie der Wissenschaften,
1998. 227 Seiten, br, S 448,–.

In der Reihe der Veröffentlichungen der
Kommission für Europarecht, Internationa-
les und ausländisches Privatrecht ist als
Band 19 diese Abhandlung erschienen,
die die zivilrechtlichen Folgen der Ver-
letzung gemeinschaftsrechtlicher Wett-
bewerbsregeln, der Art 85, 86 EGV, im
österreichischen Recht erörtert. Die gemein-
schaftsrechtlichen Kartell- und Mißbrauchs-
verbotsbestimmungen sind seit dem Beitritt
Österreichs zur Europäischen Union unmit-
telbar anwendbar geworden; sie verdrän-
gen österreichisches Kartellrecht, ohne es

aufzuheben (Doktrin Walt Wilhelm). Die
Arbeit untersucht, ob die österreichischen
zivilrechtlichen Sanktionen aus der Nichtig-
keit, insbesondere Schadenersatzansprü-
che und Ansprüche aus der Verletzung
von Schutzgesetzen, anwendbar sind. Der
Autor bejaht den Anwendungsvorrang von
Freistellungsentscheidungen, soweit nicht
Marktmachtmißbrauch vorliegt. Vertriebs-
Gruppenfreistellungsverordnungen wer-
den in der Regel durch überschießende
Vertragsklauseln insgesamt unanwendbar;
anderes soll nur für die Kfz-Gruppenfrei-
stellung gelten. Zum Teil gegen gemein-
schaftsrechtliches Kartellrecht verstoßende
Verträge bleiben „restgültig“; das leitet
der Autor zutreffend aus § 878 ABGB ab.
Der Grundsatz der gemeinschaftsrechtli-
chen Staatshaftung gilt nach herrschender
Ansicht seit der mit Francovich begonne-
nen EuGH-Rechtsprechung auch für Ver-
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stöße gegen gemeinschaftliches Primär-
recht; ungeachtet dessen sind Verstöße
gegen gemeinschaftsrechtliches Wettbe-
werbsrecht weiterhin nach dem Recht der
Mitgliedstaaten zu ahnden. Der Autor
untersucht im einzelnen die innerstaatli-
chen Haftungsvoraussetzungen für Scha-
denersatzansprüche: er befaßt sich sehr
ausführlich mit dem Schaden und seiner –
gerade bei Wettbewerbsverstößen proble-
matischen – Ermittlung. Die Unterlassungs-
ansprüche nach § 1293 ABGB finden
ebenso Beachtung wie die Anwendung
der Grundsätze des § 1 UWG auf gemein-
schaftsrechtliche Kartellverbote: Der Autor
kommt zum Ergebnis, daß – mit Ausnahme
der Ausbeutung von Marktmacht – Ver-
stöße gegen die Art 85, 86 EGV stets auch
sittenwidrig gemäß § 1 UWG sind. Dabei
weist er besonders auf die durch § 14
UWG bewirkte Ausweitung der unter-
lassungsberechtigten Personen und Perso-
nengruppen hin. Die Arbeit stützt sich auf
ein eindrucksvolles Literaturverzeichnis,
das auch die einschlägigen englischspra-
chigen Publikationen berücksichtigt; auch
in Österreich noch selten beachtete deut-
sche Festschriftenbeiträge (Oppenhoff,
Mestmäker, Gaedertz und Everling) sind
verarbeitet.
Eilmansbergers auch sprachlich vorzügli-
che, in der Argumentation überzeugende
Arbeit ist bisher auf ihrem Gebiet ohne
Konkurrenz geblieben; sie ist das Stan-
dardwerk für jeden österreichischen Juri-
sten, der sich mit den innerstaatlichen
Rechtsfolgen aus gemeinschaftsrechtswid-
rigem Verhalten im Wettbewerb befaßt.

Karl Hempel

■ Europarecht. 2., erweiterte Aufl. Von
Peter Fischer/Gerhard Hafner. WUV
Verlag, Wien 1998. 532 Seiten,
S 468,–.

Dieses Werk ist die zweite Auflage des
1989 noch unter Mitarbeit von Prof. Josef
Aicher erschienenen Buches.

Die ersten zwei Drittel dieses Werks beste-
hen aus den Vertragstexten über die Euro-
päische Union, aus den Vertragstexten
und den Gesetzen Österreichs im Verhält-
nis zur Europäischen Union als auch über
die Dokumente zur Europäischen Sicher-
heit sowie den Dokumenten betreffend den
Europarat und den Menschenrechten. Der
Vertrag von Amsterdam ist ebenfalls aus-
zugsweise abgedruckt.

Der zweite Teil, welcher von Prof. Hafner
bearbeitet worden ist, beinhaltet eine Aus-
wahl der teilweise wichtigsten Entschei-
dungen des Europäischen Gerichtshofes.
Die Autoren geben auch keine eigenen
Stellungnahmen zu verschiedenen Fragen
ab. Im Vergleich zu den Lehrbüchern
von Schweizer/Hummer; Beutler/Bieber/
Pipkorn/Streil und Oppermann ist es ein
Unikat, da keines dieser oben genannten
Werke sowohl Zitate der Rechtsprechung
als auch die Vertragstexte im großen Stil
enthält. Für den Praktiker bedeutet dies,
daß, falls man nicht Sammlung der Urteile
und Beschlüsse des Europäischen Gerichts-
hofes unmittelbar bei der Hand hat, man
doch die wichtigsten Entscheidungen –
zwar gekürzt – nachlesen kann und sie
entsprechend in Schriftsätzen und Gutach-
ten verwenden kann.

Wolf-Georg Schärf

■ Handbuch der Nichtigkeitsgründe. Von
Einhard Steininger. Verlag Österreich,
Wien 1998. 312 Seiten, br, S 498,–.

Die vom Gesetzgeber statuierte Ritualisie-
rung des strafgerichtlichen Rechtsmittelver-
fahrens verstärkt den praktischen Wert
eines Handbuches, wie es Einhard Steinin-
ger als Universitätsprofessor und Verteidi-
ger in Strafsachen nunmehr in zweiter Auf-
lage vorlegt. Diese wurde vor allem durch
das Strafprozeßänderungsgesetz 1993
und das Strafrechtsänderungsgesetz 1996
veranlaßt. Sie bot dem Autor willkomme-
nen Anlaß, alle Nichtigkeitsgründe zu

überarbeiten sowie Rechtsprechung und
Literatur auf den neuesten Stand zu brin-
gen.

Wer als verteidigender Rechtsanwalt Nich-
tigkeitsbeschwerden zu verfassen hat, von
denen die Kollegen einst witzelten, daß sie
ohnehin im Regelfall „zu verwerfen seien“,
findet in Steiningers Handbuch wertvolle
Hilfe, wie er und sein Klient vor diesem
Schicksal bewahrt werden können.

Walter Schuppich

■ Ehe- und familienrechtliche Entschei-
dungen, Band XXXIII, EF-Slg. Hrsg von
Friedrich Hluze/Anton Schwarz. Ver-
lag Manz, Wien 1998. 54 Seiten,
S 1950,–.

Unter Beibehaltung des bewährten Systems
der gegenständlichen Entscheidungssamm-
lung enthält der 33. Band, extra erwäh-
nenswerter Weise, auch zwei Entscheidun-
gen zum Wohnungseigentumsgesetz (eine
davon betrifft den Mindestanteil eines in
Konkurs verfangenen Ehegatten) und im
2. Teil, welcher mit der Textwiedergabe
von nur fünf Entscheidungen (zweimal
OGH und zweimal LG ZRS Wien) etwas
spärlich ausfiel, eine doch sehr wesentlich
erscheinende, über den Anspruch eines
Minderjährigen auf Regelung des von ihm
gewünschten Besuchsrechtes und Rekurs-
berechtigung des Minderjährung gegen
eine a limine Abweisung.

Da die Autoren auch versuchen, nicht
veröffentlichte Entscheidungen wiederzu-
geben, sollten mit der Materie befaßte Kol-
legen interessante zweitinstanzliche Ent-
scheidungen zur Verfügung stellen! Aber
die Fülle der rund 3200 seit der letzten
Ausgabe aus Oktober 1996 neu veröffent-
lichten Entscheidungen zeigt ohnehin den
beachtlichen Zugang der Autoren zur
österreichweiten ehe- und familienrechtli-
chen Judikatur.

Ruth E. Hütthaler-Brandauer
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfri-
stig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33, 713 78 34 und 712 32 28, auch außer-
halb der Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder 713 78 34-74
oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0663) 06 89 83, Privatanschluß (06212)
71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

Substitutionen in Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Ruth Mirecki,
RA in Wien 3, Reisnerstraße 25/2, Telefon (01) 712 35 70,
713 16 41, jetzt ganztägig erreichbar.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Schwertgasse 2/XIII,
Telefon (01) 533 85 90, Telefax (01) 533 85 90-11, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.
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RA Dr. Stefan Joachimsthaler, 1070 Wien, Kandlgasse 32/10,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien.
Telefon (01) 523 54 10, Telefax (01) 523 54 10-10.

■
Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■
RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.
Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.

■
Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt auch kurzfristig RA
Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0664) 337 94 16, durchgehend
erreichbar.

Linz – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 4020 Linz, Bürgerstraße 41,
übernimmt Substitutionen aller Art in Linz und Umgebung.
Telefon (0732) 77 72 07-14, Telefax (0732) 78 25 70, Mobil-
telefon 0664/420 12 80.

■
Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.
Telefon und Fax (01) 726 71 44 sowie 0676/326 86 18.

■
Substitutionen im Raum Wr. Neustadt und Umgebung in Zivil-
und Strafsachen übernimmt RA Mag. Edwin Stangl, Neunkirchner
Straße 34, 2700 Wr. Neustadt.
Telefon (02622) 847 14, Telefax (02622) 847 14-22.

■
Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig), übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■
Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen über-
nimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Wollzeile 15/15.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 62 21.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Dr. Thomas Ruža, 1010 Wien, Wiesinger-
straße 8.
Telefon (01) 512 20 02, Telefax (01) 512 20 03.

RA Dr. Harald Sitta, 1080 Wien, Josefstädter Straße 43/2, über-
nimmt Substitutionen in Wien und Umgebung.
Telefon (01) 408 85 24, Telefax (01) 408 85 24-11.

■

Substitutionen aller Art in der Obersteiermark (BG und LG’s
Leoben, BG’s Bruck/Mur, Frohnleiten, Kindberg, Mürzzuschlag
und Mariazell) übernimmt Mag. Leopold Zechner, Rechtsanwalt in
8600 Bruck/Mur, Koloman Wallisch-Platz 8.
Telefon und Telefax (03862) 512 24.

■

Substitutionen aller Art vor den Gerichten in Wr. Neustadt, Neun-
kirchen, Gloggnitz, Aspang, Mürzzuschlag, Pottenstein, Ebreichs-
dorf, Baden übernimmt RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neu-
stadt, Pöckgasse 18.
Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622) 834 94-4.

■

RA Mag. Gerlinde Goach, 8101 Gratkorn, Andreas-Leykam-Platz 2,
übernimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen
vor den Gerichten und Verwaltungsbehörden in Graz, Frohnleiten,
Bruck an der Mur, Leoben, Weiz, Gleisdorf und Leibnitz.
Telefon (03124) 231 77, Telefax (03124) 232 88.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung übernimmt Rechts-
anwalt Mag. Nikolaus Vasak, 1030 Wien, Weyrgasse 5.
Telefon (01) 713 45 78, Telefax (01) 713 94 80.

■

Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.
Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■

Substitutionen in Perg, Grein, Mauthausen und Pregarten erle-
digt gerne Mag. Michael Poduschka, Rechtsanwalt, Dr. Schober-
straße 25, 4320 Perg.

Telefon (07262) 535 55, Telefax (07262) 535 55-4.

■

Rechtsanwaltskanzlei Dr. Günter Harrich, Schönbrunner Straße
90/10, 1050 Wien, Tel (01) 548 50 40, Fax (01) 548 50 40-3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafrechtssachen im Raum
Wien und Umgebung.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Tel (01) 512 22 90, 0664/302 53 56,
Fax (01) 512 61 53, übernimmt Substitutionen, auch Rechtsmittel.



Junger Rechtsanwalt bietet ebenfalls jungem Kollegen Regie-
gemeinschaft in Kanzlei mit Schwerpunkt Wirtschaftsrecht. Sehr
schöne Kanzleiräumlichkeiten mit kompletter Büroinfrastruktur, um-
fangreicher Bibliothek sowie Anschluß an RDB und andere Daten-
banken stehen in ausgezeichneter, verkehrsgünstiger Lage in Wien
zur Verfügung.
Interessierte Kollegen oder Kolleginnen wenden sich unter „Koope-
rativ“, Chiffre A-100448 an den Verlag.

■

Rechtsanwalt bietet Kollegen/in Regiegemeinschaft in Wiener
Kanzlei; schöne sehr große Kanzleiräumlichkeiten, komplette
Büroinfrastruktur, umfangreiche Bibliothek, CD-ROM, Grundbuch-,
Firmenbuchanschluß, Internet etc vorhanden. Verkehrsgünstige Lage,
Mitbenützung der Kanzleieinrichtungen möglich; 1–3 Räume zur
Alleinverfügung.
Interessierte Kolleginnen/Kollegen wenden sich unter „Justizpalast-
nähe“, Chiffre A-100489 an den Verlag.

■

Bestens eingeführte Innenstadtkanzlei bietet nettem Kollegen
Anschluß in Regiegemeinschaft. Effizientes Team und Infrastruktur
erwarten Sie.
Interessierte Kollegen oder Kolleginnen wenden sich unter „An-
walt“, Chiffre A-100491 an den Verlag.

■

RA, 35, Schwerpunkte öffentl Recht und Allgemeinpraxis, sucht
InteressentIn für Regiegemeinschaft (wechselseitige Urlaubsvertre-
tung und Zusammenarbeit durchaus erwünscht) in schon bestehen-
der, preiswerter Ringstraßenkanzlei ab sofort.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100493 oder 0663/
919 34 08.

■
Wirtschaftlich ausgerichtete Zivilkanzlei in Wien (2 Partner +
Konzipient) und Auslandsbüro, persönlicher Stil, hervorragendes
Betriebsklima. Wir arbeiten ernsthaft, leben aber auch gerne und
gut. Zukunftsorientiert suchen wir vertraulich Kontakt zu – auch
größerer – Kanzlei zwecks Zusammenschlusses/Anschlusses.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100492.

■

Gut eingeführte Anwaltskanzlei mit verbleibender Stammklient-
schaft zu übertragen.
Zuschriften an den Verlag unter „Obersteiermark“, Chiffre
A-100480.

■

Mitarbeit auf Substitutionsbasis, Beteiligung oder Übernahme
einer Rechtsanwaltskanzlei in Wien gesucht.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100494.



P.b.b.
Verlagspostamt 1010 Wien

Erscheinungsort Wien
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Übernahme einer Anwaltskanzlei ab Jänner 1999 gesucht.
Zuschriften an den Verlag unter „Vertragsrecht“, Chiffre A-100495.

■
Österreichisches Recht – komplett eingeordnet bis Februar 1998
sowie Bundesgesetzblätter 1947 bis 1995 wegen Bibliotheks-
umstellung auf EDV – günstig abzugeben. Pauschal S 35.000,–,
nähere Auskünfte Tel (01) 408 37 89.

■
Luxuseigentum im 23. Bez, 173 m2 über 2 Stockwerke, 6 Zimmer,
2 Bäder, Loggia, Terrasse, Grünlage, Tiefgarage, optimale Ver-
kehrsanbindung, volle Infrastruktur; Teilfinanzierung möglich.
Dr. Tscheitschonig GmbH, Tel (01) 533 77 27.

■
Büro, 209 m2, mit optimaler Raumeinteilung in repräsentativem
Altbau mit Lift. Nähe Stephansplatz/Kärntner Straße, ab sofort zu
vermieten. Telefon (01) 512 84 45.

■
Büroetage bis zu 265 m2, wunschgemäß auszugestalten in moder-
nem Bürohaus, 1030, direkt an U3 (3 Stationen vom Stephans-
platz) zu vermieten. Dienstleistungspartner im Bereich Steuerbera-
tung/Wirtschaftsprüfung, Unternehmensberatung und Personal-
wesen im Haus; angestrebt werden Infrastruktursharing, Standort-
marketing, gegenseitige Präferenzen etc.
Interessenten wenden sich an Herrn Dr. Breinl, Telefon (01)
711 66-207.

■
Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Express Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.
BLTS – Business and Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Tele-
fon (01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.

■
Büro für juridische Fachübersetzungen: gerichtlich beeidete Dol-
metscher und Übersetzer für die englische Sprache; ausgebildet im
österreichischen und anglo-amerikanischen Recht; Muttersprachen
Deutsch und Englisch; Verträge, Gutachten, Gesetze, allgemeine
Texte; rasche und zuverlässige Erledigung.
Telefon (01) 585 40 80-0, Telefax (01) 585 40 80-20; e-mail:
mfg-law@aon.at

ADVOKAT-Einschulungen: Zur Verstärkung unserer Kapazität
für die Einschulung suchen wir für ganz Österreich Sekretärin-
nen / Kanzleileiterinnen mit ausgezeichneten Kenntnissen von
Winword und ADVOKAT. Ansprechpartner Dr. Martin Mandler,
ADVOKAT GmbH, 6020 Innsbruck, Andreas-Hofer-Straße 39B,
Telefon (0512) 58 80 33, Fax (0512) 58 80 33-33.
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